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I.	 Hintergrund und Fragestellungen  
des Gutachtens

Mit dem „AI Act“ bzw. deutsch der „KI-Verordnung“ (KI-VO) haben das EU-Parlament und 
der Rat im Sommer 2024 einen umfassenden Ordnungsrahmen für Systeme sogenannter 
Künstlicher Intelligenz verabschiedet.1 Der 113 Artikel2 und 13 Anhänge umfassende 
Sekundärrechtsakt in Form einer Europäischen Verordnung ist vollharmonisierend und 
gilt seit dem Inkrafttreten am 1. August 2024 gemäß Art. 288 AEUV unmittelbar in den 
Mitgliedstaaten. Einer gesetzlichen Umsetzung auf der nationalen Ebene der EU-Mitglied-
staaten bedarf es nicht. Aufgrund dieser vollharmonisierenden Wirkung sperrt die Verord-
nung zudem nationale gesetzliche Vorgaben der Mitgliedstaaten im Anwendungsbereich 
der KI-VO. Möglichkeiten des deutschen Gesetzgebers, eigene Regulierungsansätze und 
-instrumente im Hinblick auf die Regulierung von KI-Systemen einzuführen, sind dadurch 
weitflächig ausgeschlossen.

Durch die umfassende Regelung auf EU-Ebene besteht3 ein Rechtsrahmen für alle 
KI-Systeme, die unter die – sehr weit gefasste – Definition in Art. 3 Nr. 1 KI-VO fallen.4 
Damit umfasst die KI-VO grundsätzlich5 eine Vielzahl von Anwendungen und Angeboten 
mit Such-, Planungs- und Optimierungsfunktionen sowie mit Wissensrepräsentation, 
die für logisches Schließen oder jedenfalls logische Annäherungen (Approximationen) 
genutzt werden können.6 Mit all diesen Systemen kommen auch Kinder in Kontakt7: als 
Nutzende8 der entsprechenden Angebote und bzw. oder als Betroffene9 automatisierter 
oder halbautomatisierter Entscheidungen.10

1	 Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Fest-
legung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Änderung der Verordnungen (EG) 
Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 
sowie der Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU) 2020/1828 (Verordnung über künstliche 
Intelligenz), ABl. L 2024/1689 vom 12.07.2024.

2	 Kritisch zum Umfang der Vorschriften Roth-Isigkeit, KIR 2024, 15 (20).
3	 Das Gros der Vorgaben der KI-VO findet zwei Jahre nach dem Inkrafttreten, d.h. ab dem 2. August 2026, 

Anwendung.
4	 Vgl. dazu Wendehorst u.a., MMR 2024, 605.
5	 Zu dem Gegensatz der breiten Definition von KI-Systemen und den dann engen Anwendungsbereichen 

der Einzelvorgaben für KI-Systeme mit Risiken s. unten Abschnitt 2.2.1.
6	 Zur Regulierungsbedürftigkeit und den rechtlich besonderen Aspekten von KI vgl. Heinze u.a.,  

KIR 2024, 11.
7	 S. zu Möglichkeiten und Risiken der kindlichen Nutzung von KI u.a. UNICEF & World Economic Forum, 

Children and AI, 2018 – Where are the opportunities and risks?, 2024. 
8	 Zum Beispiel im Rahmen der Nutzung von Suchmaschinen, Empfehlungssystemen in sozialen Medi-

en, Chatbots, maschinellen Übersetzungsdiensten, Texterkennung, Spracherkennung (auch in Form 
digitaler Sprachassistenzsysteme und Smart Speaker), Bilderkennung, Gesichtserkennung, Navigation, 
Computer-Vision-Systemen, Bildmanipulationen (Filter) und Deepfakes, intelligenten NPCs in Videospie-
len, Angeboten aus dem Bereich individualisierter Lern- und Bildungsangebote, Robotikanwendungen 
und Roboter uvm.

9	 Etwa als Betroffene von Analyse-, Bewertungs- und Entscheidungssystemen im Bereich Behörden/Ver-
waltung, medizinischer Diagnostik, Vertragsschließung und Betrugserkennung, Altersschätzung, Ver-
haltensbeobachtung und kommerziellen Profilings, Lern- oder Leistungsbewertung, Verhaltensanalysen 
im digitalen wie im öffentlichen Raum, Formen (halb-)autonomen Fahrens uvm. Zu potenziell Betroffenen 
zählen Kinder auch durch den gigantischen ökologischen Fußabdruck von Generativer KI und den Folgen 
für die Klimakrise, s. Hogan, Critical AI 2024.

10	 Übersichten mit weiteren Nachweisen etwa bei Mahomed u.a., Navigating Children’s Rights and AI in the 
UK, 2023; Andries/Robertson, Computers and Education: Artificial Intelligence, 2023 (5), 100176; Bru-
nick u.a., Journal of Children and Media 2016, 181; Druga u.a., Proceedings of the 17th ACM Conference 
on Interaction Design and Children 2018, 231; Kurian, Contemporary Issues in Early Childhood 2023 
(1), 14639491231206004; Garg/Sengupta, Proceedings of the ACM on Interactive, Mobile, Wearable 
and Ubiquitous Technologies 2020, 1; Aylward u.a., Journal of Developmental & Behavioral Pediatrics 
2023 (2), e126; Su/Yang, Interactive Learning Environments 2024, 5494; Children’s Parliament/The Alan 
Turing Institute, Exploring Children’s Rights and AI. Stage 1 Summary Report, 2023.
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Auch wenn die KI-Verordnung richtigerweise davon ausgeht, dass Kindern die Rechte aus 
der UN-Kinderrechtskonvention zustehen und auch in digitalen Umgebungen zu berück-
sichtigen sind11, sucht man in der Verordnung ausdrückliche Vorgaben zum Schutz, zur 
Befähigung oder zu Teilhabemöglichkeiten von Kindern bei KI-Systemen vergeblich. 
Während des Gesetzgebungsprozesses sind kinderspezifische Vorgaben und Maßstäbe 
entfallen oder wurden allgemeiner formuliert12, und erst ein offener Brief von über 2000 
europäischen Kinderrechtsorganisationen im Frühsommer 202313 hat das Thema erneut 
in die fortgeschrittenen Trilogverhandlungen und in den öffentlichen Diskurs gebracht. 
Insgesamt weist die finale Verordnung nur wenige – und dann teils mittelbare – Bezüge zu 
kinderrechtlichen Gewährleistungen auf.

Für Organisationen, die sich für die Beachtung und Stärkung von Kinderrechten in digitalen 
Umgebungen einsetzen, ist es wichtig, diese kinderrechtlichen Bezüge und möglichen 
Ankerpunkte zu identifizieren und ihre kinderrechtssensible Umsetzung in der Praxis zu 
begleiten. Auf Basis solchen Wissens können diese Akteure Strategien, Konzepte und Akti-
vitäten entwickeln, um Möglichkeiten für kinderrechtliche Advocacy optimal zu nutzen.

Das vorliegende Gutachten arbeitet heraus, wie und an welchen Stellen die KI-VO kinder-
rechtliche Bezüge aufweist und welche Handlungsmöglichkeiten sich für kinderrechts-
orientierte Advocacy ergeben. 

Die Analyse erfolgt dabei in drei Teilen: Im ersten Teil (Kap. 2) werden die Ziele und die 
Regelungssystematik der KI-VO überblicksartig vorgestellt und in die großen Entwick-
lungen des internationalen KI-Governance-Diskurses eingeordnet. Dabei werden die 
zentralen normativen Prinzipien und Leitlinien anderer KI-Regulierungsansätze auf die 
(ausdrückliche) Berücksichtigung von Kinderrechten untersucht. Im zweiten Teil (Kap. 3) 
erfolgt die detaillierte Untersuchung der KI-Verordnung im Hinblick auf ihre Potenziale 
zur Durchsetzung von Kinderrechten. Dabei unterscheidet die Untersuchung zwischen 
unmittelbaren bzw. ausdrücklichen Anknüpfungspunkten und mittelbaren bzw. impli-
ziten Anknüpfungspunkten und „Einfallstoren“ (u.a. Schutzbedürftigkeit einer Gruppe 
aufgrund ihres Alters, kinderaffine Hochrisiko-KI-Einsatzbereiche, Risiken für „Gesund-
heit, Sicherheit und Grundrechte”). Im dritten Teil (Kap. 4) erarbeitet das Gutachten vor 
dem Hintergrund der Analyseergebnisse und der Akteurs- und Governance-Strukturen 
Handlungsoptionen für Advocacy-Ansätze für die bessere Berücksichtigung von Kinder-
rechten bei der Umsetzung heraus. Das Gutachten schließt mit einer Zusammenfassung 
der zentralen Ergebnisse.

11	  Siller/Zinsmeister, Kinderrechte im digitalen Umfeld, 2023.
12	  S. die Gegenüberstellung von Kommissionsentwurf und Parlamentsänderungen, https://www.europarl.

europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0236_DE.html 
13	  AI Act trilogues: the EU’s last chance to protect children, Offener Brief vom 13.06.2023, abrufbar etwa 

unter https://eurochild.org/uploads/2023/06/Coalition-statement_Childrens-rights-in-AI-Act-Trilogues.
pdf; s. zuvor bereits einen offenen Brief vom 2. Mai 2022, https://5rightsfoundation.com/wp-content/
uploads/2022/05/Joint-letter-on-AIA2-5Rights-Eurochild-ECPAT-EPA-MHE-COST-TDH-7.03.2023.pdf 
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II.	 Die KI-Verordnung als europäischer  
Ordnungsrahmen für Systeme Künstlicher 
Intelligenz

1.	 Entstehung, Ziele und Grundprinzipien der Verordnung

Die im Juni 2024 vom Europäischen Parlament und dem Rat der Europäischen Union 
beschlossene KI-Verordnung ist ein wichtiger Meilenstein bei der Umsetzung der im Früh-
jahr 2018 veröffentlichten Europäischen KI-Strategie14. Sie folgt dem erklärten politischen 
Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit Europas im Bereich der KI sicherzustellen und dabei die 
Europäischen Grundrechte und Werte als Grundlage der Nutzung der neuen Technologien 
zu gewährleisten. Die Kommission möchte einen „KI-Ansatz fördern, der den Menschen 
und der Gesellschaft insgesamt zugutekommt“.

Die in der Folge der KI-Strategie eingerichtete „Hochrangige Expertengruppe für künst-
liche Intelligenz“15 (HLEG AI) erarbeitete mehrere Leit- und Richtlinien, darunter Ethik-
Leitlinien für vertrauenswürdige KI16 und Richtlinien und Investitionsempfehlungen für 
vertrauenswürdige KI17. Als eine der Säulen einer vertrauenswürdigen KI-Nutzung sah 
die Expert*innengruppe einen einheitlichen Rechtsrahmen, der die Einhaltung der ethi-
schen und menschenrechtlichen Grundsätze sicherstellt. Bereits hier wiesen die Richt
linien auf die besondere Schutzbedürftigkeit vulnerabler Gruppen – mit Kindern als einer 
Beispielgruppe – hin.18 In den politikbezogenen Optionen findet sich gar die Empfehlung 
der Etablierung einer EU-Strategie für eine bessere und sicherere KI für Kinder („European 
Strategy for Better and Safer AI for Children“).19

In dem KI-Weißbuch20 der Kommission vom Februar 2020 stellte die Kommission dann 
fest, dass ein einheitlicher Rechtsrahmen für Künstliche Intelligenz angezeigt ist, auch 
mit Blick auf ein ansonsten bestehendes Fragmentierungsrisiko für den digitalen Binnen-
markt.21 Sie legte sich hier bereits auf einen risikobasierten Regulierungsansatz fest22 
(s. unten Abschnitt 2.2) und stellte die geplanten Eckpunkte eines umfassenden 
KI-Ordnungsrahmens vor.23

14	 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vom 24.04.2018, Künst-
liche Intelligenz für Europa, COM/2018/237 final, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/
TXT/?uri=COM:2018:237:FIN 

15	 https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/expert-group-ai 
16	 HLEG AI, Ethik-Leitlinien für eine vertrauenswürdige KI, 08.04.2019, https://ec.europa.eu/newsroom/

dae/document.cfm?doc_id=60425  
17	 HLEG AI, Richtlinien und Investitionsempfehlungen für vertrauenswürdige KI, 08.04.2019, https://

ec.europa.eu/newsroom/dae/document.cfm?doc_id=60343  
18	 Vgl. HLEG AI, Ethik-Leitlinien für eine vertrauenswürdige KI, 08.04.2019, S. 16.
19	 Vgl. HLEG AI, Richtlinien und Investitionsempfehlungen für vertrauenswürdige KI, 08.04.2019, S. 14.
20	 EU-Kommission, Weißbuch „Zur Künstlichen Intelligenz – ein europäisches Konzept für Exzellenz 

und Vertrauen“, 19.02.2020, COM(2020) 65 final, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/
TXT/?uri=COM:2020:65:FIN 

21	 EU-Kommission, KI-Weißbuch, S. 14 f.
22	 Ebd., S. 17; zum Steuerungsansatz der Risikobewertung s. auch Novelli u.a., Digital Society 2024 (13), 

(12).
23	 Ebd., S. 17 ff.
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Im April 2021 – nach einer Reihe von Expert*innen-Workshops und Anhörungen24 – 
veröffentlichte die EU-Kommission ihren ersten Entwurf einer KI-Verordnung25, der die 
im Weißbuch vorgestellten Pläne konkretisiert. In der dazugehörigen Erläuterung der 
Grundrechtsfolgenabschätzung spricht die Kommission davon, dass „sich der Vorschlag 
in bestimmten Bereichen positiv auf einige gruppenspezifische Rechte auswirken“ wird, 
darunter „die Rechte des Kindes (Artikel 24)“.26 In der dazugehörigen Gesetzesfolgen
abschätzung27 geht die Kommission an mehreren Stellen auf die spezifischen Nutzungs-
risiken von KI-Systemen durch Kinder ein und verweist insbesondere bei der Begründung 
des Verbots von schädlichen – hier: manipulativen – KI-Praktiken auf die kinderrechtliche 
Notwendigkeit und die Kohärenz der geplanten Vorschrift mit Empfehlungen des Europa-
rats.28

Nach umfangreichen29 Konsultationen, Studien, Kompromisstexten, Ausschussdiskus
sionen, Meinungsaustauschen, Diskussionspapieren, Stellungnahmen, (Tausenden30 
von) Änderungsanträgen und Berichtsentwürfen hatte der Rat seinen gemeinsamen 
Standpunkt zur KI-VO Ende 2022 vorgelegt31, das EU-Parlament seine Verhandlungsposi-
tion für den Trilog im Juni 2023 angenommen32. Die anschließenden Trilogverhandlungen 
zogen sich bis Ende 2023, am 9. Dezember 2023 verkündeten die beteiligten Akteure 
ihre Einigung. Am 13. März 2024 nahm das EU-Parlament den Verordnungstext an33, der 
Rat stimmte dem Rechtsakt am 21. Mai 2024 zu.34 Mehrere ausdrückliche Verweise auf 
Kinder als besonders schutzbedürftige und mit besonderen Rechten ausgestattete Bevöl-
kerungsgruppe, die in den Vorschlägen der Kommission und in den Änderungsanträgen 
des Parlaments enthalten waren, waren in den Trilogverhandlungen herausgeschrieben 
worden, wegen wegfallender Regelungen gelöscht oder wurden durch allgemeinere Merk-
male wie „vulnerable Gruppen“ ersetzt.

24	 Dazu gehörten auch von der EU-Kommission organisierte Workshops, die sich spezifisch der Thematik 
von KI und Kindern widmeten. Der Verfasser war als Experte an einem der Workshops zu „AI & Children’s 
Rights“ beteiligt (12.11.2020).

25	 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung harmoni-
sierter Vorschriften für Künstliche Intelligenz (Gesetz über Künstliche Intelligenz) und zur Änderung 
bestimmter Rechtsakte der Union, 21.04.2021, COM/2021/206 final, https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?uri=CELEX:52021PC0206 

26	 Ebd., Punkt 3.5.
27	 EU-Kommission, Commission Staff Working Document, Impact Assessment accompanying the Proposal 

for a Regulation of the European Parliament and of the Council laying down harmonised rules on Arti-
ficial Intelligence (Artificial Intelligence Act) and amending certain Union legislative acts, 21.04.2021, 
SWD(2021) 84 final, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:52021SC0084 

28	 EU-Kommission, AI Act Impact Assessment, 21.04.2021, SWD(2021) 84 final, S. 17, 47; die dort ge-
nannten Europaratsrichtlinien sind die Recommendation CM/Rec(2020)1 of the Committee of Ministers 
to member States on the human rights impacts of algorithmic systems, 08.04.2020, https://rm.coe.
int/09000016809e1154, sowie die Recommendation CM/Rec(2018)7 of the Committee of Ministers to 
member States on Guidelines to respect, protect and fulfil the rights of the child in the digital environ-
ment, 04.07.2018, https://rm.coe.int/guidelines-to-respect-protect-and-fulfil-the-rights-of-the-child-in-
th/16808d881a 

29	 S. den ausführlichen Zeitstrahl bei https://artificialintelligenceact.eu/de/entwicklungen/ 
30	 https://www.euractiv.com/section/digital/news/ai-regulation-filled-with-thousands-of-amendments-in-

the-european-parliament/ 
31	 Council of the European Union, Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council 

laying down harmonised rules on artificial intelligence (Artificial Intelligence Act) and amending certain 
Union legislative acts – General approach, 25.11.2022, 2021/0106(COD), https://data.consilium.europa.
eu/doc/document/ST-14954-2022-INIT/en/pdf 

32	 EU-Parlament, Artificial Intelligence Act – Amendments adopted by the European Parliament on 14 June 
2023 on the proposal for a regulation of the European Parliament and of the Council on laying down har-
monised rules on artificial intelligence (Artificial Intelligence Act) and amending certain Union legislative 
acts (COM(2021)0206 – C9-0146/2021 – 2021/0106(COD)), 14.06.2023, P9_TA(2023)0236, https://
www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0236_EN.pdf; zum Vergleich der Dokumente s. 
Feuerstack u.a., ZfDR 2023, 421.

33	 https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0138_EN.html 
34	 https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2024/05/21/artificial-intelligence-ai-act-

council-gives-final-green-light-to-the-first-worldwide-rules-on-ai/ 
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Entsprechend den politischen Überlegungen im Rahmen des Entstehungsprozesses  
(s. oben Abschnitt II.2) beschreibt Art. 1 Abs. 1 KI-VO die Ziele der Verordnung. 

„Zweck dieser Verordnung ist es, das Funktionieren des Binnenmarkts zu verbes-
sern und die Einführung einer auf den Menschen ausgerichteten und vertrauens-
würdigen künstlichen Intelligenz (KI) zu fördern und gleichzeitig ein hohes Schutz-
niveau in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit und die in der Charta verankerten 
Grundrechte, einschließlich Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Umweltschutz, vor 
schädlichen Auswirkungen von KI-Systemen in der Union zu gewährleisten und die 
Innovation zu unterstützen.“ (Art. 1 Abs. 1 KI-VO)

Neben der Harmonisierung des Rechtsrahmens für die Entwicklung, Verwendung und 
Verbreitung von KI-Systemen, der damit verbundenen Herstellung von (mehr) Rechts
sicherheit und dem Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten der EU-Bürgerinnen und 
-Bürger scheinen hier auch die Ziele der Stärkung des Vertrauens in KI-Systeme und die 
Förderung von KI-basierten Innovationen zur Gewährleistung der EU-Wettbewerbsfähig-
keit auf. Dabei geht die KI-VO von der Grundannahme aus, dass Künstliche Intelligenz 
in vielen Bereichen produktiv und mit guten Ergebnissen genutzt werden kann und sie 
daher große gesellschaftliche Auswirkungen haben wird. Je nach Einsatzbereich, Zweck 
und Ausgestaltung kann die Technologie aber öffentlichen Interessen und individuellen 
Rechten entgegenlaufen. Für diese Fälle soll die KI-Verordnung den nötigen Ordnungs-
rahmen aufstellen. 

Dafür wird eine entsprechend risikobasierte Ausdifferenzierung der Vorschriften gewählt 
(s. Abschnitt 2.2)35, die vom Ausgangspunkt dem Konzept des Europäischen Produkt-
sicherheitsrechts in Form des sogenannten „New Legislative Frameworks“ (NLF)36 
entspricht. Kernthese der Verordnung ist, dass KI eine „menschenzentrierte Technologie“ 
ist und bleiben soll – sie „sollte den Menschen als Instrument dienen und letztendlich das 
menschliche Wohlergehen verbessern“ (Erwägungsgrund 6).

2.	 Systematik und Steuerungsansätze in der KI-Verordnung

Der gesetzliche Zugang zu dem Begriff „Künstliche Intelligenz“ und der Anwendungs
bereich der Verordnung ist sehr weit. Die Vorschriften richten sich an Betreiber, Einführer, 
Händler und Hersteller von KI-Systemen sowie Anbieter von KI-Systemen und KI-Modellen 
mit allgemeinem Verwendungszweck. Der Verordnungsgeber hat außerdem eine sehr 
umfassende Definition des „KI-Systems“ gewählt (s. unten Abschnitt 2.2.1). 

Für Systeme, die unter die KI-VO fallen, sieht der Rechtsakt Vorschriften für deren  
Inverkehrbringen, Inbetriebnahme und Verwendung vor. Die EU folgt in der KI-VO einem 
risikobasierten Ansatz, d.h. ausgehend von dem Umfang und der Schwere der mit dem 
KI-System einhergehenden Gefährdungen von Grund- und Menschenrechten sieht die 
Verordnung abgestufte Anforderungen vor (s. Abb.  1).37 So bestimmt sie ein Komplett-

35	 Vgl. Roth-Isigkeit: „Es gibt nicht den risikobasierten Ansatz in der KI-VO, sondern verschiedene Elemente 
der Risikoregulierung“, Roth-Isigkeit, KIR 2024, 15 (16).

36	 Das NLF-Konzept sieht zur Risikominimierung vor allem die Setzung von (technischen) Standards vor, 
anhand derer Hersteller die Konformität ihrer Produkte prüfen und nachweisen. Ausführlich zum NLF 
s. EU-Kommission, Leitfaden für die Umsetzung der Produktvorschriften der EU 2022 („Blue Guide“), 
2022/C 247/01, ABl. C 247, 29.06.2022, S. 1–152, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=
uriserv:OJ.C_.2022.247.01.0001.01.ENG

37	 Zur Kritik an der Eignung des Risikoansatzes s. Kaminski, Boston University Law Review 2023, 1347 
(1389 ff.); Kaminski, University of Colorado Law Legal Studies Research Paper No. 24-5, 2024 S. 13 ff. 
Zusätzlich auf die europarechtliche Kompetenzproblematik der Menschenrechtskomponente verweisen 
Ebers, European Journal of Risk Regulation 2024, 1 (6 f.); Krönke, NVwZ 2024, 529 (532).



10	 Schriftenreihe • Deutsches Kinderhilfswerk e.V.

verbot bestimmter Praktiken im KI-Bereich, stellt besonders hohe Anforderungen an soge-
nannte Hochrisiko-KI-Systeme und deren Anbieter und Betreiber38, sieht vor allem trans-
parenzbezogene Vorschriften für KI-Systeme mit begrenzten Risiken vor und stellt für 
Anbieter von sogenannten „KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck“ mit und 
ohne systemisches Risiko einzelne Pflichten auf (s. dazu Abschnitte 2.2.2 bis 2.2.5). Für 
KI-Systeme ohne bzw. mit minimalen Risiken sieht die Verordnung keine Rechtspflichten 
vor. Betreiber solcher Systeme unterliegen aber ggf. anderen nationalen und europä
ischen Rechtsvorschriften (z.B. der DSGVO), daneben können sie sich freiwilligen Verhal-
tenskodizes anschließen. 

Abbildung 1 Risikobasierte Kategorien von KI-Systemen und -Modellen in der KI-VO

Neben den anbieterbezogenen Pflichten enthält die Verordnung Vorgaben für die Umset-
zung durch die zuständigen Behörden. Dabei setzt die Verordnung auf Marktbeobach-
tungsstellen in den Mitgliedstaaten und regelt die Möglichkeiten der Rechtsdurchset-
zung bei festgestellten Verstößen (s. dazu Abschnitt 2.2.6). Weitere Abschnitte betreffen 
KI-Reallabore als Umfeld von Pilotierungen und Tests in realistischen Nutzungsumfeldern 
sowie Maßnahmen zur Innovationsförderung, wobei ein besonderer Fokus auf der Unter-
stützung von Innovationen durch kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) liegt.

Im Folgenden werden vor allem die Verbote von KI-Anwendungen und Anforderungen an 
die Betreiber von KI-Systemen und -Modellen sowie die von der KI-VO etablierte Gover-
nance-Struktur überblicksartig dargestellt. Die Herausarbeitung der spezifischen kinder-
rechtlichen Bezüge erfolgt in Kapitel 3.

38	 Einzelne Vorschriften für Hochrisiko-KI-Systeme richten sich an Einführer und Händler, vgl. Art. 23–25 
KI-VO.
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2.1.	 Sachlicher, personeller und räumlicher Anwendungsbereich

Dem risikobasierten Ansatz folgend wählt die Verordnung für ihren sachlichen Anwen-
dungsbereich eine sehr weitgehende Definition.

„[Ein] ‚KI-System‘ [ist] ein maschinengestütztes System, das für einen in unter-
schiedlichem Grade autonomen Betrieb ausgelegt ist und das nach seiner 
Betriebsaufnahme anpassungsfähig sein kann und das aus den erhaltenen Einga-
ben für explizite oder implizite Ziele ableitet, wie Ausgaben wie etwa Vorhersagen, 
Inhalte, Empfehlungen oder Entscheidungen erstellt werden, die physische oder 
virtuelle Umgebungen beeinflussen können.“ (Art. 3 Nr. 1 KI-VO)

Die Entwicklung der Definition, was ein KI-System ist, war Grund für ausufernde Diskus-
sionen im Gesetzgebungsverfahren. Schließlich wurde eine Definition gewählt, die sich 
den überarbeiteten KI-Leitlinien der OECD (Organisation for Economic Co-operation and 
Development) annähert.39 Aufgrund der Unbestimmtheit der Kriterien, insbesondere 
denen des „Autonomiegrads“ und der „Anpassungsfähigkeit“, kann die Definition aber 
theoretisch auch Softwaresysteme umfassen, die aus Sicht der Informatik nicht in den 
weiteren Bereich der Künstlichen Intelligenz fallen, wie etwa Makros in Excel-Tabellen 
oder komplexe Formen logikbasierter Automatisierungen. Die Erwägungsgründe stellen 
klar, dass KI-Systeme von „einfacheren herkömmlichen Softwaresystemen und Program-
mierungsansätzen“ abgrenzbar seien und die Regeln sich „nicht auf Systeme beziehen, 
die auf ausschließlich von natürlichen Personen definierten Regeln für das automatische 
Ausführen von Operationen beruhen“ (Erwägungsgrund 12). Wann eine Software, die 
(auch einfache) Ableitungen vornimmt und etwa unter menschlich vorgegebenen Optionen 
auswählt, „einfach“ oder „herkömmlich“ ist, bleibt dabei unklar.40 

Die ausufernde Weite wird in der rechtswissenschaftlichen Literatur teilweise kriti-
siert41, andere sehen die breite Definition angesichts des dann vor allem risikobasierten 
Zuschnitts der einzelnen Anforderungen später in der KI-Verordnung als unschädlich.42 Im 
Umkehrschluss erscheint die Definition jedenfalls geeignet, die vielfältigen derzeitigen 
Erscheinungsformen von Künstlicher Intelligenz zu umfassen.

Zu Maßnahmen verpflichtet ist insbesondere43 der Anbieter eines KI-Systems oder 
-Modells, d.h. diejenige Stelle, die entsprechende Systeme „entwickelt oder entwickeln 
lässt und es unter ihrem eigenen Namen oder ihrer Handelsmarke in Verkehr bringt oder 
in Betrieb nimmt“ (Art. 3 Nr. 3 KI-VO). Dabei kommt es nicht darauf an, wo diese Akteure 
niedergelassen sind; räumlicher Anknüpfungspunkt ist das Inverkehrbringen bzw. 
die Inbetriebnahme in der EU. Einzelne Vorschriften gelten (auch) für die Betreiber von 
KI-Systemen.44 Das sind diejenigen Stellen, „die ein KI-System in eigener Verantwortung 
verwenden“ (Art.  3 Nr.  4 KI-VO), außer im Rahmen einer persönlichen und nicht beruf
lichen Tätigkeit.

39	 Zur Definition ausführlich Wendehorst u.a., MMR 2024, 605.
40	 Zur Kritik an der Definition s. Wendehorst in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 3 Rn. 50 ff.
41	 Becker/Feuerstack, KIR 2024, 62 (23); Hacker/Berz, ZRP 2023, 226 (227); s. auch Wendehorst in Martini/

Wendehorst, KI-VO, Art. 3 Rn. 50 ff. (m.w.N.).
42	 Becker/Feuerstack, KIR 2024, 62 (63). Aus Sicht von Unternehmen, die automatisierte Prozesse einset-

zen, kann die Unsicherheit, ob die eigenen Systeme in den Anwendungsbereich der KI-VO fallen oder 
nicht, eine ressourcenintensive Belastung darstellen.

43	 Auf die Vorgaben der KI-VO für Einführer und Händler von KI-Systemen geht das Gutachten nicht ein, s. 
dazu Wendehorst in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 3 Rn. 97 ff., 102 ff. 

44	 Die KI-VO geht (implizit) davon aus, dass es Betreiber von KI-Modellen nicht geben kann, da diese nur 
eine Komponente eines KI-Systems darstellen und insofern nie für sich (stand-alone), sondern erst nach 
Einbindung in eine Software betrieben werden können. Vgl. Wendehorst in Martini/Wendehorst, KI-VO, 
Art. 3 Rn. 26.
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Zu der Frage des Anwendungsbereichs gehören auch die Anwendungsausnahmen und das 
Verhältnis der Regelungen in der Verordnung zu anderen EU-Rechtsakten. Die KI-Verord-
nung selbst stellt in Art. 2 KI-VO klar, dass sie keine Anwendung findet auf KI-Systeme,

–	 die ausschließlich für militärische Zwecke, Verteidigungszwecke oder Zwecke  
der nationalen Sicherheit verwendet werden, 

–	 die im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit oder internationaler  
Übereinkünfte im Bereich der Strafverfolgung und justiziellen Zusammenarbeit45 
verwendet werden, 

–	 die für den alleinigen Zweck der wissenschaftlichen Forschung und Entwicklung 
entwickelt und in Betrieb genommen werden, 

–	 die sich noch im Forschungs-, Test- und Entwicklungsstadium befinden und  
noch nicht in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen wurden,

–	 die im Rahmen einer ausschließlich persönlichen und nicht beruflichen Tätigkeit 
verwendet werden,

–	 die unter freien und quelloffenen Lizenzen bereitgestellt werden; die Ausnahme  
gilt nicht für KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck. 

Deutlich wird, dass die KI-VO vor allem auf gewerbliche bzw. geschäftlich tätige Akteure 
abzielt. Dabei kommt es auf die Entgeltlichkeit eines KI-Systems nicht an, auch kostenlos 
nutzbare Angebote fallen unter die Verordnung.

Wegen der breiten KI-Definition kann die Verordnung auch Vorgaben für Anbieter von 
KI-Systemen enthalten, deren Systeme bzw. Angebote bereits anderen Ordnungsrahmen 
unterfallen. Da KI-Anwendungen für das Training der Entscheidungsmodelle auf große 
Mengen von Daten angewiesen sind und im Rahmen ihrer Verwendung sowohl Daten als 
Input benötigen als auch Daten als Output produzieren, kann neben der KI-Verordnung 
bei Personenbezug der Daten immer auch die DSGVO einschlägig sein. Art. 2 Abs. 7 KI-VO 
stellt hier klar, dass die KI-Verordnung die Datenschutz-Grundverordnung unberührt lässt, 
sodass Anbieter und Betreiber von KI-Systemen bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten über die Vorgaben der KI-Verordnung hinaus stets auch die datenschutz-
rechtlichen Vorgaben zu berücksichtigen haben.

Daneben können einzelne KI-basierte Anwendungen parallel in den Anwendungsbereich 
von infrastruktur- oder inhalteregulierenden EU-Rechtsakten wie dem Digital Services Act 
(DSA) fallen. In Bezug auf die etwa von Social-Media-Plattformen zur Verfügung gestellten 
Informationen anderer Nutzer*innen (user-generated content) bestätigt die KI-Verord-
nung, dass die Haftungsprivilegierung des Art. 6 Abs. 1 DSA unberührt bleibt (Art. 2 Abs. 5 
KI-VO), d.h. die Anbieter sind erst ab Kenntnis eines relevanten Inhalts verantwortlich. Bei 
Empfehlungssystemen der Plattformen, die für die Nutzer*innen regelmäßig auf KI-Basis 
Inhalte filtern und priorisieren, handelt es sich der KI-Verordnung nach um KI-Systeme, 
die die Plattformen als Anbieter bereitstellen. Auf die Empfehlungssysteme finden inso-
weit sowohl die Vorgaben der KI-Verordnung als auch jene des DSA (u.a. Art. 27, 34, 35 
DSA) Anwendung. Auch KI-basierte Anwendungen im Metaverse wie etwa virtuelle private 
Assistenten (VPAs), KI-basierte Chat-Avatare oder KI-generierte 3D-Influencer weisen 
Risiken für Individualrechte auf46 und müssen neben den Anforderungen der KI-Verord-
nung die Vorgaben des DSA beachten.47

45	 Bei der Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen oder Drittländern außerhalb der EU soll die 
Ausnahme nur gelten, soweit diese Partner angemessene Garantien hinsichtlich des Schutzes der Pri-
vatsphäre, der Grundrechte und der Grundfreiheiten von Personen bietet. Kann der Kooperationspartner 
dies nicht gewährleisten, wäre die KI-VO anwendbar. Zum Problem des in der Verordnung nicht vorgese-
henen Angemessenheitsbeschlusses s. Wendehorst in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 3 Rn. 71.

46	 Tu/De Castro E Silva, Digital Society 2025 (9), 1 (7 f.).
47	 Tu/De Castro E Silva, Digital Society 2025 (9), 1 (10 ff.). Zur Geltung des DSA s. Jaursch, Tagesspiegel 

Background Digitalisierung & KI 2022.
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Für die EU-Mitgliedstaaten ist angesichts des breiten Anwendungsbereichs die Frage hoch-
relevant, ob und inwieweit nationale Vorschriften, die (auch) für KI-Systeme gelten, durch 
die KI-Verordnung gesperrt bzw. unanwendbar sind. Das entspräche dem Vollharmonisie-
rungszweck der Verordnung, die europaweite Rechtssicherheit für Anbieter und Betreiber 
von KI-Systemen herstellen will. Und einerseits deutet Art. 2 Abs. 11 KI-VO auf eine Sperr-
wirkung hin, weil die dortige Öffnungsklausel für weiterführende nationalgesetzliche 
Vorschriften im Bereich des Arbeits- und Beschäftigtenschutzes dies den Mitgliedstaaten 
ausdrücklich erlaubt. Das hieße im Umkehrschluss, dass die EU-Staaten im Übrigen keine 
eigenen gesetzlichen Vorgaben für KI-Systeme beschließen können, wenn die KI-Verord-
nung ihnen dies nicht ausdrücklich zugesteht.48 Diese Sichtweise erscheint für konkur-
rierende, weil abweichende nationale Vorschriften nachvollziehbar, die entgegen den 
Regelungen in der KI-VO bestimmte KI-Systeme explizit erlauben, die unter verbotene 
KI-Praktiken nach Art. 5 KI-VO fallen, oder in Bezug auf Hochrisiko-KI-Systeme europa-
rechtliche Anforderungen negieren. Andererseits – so jedenfalls eine Sichtweise in der 
Literatur – kann aus der KI-Verordnung aber ggf. kein Verbot von nationalen Vorschriften 
erwachsen, die in Bereichen (noch) restriktivere Anforderungen an bestimmte KI-Systeme 
stellen oder weitere KI-Praktiken für unzulässig erklären als der EU-Gesetzgeber. Dies sei 
insbesondere dort vorstellbar, wo ein nationaler Gesetzgeber nicht spezifisch KI-Systeme 
adressiert, wo ein anderer, von der KI-VO nicht abschließend erwogener Schutzzweck 
verfolgt wird oder konkret nur eigene staatliche Stellen betroffen wären.49

2.2.	 Verbotene KI-Praktiken

Art.  5 der KI-Verordnung listet absolut verbotene Praktiken im KI-Bereich anhand ihrer 
Zweckbestimmung auf. Die EU geht davon aus, dass es Einsatzzwecke von KI-Systemen 
gibt, die inakzeptabel starke Gefährdungen für die Grund- und Menschenrechte in sich 
tragen oder als unvereinbar mit Europäischen Grundwerten erscheinen. Zu derartigen 
KI-Praktiken gehören insbesondere Formen der unterschwelligen Beeinflussung oder 
manipulative Techniken, die die Entscheidungsfreiheit beeinträchtigen und Schadens
potenziale aufweisen, verhaltensändernde Ausnutzungen personen- oder gruppenspezi-
fischer Verletzlichkeiten (z.B. Alter, Behinderung, soziale oder wirtschaftliche Situation), 
Formen des Social Scoring mit Diskriminierungspotenzial, Risikobewertungen im Bereich 
der Strafverfolgung auf Basis persönlicher Merkmale, die Erstellung von Gesichtsdaten-
banken durch das ungezielte Auslesen von Bildern aus dem Internet oder von Überwa-
chungsaufnahmen, Formen der Emotionserkennung am Arbeitsplatz oder in Bildungsein-
richtungen und die Kategorisierung von Einzelpersonen auf Basis biometrischer Merkmale, 
um Ethnie, politische Einstellungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, religiöse oder weltan-
schauliche Überzeugungen, Sexualleben oder sexuelle Ausrichtung abzuleiten. Mit Blick 
auf kindliche Lebenswelten und kinderrechtliche Gewährleistungen scheinen hier die 
verbotenen KI-Praktiken auf, die unterschwellige bzw. manipulative Techniken verbieten 
oder altersabhängige Vulnerabilitäten ausnutzen (s. unten Abschnitt III.1.2.2).

Daneben sieht Art. 5 Abs. 1 lit. h KI-VO sogenannte biometrische Echtzeit-Fernidentifi-
zierungssysteme – also die automatisierte Live-Gesichtserkennung in der Öffentlichkeit 
– zu Strafverfolgungszwecken als verbotene Praktik, macht davon aber teils erhebliche 
Ausnahmen.50 Die Frage des Verbots biometrischer Echtzeit-Fernidentifizierungssysteme 
war eines der umstrittensten Themen im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses; davon 
zeugen sechs weitere Absätze in der Vorschrift, in denen die konkreten Anforderungen 
und Bedingungen ausgeführt werden, unter denen tatsächlich eine Ausnahme vom Verbot 
vorliegt (Art. 5 Abs. 2–7 KI-VO). 

48	 Heinze/Engel, KIR 2025, 19 (27).
49	 Vgl. Wendehorst in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 2 Rn. 154 ff.
50	 Zur Kritik, dass damit nachträgliche Formen der Fernidentifizierung zugelassen werden, s. Coombe, GSZ 

2024, 262.
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2.3.	 Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme

Ein großer Teil der Vorgaben in der KI-VO widmet sich den Pflichten, die Anbieter von 
Hochrisiko-KI-Systemen treffen.51 Hochrisiko-KI-Systeme werden von der Verordnung 
nicht allgemein definiert, sondern Art. 6 KI-VO enthält konkrete Einstufungsvorschriften52, 
welche Anwendungen als hochriskant einzustufen sind. Dazu gehören solche Systeme und 
Produkte, die bereits ohne integrierte KI-Komponenten dem EU-Produktsicherheitsrecht 
unterliegen (Abs. 1, Annex I) oder die in konkrete Anwendungsbereiche fallen, die Annex III 
der KI-VO auflistet (Abs. 2). 

Die beiden Kategorien unterscheiden sich mit Blick auf den Umfang bestehender 
EU-Rechtsakte voneinander:53 Das EU-Produktsicherheitsrecht ist geprägt durch eine 
Vielzahl bestehender Richtlinien und Verordnungen. Für Produkte und Komponenten in 
diesen Sektoren bzw. Kategorien bestehen zum Schutz von Menschen und/oder Umwelt 
bereits Zertifizierungspflichten und -verfahren, auch ohne die Einbindung von Verfahren 
Künstlicher Intelligenz. Der EU-Gesetzgeber geht insoweit davon aus, dass KI-Systeme, 
die als Produkte oder Teilkomponenten in diesen Anwendungsgebieten verwendet 
werden, automatisch (auch) als riskant einzustufen sind. Hier besteht bereits Konkreti-
sierungs-, Umsetzungs- und Rechtspraxis. Zu den nach Abs. 1 als hochriskant einzustu-
fenden KI-Systemen zählen softwarebasierte Produkte und Komponenten von Maschinen, 
Fahrzeugen, Sicherheitsanlagen und Sicherheitsausrüstung sowie medizinische Produkte 
und Verfahren, die Verfahren Künstlicher Intelligenz einsetzen.

Tabelle 1   Anwendungsbereiche von Hochrisiko-KI-Systemen nach Art. 6 Abs. 1 
KI-VO i.V.m. Anhang I

* Diese Anwendungsfälle unterfallen der Liste in Anhang I Abschnitt B, für sie gelten nach Art. 2 Abs. 2 KI-VO 
nur Art. 6 Abs. 1, 57 und 102–109. Hintergrund ist, dass die KI-Verordnung in Art. 102–109 den Verweis auf 
die Anforderungen der KI-VO an Hochrisiko-KI-Systeme in die jeweiligen EU-Verordnungen und -Richtlinien 
integriert hat.

51	 Das „produktsicherheitsrechtliche Herzstück“, Roth-Isigkeit, KIR 2024, 15 (17). Zu Hochrisiko-KI-Syste-
men s. ausführlich Ebers/Streitbörger, RDi 2024, 393.

52	 Zu Schwierigkeiten in der Einstufungspraxis s. die Studie des aAI, appliedAI Institute for Europe, AI Act: 
Risk Classification of AI Systems from a Practical Perspective, 2023.

53	 Wendehorst in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 6 Rn. 4.

	– Maschinen

	– Spielzeug

	– Sportboote und Wasser- 
motorräder

	– Aufzüge 

	– Schutzsysteme für  
explosionsgefährdete Bereiche

	– Funkanlagen 

	– Druckgeräte

	– Seilbahnen 

	– persönliche Schutzausrüstungen 

	– Gasgeräte

	– Medizinprodukte

	– In-vitro-Diagnostika

	– Sicherheitseinrichtungen in  
Flughäfen*

	– Fahrräder und Fahrzeuge, Anhänger*

	– land- und forstwirtschaftliche  
Fahrzeuge*

	– Schiffsausrüstung*

	– Eisenbahnsysteme*

	– Luftfahrzeuge*
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Art. 6 Abs. 2 KI-VO verweist dagegen auf Anhang III der Verordnung, die konkrete Anwen-
dungsbereiche und -zwecke auflistet, bei denen der EU-Gesetzgeber davon ausgeht, dass 
sie ein erhebliches Risiko für Grund- und Menschenrechte mit sich führen.54 Für die dort 
aufgezählten Verwendungszwecke von KI-Systemen existiert in vielen Fällen noch kein 
vergleichbarer Ordnungsrahmen wie in den Anwendungsgebieten des EU-Produktsicher-
heitsrechts. Praktiken von Dokumentation und externen Zertifizierungsverfahren sind 
hier noch nicht in vergleichbarem Umfang gelernt. 

Tabelle 2   Als hochriskant eingestufte Verwendungszwecke von KI-Systemen nach 
Art. 6 Abs. 2 KI-VO i.V.m. Anhang III

Die Liste der genannten Anwendungsbereiche bzw. Einsatzzwecke in Anhang  III ist 
abschließend. Die EU-Kommission wird in Art.  7 KI-VO ermächtigt, nach Durchführung 
eines Risikobewertungsverfahrens Anwendungsfälle zu der Liste hinzuzufügen oder zu 
streichen. Voraussetzung für eine Erweiterung der Liste ist, dass KI-Systeme in einem der 
in Anhang III aufgeführten Oberbereiche eingesetzt werden sollen und dass sie vergleich-
bare Gesundheits- oder Sicherheitsrisiken aufweisen oder andere nachteilige Auswir-

54	 Die Empfehlungssysteme großer Social-Media- und Videosharing-Plattformen gelten nicht per se als An-
wendungsbereiche hochriskanter KI-Systeme – ein entsprechender Vorschlag des EU-Parlaments wurde 
im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens nicht in die KI-Verordnung aufgenommen.

	– (zulässige) biometrische Verfahren zur 
Fernidentifizierung

	– (zulässige) biometrische  
Kategorisierung

	– (zulässige) Emotionserkennung

	– Sicherheitsbauteile kritischer digitaler 
Infrastruktur (Straßenverkehr, Wasser-, 
Gas-, Wärme- oder Stromversorgung)

	– Zugangs- bzw. Zulassungsverfahren zu 
Bildungseinrichtungen 

	– Bewertung des Bildungsniveaus oder 
von Lernergebnissen

	– Überwachung und Erkennung  
von verbotenem Verhalten von  
Schüler*innen bei Prüfungen

	– Auswahl, Einstellung, Leistungsbeur-
teilung und Beförderung von Mitarbei-
tenden

	– Zugang zu und Inanspruchnahme von 
öffentlichen Diensten und Leistungen

	– Kreditwürdigkeitsprüfung und  
Bonitätsbewertung

	– Risikobewertung und Preisbildung bei 
Lebens- und Krankenversicherungen	

Priorisierung von Notrufen und  
Einsätzen von Polizei sowie Not- und 
Rettungsdiensten

	– Triage von Patient*innen bei der  
Notfallversorgung

	– Bewertung des Risikos, Täter*in oder 
Opfer einer Straftat zu werden

	– Lügendetektoren oder ähnliche  
Instrumente im Rahmen von  
strafrechtlichen oder asylrechtlichen 
Ermittlungsverfahren

	– Bewertung der Verlässlichkeit von 
Beweismitteln bei Straftaten

	– Profiling bei strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren

	– Identifizierung und Risikobewertung 
bei Einreise und Grenzkontrollen 

	– Prüfung von Asyl- und Visumanträgen 
sowie Aufenthaltstiteln

	– Ermittlung und Auslegung von  
Sachverhalten und Rechtsvorschriften 
im Gerichtsverfahren

	– Beeinflussung des Wahlverhaltens 
natürlicher Personen
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kungen haben können. Neue Anwendungsfälle außerhalb der jetzigen Oberbereiche 
kann die Kommission nicht zum Anhang III hinzufügen; dafür wäre die Überarbeitung der 
Verordnung durch den EU-Gesetzgeber nötig. Damit erscheint die Liste der verbotenen 
KI-Praktiken insgesamt relativ statisch.

Zudem sieht die KI-Verordnung erhebliche Ausnahmen bei der Einstufung von 
KI-Systemen aus diesen Anwendungsbereichen vor. So sind KI-Systeme dann nicht als 
hochriskant anzusehen, wenn sie „kein erhebliches Risiko der Beeinträchtigung in 
Bezug auf die Gesundheit, Sicherheit oder Grundrechte natürlicher Personen“ bergen, 
etwa, weil sie das Ergebnis der Entscheidungsfindung nicht wesentlich beeinflussen. Als 
„Bedingungen“ nennt Art.  7 Abs.  3 UAbs.  2 KI-VO Fälle, in denen KI-Systeme nur eine 
eng begrenzte Aufgabe haben, das Ergebnis einer zuvor abgeschlossenen menschlichen 
Tätigkeit verbessern, eine abgeschlossene menschliche Bewertung ohne eine angemes-
sene menschliche Überprüfung ersetzen oder beeinflussen oder lediglich vorbereitende 
Aufgaben für eine spätere Bewertung durchführen. Angesichts der Unbestimmtheit des 
Kriteriums eines „nicht erheblichen Risikos“ und der vagen Bedingungen kann in vielen 
Fällen nicht mit hoher Sicherheit bestimmt werden, ob ein KI-System nach Art. 6 Abs. 2 
KI-VO tatsächlich als hochriskant einzustufen ist. Die Abs. 4 bis 8 der Vorschrift drehen 
sich entsprechend um Verfahrensvorgaben zu den Ausnahmen nach Abs. 3. Zentral dabei 
ist, dass die EU-Kommission nach Art. 6 Abs. 5 KI-VO zum Erlassen von Leitlinien zur prak-
tischen Umsetzung der Vorschrift bis zum 2. Februar 2026 verpflichtet ist (s. auch unten 
Abschnitt 2.2.7).55

Die Bewertung, ob ein KI-System hochriskant im Sinne von Art. 6 KI-VO ist, muss in erster 
Linie der Anbieter des Systems vornehmen.56 Kommt dieser zu dem Schluss, dass das 
verwendete KI-System unter Art. 6 Abs. 1 bzw. Abs. 2 KI-VO fällt, hat er die rechtlichen 
Anforderungen an das KI-System aus Art.  8–15 KI-VO umzusetzen und unterliegt den 
Pflichten gemäß Art. 16 KI-VO. Die Überprüfungspflicht gilt auch für spätere Zweckände-
rungen eines KI-Systems.

55	 Die EU-Kommission hat im Februar 2025 bereits Leitlinien veröffentlicht: Commission Guidelines on pro-
hibited artificial intelligence practices established by Regulation (EU) 2024/1689 (AI Act), 04.02.2025, 
C(2025) 884 final, https://ec.europa.eu/newsroom/dae/redirection/document/112367. Verbindlich wer-
den diese erst, wenn die Übersetzungen in allen EU-Amtssprachen vorliegen und die Kommission diese 
final verabschiedet.  

56	 Kritisch Buchalik/Gehrmann, CR 2024, 145 (150).
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Tabelle 3   Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme und Pflichten des Anbieters

Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme 
(Art. 8–15 KI-VO)

Pflichten von Anbietern von Hochrisiko-
KI-Systemen (Art. 16 KI-VO)

	– Vorhalten eines Risikomanagement-
systems inkl. der Implementierung 
geeigneter Maßnahmen zur Risikomini-
mierung (Art. 9)

	– Berücksichtigung von Anforderungen 
an die Qualität von Trainingsdaten und 
Vorhalten eines Datenmanagements 
(Art. 10)

	– Vorhalten einer technischen Dokumen-
tation, wie das KI-System die recht
lichen Anforderungen erfüllt (Art. 11)

	– Automatische Protokollierung aller 
relevanten Ereignisse zur Überwachung 
des Betriebs des KI-Systems (Art. 12)

	– Gewährleistung von Systemtranspa-
renz und Vorhalten von Bedienungsan-
leitungen für Betreiber des KI-Systems 
(Art. 13)

	– Ermöglichung menschlicher Aufsicht 
über das KI-System (Art. 14)

	– Gewährleistung von Genauigkeit, 
Robustheit und Cybersicherheit 
(Art. 15)

	– Sicherstellung der Einhaltung der 
Anforderungen an das System 
(Art. 8–15, s. linke Spalte)

	– Angabe der Kontaktdaten (Art. 16 
lit. b)

	– Etablierung eines Qualitätsmanage-
mentsystems (Art. 17)

	– Vorhalten der relevanten technischen 
und Verfahrensdokumentationen 
(Art. 18) sowie der automatisch 
erzeugten Protokolle gem. Art. 12 
(Art. 19)

	– Durchführung des Konformitäts
bewertungsverfahrens nach Art. 43 
vor Inbetriebnahme und Ausstellung 
der EU-Konformitätserklärung nach 
Art. 47

	– Nutzung der CE-Kennzeichnung 
(Art. 48)

	– Registrierung des Systems in der 
EU-Datenbank (Art. 71) gem. Art. 49

	– Ergreifung unverzüglicher Korrek-
turmaßnahmen bei Vermutung 
der Nicht-(mehr-)Konformität des 
Systems (Art. 20), Information von 
Betreibern, Händlern und ggf. der 
zuständigen Behörde

	– Nachweiserbringung der Konformität 
auf behördliche Nachfrage 

	– Sicherstellung der Barrierefreiheits-
anforderungen

Damit treffen Anbieter von hochriskanten KI-Systemen eine Reihe teils umfangreicher 
Anforderungen und Pflichten (s. Abb. 2).
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Strategie für Compliance- 
Management

Einhaltung der Anforderungen an 
Hochrisiko-KI-Systeme (Abschnitt 2)

Angabe von Name, Marke, 
Kontaktadresse

Qualitätsmanagementsystem

Risikomanagementsystem Namen und Kontaktangaben 
des Anbieters

Zweckbestimmung

Genauigkeit, Robustheit und  
Cybersicherheit

Risiken bei Fehlanwendung

Informationen zur 
Erläuterung des Outputs

Leistungsinformationen in  
Bezug auf relevante Personen

Informationen über Trainigs- 
und Testdatansätze

Informationen für Betreiber zur 
Interpretation des Outputs

Änderungen des Systems  
oder seiner Leistung

Maßnahmen zur Gewährleistung 
menschlicher Aufsicht

erforderliche Rechen- und 
Hardware-Ressourcen

Mechanismen zur Speicherung und 
Auswertung der Logs

Daten und Daten-Governance

Technische Dokumentation

Aufzeichnungen (Logs)

Transparenz und 
Bedienungsanleitung

Ermöglichung menschlicher 
Aufsicht

Genauigkeit, Robustheit, 
Cybersicherheit

von notifizierten Stellen 
bestätigte Änderungen

Änderungen und Dokumente 
der notifizierten Stellen

EU-Konformitätserklärung

Registrierung als Hochrisiko- 
KI-System-Anbieter

Registrierung des Hochrisiko- 
KI-System

Dokumentation

Logs

Konformitätsbewertung

Konformitätserklärung

CE-Kennzeichnung

Registrierung in EU-Datenbank

Informationspflichten und ggf. 
Korrekturmaßnahmen

Kooperation mit Behörden

Anforderungen an Barrierefreiheit

Entwurf, Entwurfskontrolle  
und Entwurfsprüfung

Entwicklung, Qualitätskontrolle 
und Qualitätssicherung

Untersuchungs-, Test- und  
Validierungsverfahren

anwendbare technische  
Spezifikationen und Normen

Datenmanagement und 
-verfahren

Risikomanagementsystem

Kontrollsystem nach dem 
Inverkehrbringen

Verfahren zur Meldung eines 
schwerwiegenden Vorfalls

Handhabung der Kommunikati-
on mit nationalen Behörden

Ressourcenmanagement

Rechenschaftsrahmen 
(Accountability)

Art. 16 KI-VO
Pflichten  

der Anbieter von 
Hochrisiko-Ki-Systeme

Art. 17 KI-VO
Aspekte des  

Qualitätsmanagement- 
systems nach 16 lit. c

Art. 9-15 KI-VO
Anforderungen  

an 
Hochrisiko-KI-Systeme

Art. 13 KI-VO
Transparenz  

und Bereitstellung von  
Informationen für die Betreiber

Art. 49 KI-VO

Abbildung 2   Überblick über die Anforderungen und Pflichten der Anbieter von Hochrisiko-KI-System

Quelle: Leicht veränderte und übersetzte Version der Abbildung von Phil Lee, Summary of the AI Act’s requirements for providers of high risk AI systems, https://www.linkedin.com/
feed/update/urn:li:activity:7171467468090122241/
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Zentrale Bedeutung bei der Compliance kommt dem Konformitätsbewertungsverfahren 
zu, das Anbieter mit ihrem System durchlaufen müssen.57 Dafür müssen sie die Einhal-
tung der Verordnung vor der Markteinführung und über den gesamten Lebenszyklus der 
Systeme (s. Abb. 3) hinweg nachweisen. 

Abbildung 3   Lebenszyklus eines KI-Systems58

Je nach Kategorie des KI-Systems führt entweder der Anbieter selbst ein internes Verfahren 
durch oder er muss ein Bewertungsverfahren durch eine externe, vorher staatlich zertifi-
zierte Stelle vornehmen lassen59 oder das System unterfällt einem EU-Rechtsakt aus dem 
Bereich der Produktsicherheit, für das ohnehin schon eine Pflicht zur Durchführung eines 
Konformitätsbewertungsverfahrens vorgeschrieben ist.60 Bemerkenswert ist dabei, dass 
für die meisten Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen, die unter Anhang III fallen (Nr. 2–8) 
sowie Anbieter von biometrischen KI-Systemen lediglich das interne Bewertungsver-
fahren vorgesehen ist (vgl. Art. 43 Abs. 2 KI-VO i.V.m. Anhang VI). 

Für dieses interne Verfahren sieht Anhang VI in erster Linie die Prüfung vor, ob das Quali-
tätsmanagementsystem gemäß Art. 17 KI-VO den rechtlichen Anforderungen entspricht 
und ob sich aus der technischen Dokumentation ergibt, dass den Anforderungen der 
Art. 8–15 KI-VO entsprochen wurde (s. Abb. 2). Verpflichtender Teil des Qualitätsmanage-
mentsystems wiederum ist das in Art. 9 KI-VO vorgesehene Risikomanagementsystem, 
das als wichtigste Aufgabe „die Ermittlung und Analyse der bekannten und vernünftiger-
weise vorhersehbaren Risiken, die vom Hochrisiko-KI-System für die Gesundheit, Sicher-

57	 Gerdemann, NJW 2024, 2209 (2210); Kilian/Denga, NJW 2024, 2945.
58	 Vgl. ISO/IEC 5338:2023 – Information technology — Artificial intelligence — AI system life cycle proces-

ses, https://www.iso.org/obp/ui/en/#iso:std:iso-iec:5338:ed-1:v1:en, S. 6. Einfachere Ansätze sprechen 
von den drei Phasen Design, Develop, Deploy, vgl. De Silva/Alahakoon, Patterns 2022, 100489. 

59	 Dieses Verfahren wird teilweise als „Algorithmen-TÜV“ bezeichnet, vgl. Gerdemann in Martini/Wende-
horst, KI-VO, Art. 43 Rn. 21.

60	 Zu der Frage, wann welches Verfahren durchzuführen ist, s. Gerdemann in Martini/Wendehorst, KI-VO, 
Art. 43 Rn. 19.

Strategie und  
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heit oder Grundrechte ausgehen können“ vorsieht.61 Werden entsprechende Risiken iden-
tifiziert, so hat der Anbieter „geeignete und gezielte Risikomanagementmaßnahmen zur 
Bewältigung der […] ermittelten Risiken“ zu ergreifen. Maßstab für diese Risikomanage-
mentmaßnahmen ist, dass sie so gestaltet werden, „dass jedes mit einer bestimmten 
Gefahr verbundene relevante Restrisiko sowie das Gesamtrestrisiko der Hochrisiko-KI-
Systeme als vertretbar beurteilt wird“ (Art. 9 Abs. 5 UAbs. 1 KI-VO).

Auch für Betreiber von Hochrisiko-KI-Systemen sieht die KI-Verordnung eine – wenn auch 
kürzere – Reihe von Pflichten vor (insb. Art. 26 KI-VO), darunter die Beaufsichtigung des 
Systems durch eine kompetente menschliche Person, eine (abgeschwächte) Daten-Gover-
nance insbesondere im Hinblick auf Repräsentativität, die Information des Anbieters bei 
Vorfällen und die Aufbewahrung von Protokollen. Unter bestimmten Bedingungen ist 
auch der Betreiber eines Hochrisiko-KI-Systems zur Vornahme einer Grundrechte-Folgen
abschätzung angehalten, nämlich dann, wenn es sich bei dem Betreiber um eine Einrich-
tung des öffentlichen Rechts handelt oder um eine private Einrichtung, die öffentliche 
Dienste erbringt (Art. 27 KI-VO).

2.4.	 Anforderungen an KI-Systeme mit begrenzten Risiken

Der EU-Gesetzgeber sieht weniger Risikopotenziale bei KI-Systemen, die nicht als Hoch
risiko-KI-Systeme zu bewerten sind, aber mit Menschen interagieren bzw. kommunizieren 
oder anderweitig Inhalte erstellen, die denen von Menschen ähneln (z.B. Audio-, Bild-, 
Video- oder Textinhalte). Auch bei Systemen, die der Emotionserkennung oder biome
trischen Kategorisierung dienen, wird ein im Vergleich zu den Hochrisiko-KI-Systemen 
geringeres Schadenspotenzial gesehen. Die Vorgaben für diese Systeme mit begrenzten 
Risiken sehen in erster Linie Transparenz- bzw. Offenlegungspflichten für Anbieter und 
Betreiber solcher KI-Systeme vor (Art. 50 KI-VO).62

Nach Art. 50 Abs. 1 KI-VO unterliegen Anbieter von interaktiven KI-Systemen, d.h. solche, 
„die für die direkte Interaktion mit natürlichen Personen bestimmt sind“, der Pflicht zur 
Aufklärung der Nutzerinnen und Nutzer, dass sie mit einer Künstlichen Intelligenz inter-
agieren. Umfasst sind damit etwa Chatbots, Sprachassistenten oder andere KI-basierte 
Unterstützungs- oder Assistenzsysteme, soweit der Umstand, dass es sich um eine KI 
handelt, aus Sicht eines verständigen Nutzers bzw. einer verständigen Nutzerin nicht 
ohnehin offensichtlich ist. Auch Betreiber von Emotionserkennungssystemen oder 
Systemen zur biometrischen Kategorisierung haben die betroffenen Personen über diesen 
Umstand aufzuklären (Abs. 4). 

Auch für Anbieter von KI-Systemen und KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck, 
die KI-generierte Audio-, Bild-, Video- oder Textinhalte erzeugen, sieht Art.  50 Abs.  2 
KI-VO eine Kennzeichnungspflicht vor. Die Ausgaben des jeweiligen KI-Systems müssen 
als künstlich erzeugt bzw. manipuliert erkennbar sein; die Kennzeichnung muss zudem 
in einem maschinenlesbaren Format erfolgen. Lediglich unterstützende Funktionen und 
Bearbeitungen, die den Input nur marginal verändern, fallen nicht unter die Kennzeich-
nungspflicht. Für Betreiber von KI-Systemen zur Erzeugung von Deepfakes in Form von 
Bild-, Ton- oder Videoinhalten sieht Abs. 4 ebenfalls die Pflicht vor, offenzulegen, dass 
die Inhalte künstlich erzeugt bzw. manipuliert wurden.63 Hier besteht die Ansicht, dass 

61	 Ausführlich zum Risikoansatz der KI-Verordnung Novelli u.a., Digital Society 2024 (13), 1; Novelli u.a., AI 
& Society 2024, 2493.

62	 Zu diesen und weiteren Transparenzvorschriften der Verordnung s. Merkle, RDi 2024, 414.
63	 Kritisch in Bezug auf die Abgrenzbarkeit zulässiger Deepfake-KI-Systeme und verbotener Deepfake-KI-

Praktiken s. Block, EuCML 2024, 184 (191).
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Nutzende von KI-Systemen, die sie zur Herstellung von Deepfakes nutzen, auch Betreiber 
im Sinne der KI-VO sein können.64

Aus rechtssystematischer Sicht sind die Kennzeichnungspflichten aus Art.  50 Abs.  2 
(KI-generierte Inhalte) und Abs. 4 (Deepfakes) bemerkenswert, weil sich die Transparenz-
pflichten hier nicht auf das IT-System als solches, sondern spezifisch auf dessen Ausgaben 
beziehen. Die technischen Möglichkeiten, Ausgaben zu kennzeichnen, enden aber mit der 
Bereitstellung der KI-generierten Ausgabe.65 Hier bleibt unklar, wie weit die Pflichten von 
Anbietern und Betreibern reichen, wenn die (dann noch) gekennzeichnete Ausgabe des 
KI-Systems weitergegeben bzw. -verbreitet wird. Eine umfassende Kennzeichnungspflicht 
von KI-generierten oder manipulierten Inhalten auch außerhalb des Entstehungskon-
textes wird darin wohl nicht zu sehen sein.

Alle in Art.  50 KI-VO genannten Informationen und Kennzeichen sollen nach Abs.  5 
„spätestens zum Zeitpunkt der ersten Interaktion oder Aussetzung in klarer und eindeu-
tiger Weise bereitgestellt“ werden. 

2.5.	 Anforderungen an KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck

Die erst spät im Gesetzgebungsprozess eingearbeiteten Vorgaben für sogenannte 
KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck (Englisch: General Purpose AI model; 
GPAI model) waren in die Verordnung aufgenommen worden, nachdem Ende 2022 neue 
Formen generativer KI – insbesondere mit der Einführung von ChatGPT – auf den Markt 
getreten waren. Trainiert auf bislang ungekannten Mengen von Daten können diese 
Grund- oder Basismodelle (Englisch: foundational models) für vielfältige Aufgaben einge-
setzt werden, aber auch Risiken mit sich bringen.66 

Nach teils hitzigen Diskussionen, ob und in welcher Risikokategorie man derartige Modelle 
mit in den Anwendungsbereich der damals bereits fast ausverhandelten KI-Verordnung 
aufnehmen sollte, entschied sich der Gesetzgeber kurzerhand für die Einführung einer 
weiteren Kategorie mit spezifischen Vorgaben in den Art. 51–56 der Verordnung. Diese 
richten sich an KI-Modelle, d.h. keine vollständigen und lauffähigen KI-Systeme, sondern 
Teilkomponenten, bestehend aus dem trainierten Entscheidungsmodell. Einen allge-
meinen Verwendungszweck hat ein KI-Modell dann, wenn es „eine erhebliche allge-
meine Verwendbarkeit aufweist und in der Lage ist, unabhängig von der Art und Weise 
seines Inverkehrbringens ein breites Spektrum unterschiedlicher Aufgaben kompetent 
zu erfüllen“;67 außerdem kann es „in eine Vielzahl nachgelagerter Systeme oder Anwen-
dungen integriert werden“ (Art. 3 Nr. 63 KI-VO).

Alle Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck sind nach Art.  53 
Abs. 1 KI-VO dazu verpflichtet, eine technische Dokumentation des Modells, einschließ-
lich seines Trainings- und Testverfahrens und der Ergebnisse seiner Bewertung zu 
erstellen und zu aktualisieren und Anbietern zur Verfügung zu stellen, die das Modell in 
ihre KI-Systeme integrieren wollen. Darüber hinaus müssen sie eine detaillierte Zusam-

64	 Vgl. Martini in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 50 Rn. 105. Inwieweit jeder einfache Verwender eines 
von einem Anbieter vorgehaltenen KI-Systems tatsächlich Betreiber eben dieses KI-Systems ist, ist 
allerdings fraglich, schließlich stellen die (End-)Nutzer*innen von KI-Systemen den von der Verordnung 
primär geschützten Personenkreis dar. Auch die anderen Pflichten für Betreiber von Hochrisiko-KI-Syste-
men (Aufsichtspflicht, Daten-Governance, Protokollierung) sprechen gegen die Lesart, Endnutzende von 
KI-Systemen Dritter automatisch als Betreiber dieser Systeme zu sehen. Schließlich fallen ausschließlich 
private Betreiber mit Blick auf Art. 2 Abs. 10 KI-VO aus dem Anwendungsbereich der Verordnung.

65	 Zu der Frage der Umsetzung der Kennzeichnungspflicht s. auch Kumkar/Griesel, KIR 2024, 117 (121).
66	 Überblick bei Arda, arXiv:2404.11476, 2024.
67	 Zu den unterschiedlichen Definitionsansätzen s. Uuk u.a., Law, Innovation and Technology 2025 (1), 84. 
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menfassung der für das Training des KI-Modells verwendeten Inhalte erstellen und veröf-
fentlichen und eine Strategie zur Einhaltung urheberrechtlicher Vorgaben entwickeln.

Darüber hinaus richten sich weitere Pflichten für Anbieter von KI-Modellen mit allge-
meinem Verwendungszweck danach, ob das entsprechende Modell ein systemisches 
Risiko aufweist.68 Nach Art. 3 Nr. 65 KI-VO ist das ein Risiko, „das für die Fähigkeiten mit 
hoher Wirkkraft von KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck spezifisch ist und 
aufgrund deren Reichweite oder aufgrund tatsächlicher oder vernünftigerweise vorher-
sehbarer negativer Folgen für die öffentliche Gesundheit, die Sicherheit, die öffentliche 
Sicherheit, die Grundrechte oder die Gesellschaft insgesamt erhebliche Auswirkungen auf 
den Unionsmarkt hat“. Erwägungsgrund 110 verweist auf gesellschaftliche Nachteile wie 
die Verbreitung von falschen, irreführenden oder diskriminierenden Inhalten, auf Risiken 
für die öffentliche Gesundheit oder Sicherheit und auf Risiken für die Privatsphäre oder 
Persönlichkeitsrechte von Einzelpersonen.

Nach Art.  51 Abs.  1 lit.  a KI-VO soll der Anbieter über die Fähigkeiten mit hohem 
Wirkungsgrad seines KI-Modells dann allerdings anhand von Kriterien und Benchmarks 
entscheiden; bei Feststellung systemischer Risiken teilt der Anbieter dies der EU-Kommis-
sion mit. Alternativ kann die Kommission diese Feststellung nach lit. b treffen, wobei sie 
die in Anhang XIII festgelegten Entscheidungskriterien zu berücksichtigen hat. In beiden 
Alternativen werden ausschließlich technische Kriterien von Art. 51 KI-VO genannt; von 
einer ausdrücklichen Risikoidentifizierung und -einschätzung spricht lediglich der recht-
lich nicht verbindliche Erwägungsgrund 110. An der vor allem auf numerische Kriterien 
abstellenden Bewertung – und der Fiktion des Vorliegens systemischer Risiken bei Errei-
chen eines bestimmten Grenzwerts von Gleitkommaberechnungen im Rahmen des Trai-
nings (Art. 50 Abs. 2 KI-VO) – entzündet sich Kritik, insbesondere mit Blick auf etwaige 
hocheffiziente Verfahren zur Erstellung minimalistischer GPAI-Modelle, auf die die derzei-
tigen technischen Kriterien ggf. nicht mehr passen.69 

2.6.	 Governance-Struktur für die Umsetzung der Verordnung

Angesichts der unterschiedlichen Risikokategorien von KI-Systemen und Modellen, den 
teils sehr umfangreichen Pflichten der jeweiligen Anbieter und Betreiber von KI-Systemen 
und mit Blick auf den Steuerungsansatz, der denen im Produktsicherheitsrecht ähnelt, 
spannt die KI-Verordnung ein komplexes Governance-System mit einer Reihe beteiligter 
Akteure auf.

Auf der EU-Ebene sind die beiden zentralen neuen Akteure das Büro für Künstliche 
Intelligenz (engl.: AI Office)70 und das Europäische Gremium für Künstliche Intelligenz 
(KI-Gremium, engl.: AI Board). Das aus Vertreter*innen der Mitgliedstaaten bestehende 
KI-Gremium hat vor allem Koordinations- und (Wissens-)Austauschfunktionen inne, um 
eine einheitliche Umsetzung der Verordnung zu gewährleisten, vgl. Art.  66 KI-VO. Das 
Büro für Künstliche Intelligenz ist eine neue71 Abteilung innerhalb der DG CNECT der Euro-

68	 Zum Vorwurf, dass die KI-Verordnung hier den risikobasierten Ansatz nicht durchhält, s. Ebers, European 
Journal of Risk Regulation 2024, 1 (11); Buchalik/Gehrmann, CR 2024, 145 (151).

69	 Zur Kritik an der Verbindung von Gleitkommaberechnungen und Risiko s. Hooker, arXiv:2407.05694, 
2024; Buchalik/Gehrmann, CR 2024, 145 (151). Vgl. auch die Kritik von Stevens, https://medium.com/@
ingridwickstevens/regulating-ai-the-limits-of-flops-as-a-metric-41e3b12d5d0c

70	 https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/ai-office; s. dazu ausführlich Herbers/Rappenglück, 
RDi 2024, 432; Novelli u.a., European Journal of Risk Regulation 2024, 1. Die EU spricht auf ihren auto-
matisch übersetzten Webseiten von dem „Amt für Künstliche Intelligenz“, vgl. https://digital-strategy.
ec.europa.eu/de/policies/ai-office

71	 Der Name ist neu, faktisch ist das bisherige Directorate A for Artificial Intelligence and Digital Industry 
der DG CNECT in dem KI-Büro aufgegangen; zur Stellung des KI-Büros innerhalb der Kommission und der 
DG CNECT s. Novelli u.a., European Journal of Risk Regulation 2024, 1.
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päischen Kommission und unterstützt das KI-Gremium bei seinen Aufgaben.72 Außerdem 
ist es zuständig für die Aufsicht über die KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck. 

Darüber hinaus sollen zwei neue Akteure beratende Funktion auf EU-Ebene erhalten: Zum 
einen etabliert die Verordnung ein Beratungsforum (Art. 67), in das die EU-Kommission 
relevante Stakeholder aus den Bereichen Industrie, Start-up-Unternehmen, KMU, Zivil
gesellschaft und Wissenschaft entsendet. Das Forum soll dem KI-Büro Feedback geben 
und sicherstellen, dass während des Umsetzungsprozesses ein breites Meinungsspek-
trum vertreten ist.73 Zum anderen sieht Art. 68 KI-VO die Etablierung eines wissenschaft-
lichen Gremiums unabhängiger Sachverständiger vor, in dem KI-Expertise gebündelt 
werden soll. Das Gremium soll das KI-Büro bei Fragen rund um KI-Systeme mit allge-
meinem Verwendungszweck beraten und den nationalen Marktüberwachungsbehörden 
als Sachverständigengremium zur Verfügung stehen (s. auch Art. 69 KI-VO). Weitere zent-
rale Akteure im System der KI-Verordnung sind Standardisierungsstellen bzw. Normungs-
organisationen, die harmonisierte Normen nach Art. 40 KI-VO, d.h. in erster Linie tech
nische Spezifikationen erlassen. 

Auf Ebene der Mitgliedstaaten sieht die Verordnung die Benennung zweier unterschied-
licher behördlicher Stellen vor (Art.  70 Abs.  1 KI-VO): Die Marktüberwachungsbehörde 
ist zuständig für die Überwachung der Einhaltung und der Umsetzung der Bestimmungen 
der KI-Verordnung durch Anbieter und Betreiber von KI-Systemen (hier: Hochrisiko-KI-
Systeme und KI-Systeme mit begrenzten Risiken; für Hochrisiko-KI-Systeme, die bereits 
aktuellen produktsicherheitsrechtlichen Vorgaben unterfallen, sind die jeweiligen bishe-
rigen Marktüberwachungsbehörden zuständig, vgl. Art.  74 Abs. 3 KI-VO). Die notifizie-
rende Behörde ist dagegen eine Stelle, die auf Antrag privatrechtlich organisierte Zerti-
fizierungsstellen für die Durchführung von externen Konformitätsbewertungsverfahren 
nach der KI-VO prüft und zulässt. In Deutschland plant die Bundesregierung, die Bundes-
netzagentur als Marktüberwachungsbehörde zu benennen. Der entsprechende Referen-
tenentwurf eines Gesetzes zur Durchführung der KI-Verordnung befindet sich derzeit in 
der Ressortabstimmung. Relevante private Akteure auf der nationalen Ebene sind die 
eben angesprochenen notifizierten Stellen und die relevanten Anbieter und Betreiber von 
KI-Systemen.

72	 Zu den Aufgaben im Einzelnen s. den einrichtenden Beschluss der Kommission: EU-Kommission, Com-
mission Decision of 24.01.2024 establishing the European Artificial Intelligence Office, C(2024) 390 
final, https://ec.europa.eu/newsroom/dae/redirection/document/101625; s. auch Novelli u.a., European 
Journal of Risk Regulation 2024, 1.

73	 Zur Kritik an der Zusammensetzung s. aber Corporate Europe Observatory, Bias baked in: How Big Tech 
sets its own AI standards, 09.01.2025, https://corporateeurope.org/en/2025/01/bias-baked 
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Abbildung 4   Relevante Akteure bei der Umsetzung der KI-Verordnung (vereinfacht)74

Die KI-Verordnung sieht für Verstöße gegen die Pflichten in der Verordnung vor, dass die 
Mitgliedstaaten Sanktionen in Form von – teils hohen – Geldstrafen vorsehen (Art.  99 
KI-VO).75 Darüber hinaus sind die nationalen Marktüberwachungsbehörden befugt, nicht 
verordnungskonforme Hochrisiko-KI-Systeme vom Markt zu nehmen (Art.  83 KI-VO); 
Anbieter können etwaige Strafzahlungen also nicht einfach einpreisen. Für KI-Modelle mit 
allgemeinem Verwendungszweck ist das KI-Büro nach Durchführung eines Anbieterdia-
logs berechtigt, nötige Maßnahmen bis hin zur Rücknahme anzuordnen (Art. 93 KI-VO).

2.6.	 Die Rolle von delegierten Rechtsakten, Leitfäden,  
Standardsetzungsverfahren und freiwilligen Kodizes

Der vom Gesetzgeber gewählte Regulierungsansatz aus dem Produktsicherheitsrecht 
geht von potenziellen Risiken bei Einsatz von Künstlicher Intelligenz aus und erlegt den 
Anbietern und Betreibern Maßnahmen und Sicherungspflichten auf, die die Risiken verrin-
gern sollen. Angesichts der großen Bandbreite der Einsatzzwecke von KI-Systemen und 
-Modellen bleibt die Verordnung an vielen zentralen Stellen unbestimmt und vage. Sie 
sieht häufig vor, dass nachgelagerte Rechtsakte, Leitlinien und Verfahren zur Erstellung 
harmonisierter Normen und gemeinsamer Spezifikationen die unbestimmten Anforde-
rungen konkretisieren und so besser handhabbar für die Regelungsadressaten machen. 
Diesen Interpretations- und Konkretisierungsprozessen kommt daher zentrale Bedeutung 
zu, wenn es darum geht, die Anforderungen und Pflichten auf den Einzelfall anzuwenden 
und diese richtig umzusetzen.

74	 S. auch den Überblick des Future of Privacy Forum, EU AI Act – Governance Architecture and Implemen-
tation Framework, 2024, https://fpf.org/wp-content/uploads/2024/12/FPF-AI-Governance-Framework-
IG-11x17-December-2024.pdf oder bei Novelli u.a., European Journal of Risk Regulation 2024, 1.

75	 S. ausführlich Wybitul, NJW 2024, 2641.
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Tabelle 4   Ermächtigungen der EU-Kommission zum Erlass delegierter Rechtsakte,  
Durchführungsrechtsakte und Leitlinien

Delegierte Rechtsakte Durchführungsrechtsakte Leitlinien

Änderungen, Hinzufügun-
gen und Streichungen in den 
Anhängen I und III (umfasste 
Hochrisiko-KI-Systeme)

Änderung von Art. 6 Abs. 3 
(Ausnahmen vom Anwen-
dungsbereich für Hochrisiko-
KI-Systeme)

Änderungen von Anhang IV 
(Umfang der technischen 
Dokumentation bei Hoch
risiko-KI-Systemen nach 
Art. 11 Abs. 1)

Ermächtigung zur Änderung 
der Anhänge VI (Anforde-
rungen an das interne Kon-
formitätsbewertungsver-
fahren) und VII (Anforderun-
gen an das externe Konfor-
mitätsbewertungsverfahren) 
sowie Änderungen an Art. 43 
Abs. 1, 2 (Verpflichtung von 
Hochrisiko-KI-Systemen nach 
Anhang III Nr. 2–8 zur Durch-
führung eines externen Kon-
formitätsbewertungsverfah-
rens

Änderung des Anhangs V 
(Inhalte der EU-Konformitäts-
erklärung)

Änderung der Schwellenwer-
te für KI-Modelle mit allge-
meinem Verwendungszweck 
mit systemischem Risiko in 
Art. 51 Abs. 1, 2 sowie Ände-
rung des Anhangs XIII (Kriteri-
en für Fähigkeiten mit hohem 
Wirkungsgrad)

Änderung der Anhänge XI und 
XII (Inhalte der technischen 
Dokumentation für KI-Model-
le mit allgemeinem Verwen-
dungszweck)

Festlegung gemeinsamer Spe-
zifikationen für Anforderungen 
an KI-Systeme mit hohem Risi-
ko oder an KI-Modelle mit all-
gemeinem Verwendungszweck 
(bis zur Veröffentlichung von 
harmonisierten Normen im EU-
Amtsblatt)

Billigung von Verhaltenskodi-
zes zur Erleichterung der wirk-
samen Umsetzung der Ver-
pflichtungen zur Erkennung 
und Kennzeichnung von künst-
lich erzeugten oder manipu-
lierten Inhalten oder – soll-
te ein Kodex nicht angemes-
sen sein – zum Erlass gemein-
samer Regeln für die Erfül-
lung der Verpflichtungen nach 
Art. 50

Genehmigung eines Verhal-
tenskodex für KI-Modelle mit 
allgemeinem Verwendungs-
zweck oder – sollte der Kodex 
nicht ausreichen – zum Erlass 
gemeinsamer Regeln für die 
Umsetzung der Pflichten für 
Anbieter von KI-Modellen mit 
allgemeinem Verwendungs-
zweck

Festlegung einer Vorlage für 
den Plan zur Überwachung von 
Hochrisiko-KI-Systemen nach 
dem Inverkehrbringen

Festlegung der Bedingungen 
für die Bewertungen von KI-
Modellen mit allgemeinem Ver-
wendungszweck durch das KI-
Büro, einschließlich der Regeln 
für die Einbeziehung unabhän-
giger Sachverständiger

Bedingungen, unter denen 
ein unter Anhang III fallen-
des KI-System ausnahms-
weise als KI-System ohne 
hohes Risiko eingestuft 
werden kann, inklusive 
praktischer Anwendungs-
fälle mit und ohne hohes 
Risiko

Bestandteile eines verein-
fachten Qualitätsmanage-
mentsystems für Kleinst
unternehmen,

leichtere Einhaltung der 
Meldepflichten bei schwer-
wiegenden Vorfällen

praktische Durchführung 
der KI-Verordnung, insbe-
sondere 

zu der Definition von KI-
Systemen

zu den Anforderungen an 
Hochrisiko-KI-Systeme aus 
den Art. 8–15 und 25

zu den verbotenen KI-Prak-
tiken 

zu den Transparenz- und 
Kennzeichnungspflichten 
für KI-Systeme mit begrenz-
tem Risiko,

zu dem Verhältnis der KI-VO 
zu den in Anhang I aufge-
führten Produktsicherheits-
rechtsvorschriften

Deutlich wird durch den Überblick, dass die EU-Kommission weitreichende Befugnisse 
hat, mit denen sie die Anwendung der Verordnung in der Praxis entscheidend gestalten 
und mitprägen kann. In Bezug auf Durchführungsakte, die gemeinsame Spezifikationen 
vorsehen, reicht ihre Ermächtigung aber nur so lange, bis harmonisierte Normen nach 
Art. 40 KI-VO veröffentlicht werden. Diese durch Normungsorganisationen verhandelten 
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und angenommenen Normungsdokumente gehen also einem Durchführungsakt der 
Kommission mit gemeinsamen Spezifikationen (Art. 41 KI-VO) vor. Zudem stellt Art. 41 
Abs.  1 KI-VO die Vermutungsregel auf, dass Hochrisiko-KI-Systeme und KI-Modelle mit 
allgemeinem Verwendungszweck mit den Verordnungsanforderungen aus Art. 8–15 KI-VO 
konform sind, wenn diese mit harmonisierten Normen übereinstimmen. Das zeigt, welche 
Relevanz der Gesetzgeber diesen Standards beimisst.

Harmonisierte Normen werden von den Europäischen Normungsorganisationen erlassen: 
das Europäische Komitee für Normung (CEN), das Europäische Komitee für elektrotech-
nische Normung (CENELEC) und das Europäische Institut für Telekommunikationsnormen 
(ETSI). Die KI-Verordnung sieht vor, dass diese Institutionen von der EU-Kommission 
Normungsaufträge erhalten, die die Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme aus 
Art.  8–15 KI-VO und ggf. die an KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck aus 
Art. 53–55 KI-VO abdecken. Entsprechende Aufträge hat die Kommission bereits im Mai 
2023 gestellt, seitdem arbeitet ein gemeinsames Konsortium aus CEN und CENELEC an 
den harmonisierten Normen.76 Angesichts des Umstandes, dass Teile der harmonisierten 
Normen auch Grundrechtsfolgeabschätzungen und -abwägungen vorsehen müssten77, 
wird in der Diskussion Kritik an der Delegation dieser sensiblen soziotechnisch und grund-
rechtsrelevanten Konkretisierungsbereiche an technische Normungsorganisationen – 
auch mit Blick auf die verringerte demokratische Legitimation78 – geübt.79 

Angesichts des komplexen Verfahrens bei der Standardsetzung80 sieht Art. 56 KI-VO für den 
Bereich der KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck die Möglichkeit der zügigen 
Schaffung von Praxisleitfäden vor. Wenn bereits bis zum 2. Mai 2025, spätestens jedoch bis 
zum 2. August 2025 Praxisleitfäden vorliegen, die die Pflichten von Anbietern dieser KI-Modelle 
aus Art. 53, 55 KI-VO konkretisieren, kann das KI-Büro die Einhaltung dieser Vorgaben über-
wachen. An der Ausarbeitung der Leitfäden sollen sich die Anbieter, die nationalen Behörden 
sowie Akteure aus der Zivilgesellschaft nach Aufforderung der EU-Kommission beteiligen. 
Zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutachtens finden entsprechende Zusammenkünfte statt.81 
In der Praxis wird hier Kritik an einer zu starken Repräsentation der Wirtschaft82 und an 
der nur begrenzt möglichen Einsichtnahme geübt.83 

76	 CEN/CLC/JTC 21 – Joint Technical Committee 21 Artificial Intelligence, https://standards.cencenelec.eu/
dyn/www/f?p=205:7:0::::FSP_ORG_ID:2916257&cs=11D701467243B7C63DEF4702C86E0138A; s. auch 
Soler Garrido et al., Harmonised Standards for the European AI Act, European Commission, Seville 2024, 
JRC139430, https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC139430

77	 Högberg, Big Data & Society 2024, 20539517241234298.
78	 Högberg, Big Data & Society 2024, 20539517241234298; Werle/Iversen, Promoting Legitimacy in Tech-

nical Standardization, 2006.
79	 Vgl. etwa Gornet/Maxwell, Internet Policy Review 2024 13(3), https://doi.org/10.14763/2024.3.1784; 

Corporate Europe Observatory, Bias baked in: How Big Tech sets its own AI standards, 09.01.2025, 
https://corporateeurope.org/en/2025/01/bias-baked; s. auch EDRi, The role of standards and stan-
dardisation processes in the EU’s Artificial Intelligence (AI) Act, 2022, https://edri.org/wp-content/up-
loads/2022/05/The-role-of-standards-and-standardisation-processes-in-the-EUs-Artificial-Intelligence-
AI-Act.pdf 

80	 S. den Überblick bei Hadrien Pouget, Standard Setting, https://artificialintelligenceact.eu/standard-
setting/

81	 Zum Ablauf s. EU-Kommission, AI Act: Participate in the drawing-up of the first General-Purpose AI Code 
of Practice, https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/news/ai-act-participate-drawing-first-general-
purpose-ai-code-practice 

82	 S. Lévesque, University of Illinois Journal of Law, Technology & Policy 2025 (1), 33; Cancela-Outeda, 
Internet of Things 2024, 101291. 

83	 Henning, Europäische KI-Verordnung: Die eigentlichen Regeln für ChatGPT kommen noch, https://netz-
politik.org/2024/europaeische-ki-verordnung-die-eigentlichen-regeln-fuer-chatgpt-kommen-noch/; zum 
Erfordernis und zu Möglichkeiten guter zivilgesellschaftlicher Partizipation bei der KI-Standardsetzung 
und zur Kritik am gegenwärtigen Ansatz s. , 2023.
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3.	 Die KI-Verordnung im Kontext der internationalen  
Strategien zur KI-Regulierung und zur Durchsetzung der 
Kinderrechte im Digitalen

Die KI-Verordnung ist der erste84 verbindliche Rechtsrahmen für die sektorübergreifende 
Entwicklung und Implementierung von KI-Systemen weltweit.85 Sie stellt aber nicht den 
ersten Ansatz einer Governance von KI-Systemen dar, sondern ist entstanden in einem 
breiten Kontext vorheriger und paralleler nationaler, europäischer und weltweiter Über
legungen und regulatorischen wie ethischen86 Diskursen zu der Regulierung von Künst-
licher Intelligenz.87 Der Abschnitt stellt kurz die großen Entwicklungen und Initiativen 
innerhalb des KI-Governance-Diskurses vor (Europarat, G7 Hiroshima-Prozess, UNESCO, 
OECD)88 und prüft die zentralen normativen Prinzipien und Leitlinien der bestehenden 
Ansätze auf die (ausdrückliche) Berücksichtigung von Kinderrechten. Vor 2019 war die 
Relevanz kinderrechtlicher Thematiken im internationalen KI-Regulierungsdiskurs nach 
einem UNESCO-Bericht überschaubar.89

3.1.	 KI-Prinzipien der OECD

Im Mai 2019 hat der Rat der OECD erste Empfehlungen für eine gute KI-Governance 
beschlossen: Die „Empfehlung des Rates zu künstlicher Intelligenz“90 stellte den ersten 
intergouvernementalen Ansatz in diesem Bereich dar und wurde zusammen mit einer Sach-
verständigengruppe91 erarbeitet. Die Empfehlung stellt fünf Grundsätze einer verantwor-
tungsvollen Steuerung vertrauenswürdiger KI-Systeme vor: Nutzung von KI für inklusives 
Wachstum, nachhaltige Entwicklung und „Lebensqualität“92, Achtung der Menschen-
rechte, demokratischer Werte und rechtsstaatlicher Prinzipien, Sicherstellung von Trans-
parenz und Erklärbarkeit, Gewährleistung von Zuverlässigkeit, Sicherheit und Robustheit 
sowie Verantwortlichkeit und Rechenschaftspflicht der Anbieter von KI-Systemen.

Neben den Prinzipien enthält das Dokument Empfehlungen für einzelstaatliche 
Maßnahmen und die internationale Zusammenarbeit der Länder, die der Empfehlung zuge-
stimmt haben. Im Mai 2024 wurden die Grundsätze aktualisiert und leicht überarbeitet93; 
der Bericht spricht an einer Stelle die von KI ggf. perpetuierten Benachteiligungen für 

84	 Einzelne Autor*innen weisen darauf hin, dass (wohl) China vorher einen Ordnungsrahmen geschaffen 
hat, vgl. Blasek, RDi 2023, 557; Vasel, EuZW 2024, 829.

85	 Vgl. EU-Kommission, https://www.europarl.europa.eu/topics/en/article/20230601STO93804/eu-ai-act-
first-regulation-on-artificial-intelligence

86	 Vgl. Morley u.a., AI & Society 2023, 411.
87	 Für einen Überblick s. European Commission – Joint Research Centre, Artificial intelligence and the rights 

of the child: towards an integrated agenda for research and policy, S. 11 ff.
88	 Weitere, vor allem regionale Governance-Intiativen zu KI und verwandten digitalen Phänomenen und de-

ren Berücksichtigung von Kinderrechten finden sich in Mahomed u.a., AI, Children’s Rights, & Wellbeing: 
Transnational Frameworks, 2023. S. auch die Policy Database des AI Standards Hub, https://aistan-
dardshub.org/policy-and-strategy-search/. Zum Vergleich der KI-Verordnung mit dem Entwurf eines U.S. 
Algorithmic Accountability Act s. Halim/Gasser, RDi 2023, 217.

89	 S. UNICEF, National AI strategies and children, Policy Brief 2019, https://www.unicef.org/innocenti/me-
dia/2516/file/UNICEF-Global-Insight-national-AI-strategy-review-policy-brief.pdf

90	 OECD, Empfehlung des Rates zu künstlicher Intelligenz, OECD/LEGAL/0449, https://legalinstruments.
oecd.org/api/download/?uri=/public/2d194c24-d0be-4e7f-9736-1fffa3324ad6.pdf (inoffizielle Über-
setzung), das offizielle Dokument ist abrufbar unter https://legalinstruments.oecd.org/en/instruments/
OECD-LEGAL-0449 

91	 OECD Expert Group on AI (AIGO).
92	 Das englischsprachige Original spricht hier von „well-being“, was gerade im Hinblick auf Kinderrechte 

deutlichere Bezüge aufzeigt als die breiter verstandene Idee von Lebensqualität.
93	 S. OECD, Report on the Implementation of the OECD Recommendation on Artificial Intelligence, C/

MIN(2024)17, https://one.oecd.org/document/C/MIN(2024)17/en/pdf 
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vulnerable Gruppen, darunter Kinder, an.94 Die KI-Prinzipien der OECD sind rechtlich nicht 
verbindlich, sondern sollen Regierungen bei der Etablierung von Governance-Ansätzen 
vor allem als Orientierungspunkte bzw. Leitlinien dienen.

In Bezug auf die erforderliche Beachtung von Grund- und Menschenrechten stellen die 
Prinzipien klar, dass die relevanten Akteure „während des gesamten Lebenszyklus eines 
KI-Systems das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit, die Menschenrechte sowie demokrati-
sche und menschenzentrierte Werte achten“ müssen. Zu den Menschenrechten zählt die 
Empfehlung ausdrücklich „Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung, Freiheit, Würde 
und Selbstbestimmung, Schutz der Privatsphäre und Datenschutz, Vielfalt, Fairness, 
soziale Gerechtigkeit und international anerkannte Arbeitsrechte“. Ausdrückliche kinder-
rechtliche Bezüge weisen die Grundsätze nicht auf. In der Sachverständigengruppe, 
die aus Vertreter*innen von Regierungen, Industrie, Zivilgesellschaft, Gewerkschaften, 
Technik und Wissenschaft zusammengesetzt war und ist, sind keine spezifischen kinder-
rechtlichen Perspektiven vertreten.95 Der im November 2024 erschienene OECD-Bericht 
zu zukünftigen Risikopotenzialen von KI nennt Kinder und Jugendliche ausschließlich als 
Adressaten von schulischen Bildungsmaßnahmen zu KI96, auf Kinderrechte oder beson-
dere Verletzlichkeiten geht die Risikobewertung ansonsten nicht ein.

Grundsätzlich hat die OECD die kinderrechtlichen Gewährleistungen aber im Blick; so 
stellen etwa die zentralen „OECD‑Leitsätze für multinationale Unternehmen zu verant-
wortungsvollem unternehmerischem Handeln“97 klar, dass bei „allen Tätigkeiten, die 
die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen am digitalen Umfeld oder ihre Beschäfti-
gung damit berühren […] die Unternehmen dem Kindeswohl soweit erforderlich vorran-
gige Beachtung schenken und zur Erfüllung ihrer Sorgfaltspflichten ermitteln, wie die 
Rechte von Kindern und Jugendlichen geachtet und ihr Wohlergehen im digitalen Umfeld 
geschützt und gefördert werden können“.98 Entsprechende Erwägungen sollten sie mit 
geeigneten Maßnahmen und im Einklang mit der Empfehlung des Rates zu Kindern im 
digitalen Umfeld99 sowie den OECD-Leitsätzen für digitale Dienstleister100 umsetzen.

3.2.	 UNESCO-Empfehlungen zur KI-Ethik

Ende 2021 hat die UNESCO ihre Empfehlungen zur Ethik der Künstlichen Intelligenz 
beschlossen (Recommendation on the Ethics of Artificial Intelligence)101. Der Empfehlung 
gingen knapp zwei Jahre intensive interne Diskussionen sowie Gespräche und Anhörungen 

94	 Ebd., S. 8.
95	 Die AIGO-Mitglieder sind einsehbar unter https://oecd.ai/en/list-of-participants-oecd-expert-group-

on-ai; einzelne Expert*innen mit Bezügen zu Kindern und Kinderrechten finden sich in dem durch die 
OECD eingerichteten OECD.AI Network of Experts, https://oecd.ai/en/community, das aber nur allgemein 
beratend fungiert. 

96	 OECD, Assessing potential future Artificial Intelligence Risks, Benefits and Policy Imperatives, OECD 
Artificial Intelligence Papers No. 27, November 2024, https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/pu-
blications/reports/2024/11/assessing-potential-future-artificial-intelligence-risks-benefits-and-policy-
imperatives_8a491447/3f4e3dfb-en.pdf, S. 36.

97	 OECD‑Leitsätze für multinationale Unternehmen zu verantwortungsvollem unternehmerischem Handeln 
(MNE Guidlines), 2023, https://doi.org/10.1787/abd4d37b-de 

98	 Ebd., Nr. 115.
99	 Recommendation on Children in the Digital Environment, OECD/LEGAL/0389, 2012 (aktualisiert 2021), 

https://legalinstruments.oecd.org/en/instruments/OECD-LEGAL-0389 
100	Guidelines for Digital Service Providers, 2021, https://legalinstruments.oecd.org/public/

doc/272/5803627d-b49b-4894-8dbe-35f67fd10007.pdf
101	UNESCO, Recommendation on the Ethics of Artificial Intelligence, 2022, https://unesdoc.unesco.org/

ark:/48223/pf0000381137; die Deutsche UNESCO-Kommission hat eine deutsche Fassung veröffent-
licht: Deutsche UNESCO-Kommission, UNESCO-Empfehlung zur Ethik der Künstlichen Intelligenz (KI), 
2023, https://www.unesco.de/assets/dokumente/Deutsche_UNESCO-Kommission/02_Publikationen/
Publikation_UNESCO-Empfehlung_zur_Ethik_der_K%C3%BCnstlichen_Intelligenz.pdf 
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mit Stakeholdern voraus, darunter auch Workshops mit Kindern und Jugendlichen, die 
erste Entwürfe der Empfehlungen aus ihrer Sicht diskutierten.102 Der wertebasierte Ansatz 
stellt zunächst ethische Grundsätze für den Umgang mit KI auf und macht dann Vorgaben 
zu einzelnen Maßnahmen. Gedacht ist das rechtlich nicht verbindliche Dokument als Leit-
faden für Staaten, Anbieter sowie für zivilgesellschaftliche Akteure. 

Die globalen Werte, von denen die Empfehlungen ausgehen, sind die Achtung, der Schutz 
und die Förderung der Menschenrechte, der Grundfreiheiten und der Menschenwürde, die 
Gewährleistung von Vielfalt und Inklusivität und das Leben in friedlichen, gerechten und 
verbundenen Gesellschaften. Bereits in der Präambel verweisen die Empfehlungen auf die 
UN-Kinderrechtskonvention, und in der Beschreibung des – weit verstandenen – Anwen-
dungsbereichs stellt die UNESCO klar:

„KI-Systeme [haben] eine einschneidend neue Rolle in menschlichen Praktiken und 
in der Gesellschaft, ebenso in deren Beziehung zur Umwelt und zu Ökosystemen, 
und sie schaffen einen neuen Kontext, in dem Kinder und junge Menschen her-
anwachsen, ihr Verständnis von der Welt und sich selbst entwickeln, Medien und 
Informationen kritisch verstehen und lernen, Entscheidungen zu treffen.“103

Auch bei der Erläuterung der den Empfehlungen zugrundliegenden Werten sieht die 
UNESCO Kinder als besonders vulnerable gesellschaftliche Gruppe.

„Menschen können über den gesamten Lebenszyklus von KI-Systemen mit diesen 
interagieren und von ihnen Unterstützung erhalten, zum Beispiel bei der Betreu-
ung schutzbedürftiger Menschen bzw. Menschen, die sich in gefährdeten Umstän-
den befinden, unter anderem Kinder, ältere Menschen, Menschen mit Behinderun-
gen oder Kranke.“104

Als grundlegende ethische Prinzipien bei der KI-Governance sieht das Dokument Verhält-
nismäßigkeit und Schadensverhütung, Sicherheit und Schutz, Fairness und Nichtdiskri-
minierung, Nachhaltigkeit, Recht auf Privatsphäre und Datenschutz, menschliche Aufsicht 
und Entscheidung, Transparenz und Erklärbarkeit, Verantwortlichkeit und Rechenschafts-
pflicht, Bewusstsein (Awareness) und Kompetenzen sowie flexible Organisation und 
Zusammenarbeit unter Einbeziehung aller Interessengruppen.

Die Konkretisierung des letzten Punkts – die inklusive Form der Zusammenarbeit – ist 
besonders erwähnenswert, da hier die Perspektive von Jugendlichen und Kindern 
ausdrücklich genannt wird. 

„Eine inklusive Organisation von KI-Entscheidungen erfordert die Beteiligung ver-
schiedener Interessengruppen über den gesamten Lebenszyklus eines KI-Systems, 
damit die Vorteile von allen geteilt werden können und zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung beitragen. Zu diesen Interessengruppen gehören unter anderem Regie-
rungen, zwischenstaatliche Organisationen, die technische Fachwelt, die Zivilge-
sellschaft, Forschende und die Wissenschaft, Medien, Bildungseinrichtungen, poli-
tische Entscheiderinnen und Entscheider, privatwirtschaftliche Unternehmen, Men-
schenrechtsorganisationen und Organisationen, die für Gleichstellung oder Anti-
diskriminierung eintreten, sowie Gruppen für Jugendliche und Kinder.“105

102	 Vgl. die Berichte von fünf regionalen Workshops (Bangkok, Kapstadt, Helsinki, New York, São Paulo), 
UNESCO, AI for children: Workshop Reports, 2020, https://www.unicef.org/innocenti/documents/ai-
children-workshop-reports 

103	 Deutsche UNESCO-Kommission, UNESCO-Empfehlung zur Ethik der Künstlichen Intelligenz (KI), 2023, 
https://www.unesco.de/assets/dokumente/Deutsche_UNESCO-Kommission/02_Publikationen/Publika-
tion_UNESCO-Empfehlung_zur_Ethik_der_K%C3%BCnstlichen_Intelligenz.pdf, S. 46.

104	Ebd., S. 28.
105	 Ebd., S. 84.
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Im zweiten Teil stellt das Dokument Empfehlungen für unterschiedliche Politikbereiche 
auf, um die Umsetzung der Werte und Prinzipien greifbarer zu machen. Im Politikbereich 
„Bildung und Forschung“ wird explizit auf kompetenzfördernde Initiativen hingewiesen, 
die die Relevanz von KI für die Kinderrechte aufzeigen. Dort heißt es: 

„Die Mitgliedstaaten sollten Programme zur allgemeinen Sensibilisierung in Bezug 
auf KI-Entwicklungen fördern, auch in Bezug auf Daten, Möglichkeiten und Heraus-
forderungen von KI-Technologien, die Auswirkungen und Implikationen von KI-Sys-
temen auf die Menschenrechte, auch auf die Rechte von Kindern. Solche Program-
me sollten sowohl für Fachgruppen als auch für Laien zugänglich sein.“ 106

Besondere Erwähnung finden Kinder zudem in den Politikbereichen „Gesundheit und sozi-
ales Wohlergehen“.107 Wie weitgehend die Empfehlungen sind, zeigt ein Abschnitt, der 
sich mit den Risiken der Vermenschlichung von Bots und Robotern auseinandersetzt108.

Auch sollen die „Folgen dauerhafter Interaktion zwischen Menschen und KI-Systemen“ 
erforscht werden, „mit einem besonderen Schwerpunkt auf den psychologischen und 
kognitiven Auswirkungen, die solche Systeme auf Kinder und Jugendliche haben können“. 
Auch wird hier die besondere Bedeutung der Partizipation von jungen Menschen heraus-
gestellt:

„Die Mitgliedstaaten und sämtliche Interessengruppen sollten Mechanismen ein-
führen, um Kinder und Jugendliche in Gesprächen, Debatten und Entscheidungs-
prozessen in Bezug auf die Auswirkungen von KI-Systemen auf ihr Leben und ihre 
Zukunft einzubeziehen und ihnen eine Stimme zu geben.“109

Insgesamt berücksichtigen die UNESCO-Empfehlungen zur KI-Ethik Kinderrechte in beson-
derer Weise und jedenfalls in einzelnen Politikfeldern als integralen Bestandteil ethischer 
Überlegungen bei der Governance und Gestaltung von KI-Systemen zu sehen. Kinder- und 
kinderrechtliche Perspektiven sind im Rahmen der Entwicklung der Empfehlungen mit 
eingeflossen. 

3.3.	 G7 Hiroshima AI Policy Framework

Der 2023 von den G7 initiierte Hiroshima-KI-Prozess zielt darauf ab, die parallel laufenden 
nationalen und supranationalen Bemühungen in der KI-Governance zu koordinieren. Als 
zwei zentrale Ergebnisse des Prozesses gelten die Internationalen Leitprinzipien für alle 
KI-Akteure110 und der Internationale Verhaltenskodex für Organisationen, die fortgeschrit-
tene KI-Systeme entwickeln.111 Beide Dokumente verweisen zwar auf die KI-Prinzipien der 
OECD und sehen Risikomanagementmaßnahmen vor, sie definieren aber den genutzten 
Risikobegriff nicht und nennen weder Kinder noch generell vulnerable Gruppen als Risiko-
betroffene mit besonderen Anforderungen an die Gestaltung von KI-Systemen. Lediglich 
in Bezug auf Forschung und Entwicklung nennt der Code of Conduct den Schutz von vulne-
rablen Gruppen wie Kinder als Priorität. Im Rahmen der Entwicklung und Diskussion der 
Leitprinzipien und des Kodex sind – soweit ersichtlich – Kinder und Jugendliche oder die 
ihre Interessen repräsentierenden Institutionen nicht zu Wort gekommen.

106	Ebd., S. 142.
107	 Ebd., S. 164.
108	Ebd., S. 170.
109	Ebd., S. 172.
110	 Hiroshima Process International Guiding Principles for Organizations Developing Advanced AI systems, 

https://ec.europa.eu/newsroom/dae/redirection/document/99643  
111	 Hiroshima Process International Code of Conduct for Organizations Developing Advanced AI Systems, 

https://ec.europa.eu/newsroom/dae/redirection/document/99641 
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3.4.	 KI-Rahmenübereinkommen des Europarats

Das am 5. September 2024 vom Ministerkomitee verabschiedete „Rahmenüberein-
kommen des Europarats über künstliche Intelligenz und Menschenrechte, Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit“112 ist als völkerrechtlicher Vertrag für die unterzeichnenden 
Staaten verbindlich. Es sind diese Vertragsparteien, die von den vertraglichen Vorgaben 
verpflichtet werden, d.h. sie müssen auf nationaler Ebene ggf. Maßnahmen zur Umsetzung 
implementieren oder supranationale Steuerungs- oder Kooperationsformen finden. Da die 
Verträge des Europarats auch offen für die Zeichnung durch weitere Staaten und Staa-
tenbündnisse sind, ist der Geltungsbereich nicht auf den räumlichen Anwendungsbereich 
der Europarats-Mitglieder beschränkt.113 In der Präambel verweist das Übereinkommen 
explizit auf die in der UN-Kinderrechtskonvention enthaltenen Gewährleistungen hin.

Anders als die KI-Verordnung adressiert das Übereinkommen nicht spezifische Anwen-
dungsbereiche oder -zwecke, sondern macht allgemeingültige Vorgaben für alle Formen 
von KI-Systemen mit Grundrechtsrelevanz.114 Als Rahmenübereinkunft beschreibt der 
Vertrag in erster Linie Ziele und universelle Prinzipien einer KI-Governance, die ethi-
sche und soziale Dimensionen berücksichtigt. Über den gesamten Lebenszyklus von 
KI-Systemen sollen Menschenwürde, Autonomie, Rechenschaft und Verantwortlichkeit für 
etwaige Beeinträchtigungen der Grundrechte, der Demokratie oder der Rechtsstaatlich-
keit, Nichtdiskriminierung, Privatheit bzw. Datenschutz und Zuverlässigkeit gewährleistet 
werden. Bei Eingriffen in diese Prinzipien fordert die Übereinkunft Abhilfemöglichkeiten 
sowie zugängliche und effektive Rechtsschutzmöglichkeiten.

Als Umsetzungsmaßnahmen sieht der Vertrag die Etablierung von Risikobewertungs- 
und Gegenmaßnahmen vor. Besonders erwähnenswert ist die von dem Committee on 
Artificial Intelligence (CAI) entwickelte Methodik zur Feststellung möglicher Risiken von 
KI für Menschenrechte, Demokratie oder Rechtsstaatlichkeit (Human Rights, Democracy 
and Rule of Law Impact Assessment, HUDERIA).115 Bei der Umsetzung der Risikobewer-
tungen und den grundrechtsbezogenen Folgeabschätzungen sieht das Übereinkommen 
ausdrücklich die zwingende Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse und Verletz-
lichkeiten von Kindern und behinderten Personen vor. 

Article 18 – Rights of persons with disabilities and of children
“Each Party shall, in accordance with its domestic law and applicable international 
obligations, take due account of any specific needs and vulnerabilities in relation to 
[...] children.”

In Art. 20 verpflichten sich die unterzeichnenden Staaten, einen angemessenen Rahmen 
für die Ausbildung von digitalen Kompetenzen „für alle Bevölkerungsgruppen“ zu gewähr-
leisten. In dem Explanatory Report zu der Rahmenübereinkunft heißt es, dass dies insbe-
sondere auch für Kinder gelte, die digitale Medien und KI unabhängig von ihrer Herkunft 
nutzen und verstehen sollen116, inklusive ihrer Möglichkeiten und Grenzen, soziokul-
tureller und soziotechnischer Aspekte sowie der Perspektive jener, die möglicherweise 
durch KI-Systeme benachteiligt werden.117

112	 Council of Europe Framework Convention on Artificial Intelligence and Human Rights, Democracy and the 
Rule of Law, Council of Europe Treaty Series – No. 225, https://rm.coe.int/1680afae3c

113	 Die jeweils aktuelle Liste der Vertragsparteien findet sich unter https://www.coe.int/en/web/conven-
tions/full-list?module=signatures-by-treaty&treatynum=225; so hat etwa auch die EU-Kommission die 
Rahmenübereinkunft gezeichnet. 

114	 Zu den weiteren Unterschieden s. auch Ziller, CERIDAP 2024, 202.
115	 Council of Europe/CAI, Methodology for the risk and impact assessment of artificial intelligence sys-

tems from the point of view of human rights, democracy and the rule of law (HUDERIA Methodology), 
CAI(2024)16rev2, 28.11.2024, https://rm.coe.int/cai-2024-16rev2-methodology-for-the-risk-and-im-
pact-assessment-of-arti/1680b2a09f 

116	 Council of Europe, Explanatory Report to the Council of Europe Framework Convention on Artificial Intelli-
gence and Human Rights, Democracy and the Rule of Law, 2024, https://rm.coe.int/1680afae67, Rn. 122.

117	 Ebd, Rn. 12.
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Zur Umsetzung benennt jede Vertragspartei eine verantwortliche Stelle; zwei Jahre nach 
Unterzeichnung ist jede unterzeichnende Vertragspartei zur Abgabe eines Umsetzungs
berichts verpflichtet. Über die Umsetzung der Vorgaben wacht die „Konferenz der 
Vertragsparteien“.

4.	 Kinderrechte als (ausbaufähige) Perspektive in der  
globalen KI-Governance

Derzeit sind mehrere, parallel laufende Entwicklungspfade globaler Governance-Ini
tiativen zu beobachten. Teils sind die Ausgangspunkte, teils die Ziele und Grundprinzi-
pien vergleichbar, teilweise bauen die Initiativen aufeinander auf oder nehmen Bezug 
aufeinander. Angesichts der Unverbindlichkeit der meisten Governance-Instrumente wird 
die begrenzte Wirkung derartiger Maßnahmen insbesondere auf Ebene einzelner Staaten 
deutlich118; die Staaten haben in der Regel ein Interesse an nationalen Ansätzen, um 
mögliche Markt- bzw. Wettbewerbsvorteile durch einen nationalen Rechtsrahmen (oder 
dessen Fehlen) zu erlangen.119 

Der Überblick der Einbeziehung von Kindern als vulnerable Gruppe, von Kinderrechten 
und von der Perspektive von Kindern in den großen KI-Governance-Initiativen hat gezeigt, 
dass insbesondere die UNESCO-Empfehlungen zur Ethik Künstlicher Intelligenz und das 
KI-Rahmenübereinkommen des Europarats entsprechende Aspekte von Schutz, Befähi-
gung und Teilhabe berücksichtigen. Dabei bleiben aber die konkreten Anforderungen, 
die sich aus der zwingenden Berücksichtigung von Kinderrechten bei der Regulierung 
und Gestaltung von KI-Systemen aus der UN-Kinderrechtskonvention ergeben, unterbe-
lichtet. Für die Beachtung der rechtlich nicht verbindlichen UNESCO-Empfehlungen, die 
Risikopotenziale und Praxisprobleme vor allem auf Projektebene120 verfolgen, ist das 
verkraftbar. 

Im Rahmen der notwendigen Befolgung des Rahmenübereinkommens des Europarats 
durch die Vertragsparteien bedarf es aber noch mehr Interpretationsarbeit und konkreter 
Umsetzungsrichtlinien. Der grundrechtsspezifische Ansatz der angesprochenen HUDERIA-
Methodik kann ein Gefäß für solche Überlegungen sein. Vollständig neu müssen kinder-
rechtsspezifische Überlegungen zu konkreten Risikoermittlungen, Rechteabwägungen 
und Anforderungen an Gegenmaßnahmen nicht sein. Es existieren hier bereits eine Reihe 
von Konzepten121, Methodiken122 und partizipativen Ansätzen123, wie man die Perspektive 
von Kindern und Kinderrechte in die Gestaltung von KI-Systemen einfließen lassen kann.

118	 Im Ergebnis auch Council of Europe, Legal Frameworks that Address AI in the Context of Children’s 
Rights.

119	 Vgl. Roberts u.a., International Affairs 2024, 1275 (1279). Daneben kann die Ungewissheit emergenter 
Risiken zu einem regulatorischen Zögern führen, vgl. Morley u.a., AI & Society 2023, 411.

120	S. etwa die Projekte im Bereich AI and the Futures of Learning, https://www.unesco.org/en/digital-
education/ai-future-learning, sowie die Aktivitäten des Global AI Ethics and Governance Observatory, 
https://www.unesco.org/ethics-ai/en 

121	 Vgl. UNICEF, Policy guidance on AI for children, Version 2.0, Recommendations for building AI policies 
and systems that uphold child rights, 2021, https://www.unicef.org/innocenti/reports/policy-guidance-
ai-children; Fedele u.a., Computer Law & Security Review 2024, 105986; 5Rights Foundation, Children’s 
Rights and AI Oversight, 2021.

122	 Vgl. etwa den Designing for Children’s Rights Guide der D4CR Association, https://childrensdesign-
guide.org/; einen weiteren Ansatz gibt es bei Kurian, Contemporary Issues in Early Childhood 2023, 
14639491231206004. S. auch die partizipativen Workshops des JRC, European Commission – Joint 
Research Centre, Artificial intelligence and the rights of the child, 2022, S. 35 ff.

123	S. etwa den partizipativen Ansatz des schottischen Children’s Parliament in Kooperation mit der Scottish 
AI Alliance und dem Alan Turing Institute, Exploring Children’s Rights and AI, https://www.childrensparli-
ament.org.uk/our-work/exploring-childrens-rights-and-ai/



33	 Schriftenreihe • Deutsches Kinderhilfswerk e.V.

III.	 Potenziale der KI-Verordnung zur  
Durchsetzung von Kinderrechten

Der Überblick über Ansätze und Governance-Strukturen der KI-Verordnung sowie die 
Analyse kinderrechtlicher Bezüge in den globalen KI-Governance-Entwicklungen hat 
gezeigt, dass im Hinblick auf die Einbeziehung von Kinderrechten bei der Regulierung 
und Gestaltung von Künstlicher Intelligenz noch Luft nach oben ist. In dem nächsten 
Schritt des Gutachtens sollen die konkreten Bezüge der KI-Verordnung zu den Kinder-
rechten herausgearbeitet werden: Wie genau und an welchen Stellen bindet die Verord-
nung ausdrücklich die besonderen Anforderungen von Kindern an das Systemdesign oder 
kinderrechtliche Perspektiven ein? Welche Anwendungsfälle weisen besondere Verbin-
dungen zu den Lebenswelten von Kindern auf? Und über welche Begriffe oder Maßstäbe 
können kinderrechtliche Anforderungen zumindest mittelbar eine Rolle bei der Umset-
zung der KI-Verordnung spielen? 

Das Gutachten kann hier keine systematische Evaluierung der Verordnung im Hinblick auf 
die Gewährleistung der kinderrechtlichen Garantien und Gewährleistungen vornehmen124, 
sondern fokussiert auf mögliche Vorschriften und Rechtsbegriffe, die als besondere Trans-
missionsriemen für die Einbeziehung und Berücksichtigung von Kinderrechten bei der 
Umsetzung der Verordnung fungieren können. Es sind diese Normen und Verordnungs-
stellen, die sich als Anknüpfungspunkte und Kontexte für die Entwicklung möglicher 
Advocacy-Ansätze eignen (s. Kapitel 4).

Grundsätzlich – das ist unstrittig – bindet die KI-Verordnung über den Zweck der Gewähr-
leistung eines hohen Schutzniveaus „in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit und die in der 
Charta verankerten Grundrechte […] vor schädlichen Auswirkungen von KI-Systemen“ 
(Art. 1 Abs. 1 KI-VO) auch die in Art. 24 GrCh enthaltenen kinderrechtlichen Garantien ein. 

Artikel 24 GrCh – Rechte des Kindes

(1) Kinder haben Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für ihr Wohler
gehen notwendig sind. Sie können ihre Meinung frei äußern. Ihre Meinung wird in 
den Angelegenheiten, die sie betreffen, in einer ihrem Alter und ihrem Reifegrad 
entsprechenden Weise berücksichtigt.

(2) Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher Stellen oder privater 
Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung sein. […]

Art.  24 GrCh wird von der herrschenden Meinung als Grundrecht mit Leistungs- und 
Abwehrgehalten verstanden, das sich auf die UN-Kinderrechtskonvention stützt und 
dessen Gewährleistungen im Lichte der Konvention zu interpretieren sind.125 Im Ergebnis 
umfasst der Verweis auf die Gewährleistung der Grundrechte auch die Gewährleistung der 
Kinderrechte im Sinne der UN-Kinderrechtskonvention. Art. 1 Abs. 1 KI-VO bildet somit 
die Basis für die zwingende Berücksichtigung von Kinderrechten bei der Interpretation, 
Konkretisierung und Umsetzung der Verordnung.

124	Das wäre angesichts der weitflächigen Delegation von Interpretation und Konkretisierung der Verord-
nungsvorgaben in delegierte Rechtsakte, Durchführungsakte, Leitfäden und Standardisierungs- bzw. 
Normungsverfahren derzeit auch weitestgehend hypothetisch, s. dazu oben Abschnitt 2.2.7.

125	 Vgl. Jarass, Grundrechtecharta (GrCH), Art. 24 Rn. 1.
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1.	 Überblick über kinderrechtliche Bezüge in der  
KI-Verordnung

Über die beschriebene Einbeziehung der UN-KRK im Rahmen der Nennung der Gewährleis-
tung von Grundrechten als Zweck der Verordnung kommt der Rechtsakt nicht hinaus. Im 
verbindlichen Teil des Verordnungstextes wird an keiner Stelle auf die Kinderrechtskon-
vention oder die spezifischen Rechte von Kindern hingewiesen.

1.1.	 Verweise in den Erwägungsgründen

Immerhin in den rechtlich nicht verbindlichen Erwägungsgründen scheinen Kinderrechts-
bezüge an drei Stellen ausdrücklich auf. So nimmt Erwägungsgrund 9 Bezug auf die 
Allgemeine Bemerkung Nr. 25 des Kinderrechteausschusses: 

Erwägungsgrund 9 KI-VO

„[…] Ferner sollten die in dieser Verordnung festgelegten Pflichten der verschiede-
nen Akteure, die an der KI-Wertschöpfungskette beteiligt sind, unbeschadet der 
nationalen Rechtsvorschriften unter Einhaltung des Unionsrechts angewandt wer-
den […]. So sollten etwa die nationalen arbeitsrechtlichen Vorschriften und die 
Rechtsvorschriften zum Schutz Minderjähriger, nämlich Personen unter 18 Jahren, 
unter Berücksichtigung der Allgemeinen Bemerkung Nr. 25 (2021) des (sic!) UNCRC 
über die Rechte der Kinder im digitalen Umfeld von dieser Verordnung unberührt 
bleiben, sofern sie nicht spezifisch KI-Systeme betreffen und mit ihnen andere legi-
time Ziele des öffentlichen Interesses verfolgt werden.“

Misslich ist, dass der Erwägungsgrund hier nicht zur expliziten Einbeziehung der kinder-
rechtlichen Gehalte der UN-KRK in die Verordnung auf die Allgemeine Bemerkung 
verweist, sondern das Beispiel ausgerechnet als Abgrenzungsmerkmal in Richtung der 
von der Verordnung unberührten nationalen Jugendschutzvorschriften dient, die sich auf 
die Konvention stützen. Das klingt auf den ersten Blick so, als wäre die Umsetzung der 
Kinderrechtskonvention in erster Linie im von der KI-VO unberührten nationalen Recht zu 
suchen. 

Eindeutiger ist dagegen Erwägungsgrund 28, der klarmacht, dass die Rechte des Kindes 
von den „in der Charta verankerten Grundrechten“ umfasst sind.

Erwägungsgrund 28 KI-VO

Abgesehen von den zahlreichen nutzbringenden Verwendungsmöglichkeiten von 
KI kann diese Technologie auch missbraucht werden und neue und wirkungsvolle 
Instrumente für manipulative, ausbeuterische und soziale Kontrollpraktiken bieten. 
Solche Praktiken sind besonders schädlich und missbräuchlich und sollten verbo-
ten werden, weil sie im Widerspruch zu den Werten der Union stehen, nämlich der 
Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Gleichheit, Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit sowie der in der Charta verankerten Grundrechte, einschließlich des Rechts auf 
Nichtdiskriminierung, Datenschutz und Privatsphäre sowie der Rechte des Kindes.

Noch deutlicher ist Erwägungsgrund 48, der sich zu grundrechtlichen Maßstäben bei der 
Einstufung von Hochrisiko-KI-Systemen äußert.
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Erwägungsgrund 48 KI-VO

Das Ausmaß der nachteiligen Auswirkungen des KI-Systems auf die durch die 
Charta geschützten Grundrechte ist bei der Einstufung eines KI-Systems als hoch-
riskant von besonderer Bedeutung. […] Zu diesen Rechten gehören die Würde des 
Menschen, die Achtung des Privat- und Familienlebens, der Schutz personenbe-
zogener Daten, die Freiheit der Meinungsäußerung und die Informationsfreiheit, 
die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, das Recht auf Nichtdiskriminierung, 
das Recht auf Bildung, der Verbraucherschutz, die Arbeitnehmerrechte, die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen, die Gleichstellung der Geschlechter, Rech-
te des geistigen Eigentums, das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein 
faires Gerichtsverfahren, das Verteidigungsrecht, die Unschuldsvermutung sowie 
das Recht auf eine gute Verwaltung. Es muss betont werden, dass Kinder — zusätz-
lich zu diesen Rechten — über spezifische Rechte verfügen, wie sie in Artikel 24 der 
Charta und im Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kin-
des (UNCRC) — im Hinblick auf das digitale Umfeld weiter ausgeführt in der Allge-
meinen Bemerkung Nr. 25 des UNCRC — verankert sind; in beiden wird die Berück-
sichtigung der Schutzbedürftigkeit der Kinder gefordert und ihr Anspruch auf den 
Schutz und die Fürsorge festgelegt, die für ihr Wohlergehen notwendig sind.

Beide Erwägungsgründe bestätigen und stützen das eben beschriebene Verständnis: 
Die Kinderrechte sind fester Bestandteil der Charta der Grundrechte und somit umfasst 
von dem Schutzzweck der KI-Verordnung. In Erwägungsgrund 48 wird zudem unmiss-
verständlich klar, dass der Gesetzgeber Kinder als besonders schutzbedürftige Bevöl-
kerungsgruppe sieht und dass die Kinderrechte zusätzlich zu den anderen Grundrechten 
der Charta gelten. Bei der Umsetzung der KI-Verordnung müssen danach der Schutz der 
Kinder und ihre Rechte besonders berücksichtigt werden. 

In mehreren Erwägungsgründen verweist die KI-Verordnung daneben auf mögliche 
Diskriminierungen von Personengruppen, die auch anhand des Alters erfolgen können 
(Erwägungsgründe 32, 54, 56, 57, 58).126 Wo Gebote der Nichtdiskriminierung an alters-
bezogenen Merkmalen festmachen, ist das allgemeine Diskriminierungsverbot aus Art. 2 
UN-KRK aber gerade nicht berührt. Als Diskriminierungsmerkmale gelten dort Ethnie, 
Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politische oder sonstige Anschauung, natio-
nale, ethnische oder soziale Herkunft, Vermögen, Behinderung, Geburt oder der sonstige 
Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds. Die Diskriminierung von Kindern 
aufgrund ihres Alters ist von der Garantie insoweit gerade nicht umfasst; genau genommen 
stellte ansonsten die Gewährleistung von spezifischen Kinderrechten bereits eine Alters-
diskriminierung dar. Insofern erscheinen die entsprechenden Diskriminierungsverbote in 
der KI-VO gerade nicht als Normen mit spezifisch kinderrechtlichem Bezug, sondern sind 
eher Ausflüsse des allgemeinen Gleichheitsgebots.

Aus kinderrechtlicher Sicht erwähnenswert ist schließlich die in Erwägungsgrund 20 
angesprochene Förderung von KI-Kompetenzinstrumenten und die Sensibilisierung und 
Aufklärung der Öffentlichkeit in Bezug auf die Vorteile, Risiken, Schutzmaßnahmen, Rechte 
und Pflichten im Zusammenhang mit der Nutzung von KI-Systemen. Der hier aufschei-
nende Befähigungsaspekt ist eine der zentralen Säule zur Umsetzung von Kinderrechten; 
leider übernimmt der verbindliche Teil der KI-Verordnung diesen Ansatz nicht, sodass es 
jedenfalls keine ausdrückliche Beauftragung einer bestimmten Stelle zur Vermittlung von 
KI-Kompetenzen an die Allgemeinheit – und speziell Jüngere – gibt. Eine immerhin impli-
zite Annahme ergibt sich aus Art. 66 lit. f KI-VO, die als Aufgabe des KI-Gremiums vorsieht, 
dass es die „Kommission bei der Förderung der KI-Kompetenz, der Sensibilisierung und 
Aufklärung der Öffentlichkeit in Bezug auf die Vorteile, Risiken, Schutzmaßnahmen, 
Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Nutzung von KI-Systemen unterstützen“ 
soll. Die Kommission wird aber an keiner Stelle der Verordnung ausdrücklich damit beauf-
tragt bzw. dazu ermächtigt.

126	 Zur Problematik, dass sich Bias in KI-Modellen den Antidiskriminierungsmerkmalen entziehen, s. Ru-
schemeier in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 6 Rn. 107. S. auch Legner, RDi 2024, 426.
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1.2.	 Bezüge zu Lebenswelten von Kindern

Auch wenn sich im verbindlichen Teil der Verordnung keine ausdrücklichen Hinweise auf 
die Kinderrechte finden, weisen einzelne verbotene KI-Praktiken und Anwendungsfälle 
von Hochrisiko-KI-Systemen Bezüge zu Lebenswelten von Kindern auf.

1.2.1.	Ausnahmen vom Verbot der Echtzeit-Fernidentifizierung bei bestimmten  
Straftaten

Art. 5 Abs. 1 lit. h iii) KI-VO sieht eine Ausnahme des grundsätzlichen Verbots biometri-
scher Echtzeit-Fernidentifizierungssysteme für Fälle vor, in denen der Einsatz des Systems 
für das „Aufspüren oder Identifizieren einer Person, die der Begehung einer Straftat 
verdächtigt wird, zum Zwecke der Durchführung von strafrechtlichen Ermittlungen oder 
von Strafverfahren oder der Vollstreckung einer Strafe für die in Anhang II aufgeführten 
Straftaten“ erforderlich ist. Zu den im Anhang  II aufgezählten Straftaten gehören auch 
„sexuelle Ausbeutung von Kindern und Kinderpornografie“. Zur Ermittlung oder Verfol-
gung von Täter*innen im Bereich des Kindesmissbrauchs und Taten gegen die sexu-
elle Selbstbestimmung von Kindern ermöglicht die KI-Verordnung ausnahmsweise den 
Einsatz ansonsten weitflächig verbotener Praktiken. Dadurch wird das Recht von Kindern 
auf Schutz vor sexuellem Missbrauch (Art. 34, 19 UN-KRK) und vor sexueller Ausbeutung 
(Art. 34 UN-KRK) besonders geschützt. 

1.2.2.	Kinderaffine Hochrisiko-KI-Einsatzbereiche

Die in Art.  6 Abs.  1 KI-VO genannten KI-Systeme sind dann hochriskant, wenn das 
System selbst unter die in Anhang  I aufgelisteten Rechtsakte fällt oder als Sicherheits-
bauteil eines Produkts bestimmt ist, das unter diese Harmonisierungsvorschriften fällt 
(s. oben Abschnitt 2.2.3). Eine der in Anhang  I genannten Harmonisierungsvorschriften 
ist die Spielzeug-Richtlinie.127 Spielzeuge sind dort definiert als Produkte, die auch „dazu 
bestimmt oder gestaltet sind, von Kindern unter 14 Jahren zum Spielen verwendet zu 
werden“. Gemäß Art. 2 Abs. 1 UAbs. 2 Spielzeugrichtlinie i.V.m. Anhang I Nr. 15 Spielzeug-
Richtlinie sind „interaktive Software für Freizeit und Unterhaltung wie Computerspiele und 
ihre Speichermedien“ von der Spielzeugdefinition ausgenommen. Da zudem reine Soft-
ware-Angebote nicht als Produkte, sondern als Dienstleistungen im Sinne des EU-Rechts 
gesehen werden, umfasst die Vorschrift mit Blick auf KI-Systeme in erster Linie verkör-
perte Produkte, die ein KI-System als Bauteil nutzen, wie z.B. smarte Puppen. 

Da Art.  6 Abs.  1 KI-VO aber von „Sicherheitsbauteilen eines Produkts“ spricht, fallen 
KI-Systeme nicht unter den Anhang I Nr. 15, wenn diese keine Sicherheitsfunktionen für 
das Spielzeug übernehmen. Gerade bei KI-Systemen, die in erster Linie Unterhaltungs-
funktionen haben, wird dies der Fall sein: In den meisten erdenklichen Fällen werden die 
in Spielzeug implementierten KI-Systeme gerade nicht als Sicherheitsbauteile zu identifi-
zieren sein. Damit fallen Spielzeuge mit KI-Funktionen regelmäßig nicht unter die Voraus-
setzungen von Hochrisiko-KI-Systemen nach Art. 6 Abs. 1 KI-VO i.V.m. Anhang I.128 Theo-
retisch erscheint es möglich, dass ein KI-System dieser Art aber unter das Verständnis von 
Hochrisiko-KI-Systemen gemäß Art. 6 Abs. 2 KI-VO i.V.m. Anhang III fällt, insbesondere 
bei Funktionalitäten zur Emotionserkennung (Anhang  III Nr.  1 lit c.).129 Inwieweit diese 

127	 Richtlinie 2009/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 über die Sicher-
heit von Spielzeug, ABl. L 170 vom 30.06.2009, S. 1.

128	Vgl. Ruschemeier in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 6 Rn. 60.
129	Vgl. etwa die in einem Forschungsprojekt eingesetzte Smart Doll mit Emotionserkennung, Espinosa-

Aranda u.a., Symmetry 2018, 387.
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gesetzliche Einstufung als Hochrisiko-KI-System Ausprägung kinderrechtlicher Gewähr-
leistungen ist, wird aus der KI-Verordnung allerdings nicht klar. 

Nach Art. 6 Abs. 2 KI-VO gelten die in Anhang III genannten Systeme automatisch als hoch-
riskant. Auch dort finden sich – neben den eben genannten Systemen, die bestimmungs-
gemäß zur Emotionserkennung verwendet werden sollen – Anwendungsfälle mit Bezug 
zu Lebenswelten von Kindern. So listen Nr. 3 lit. b, c und d des Anhangs III KI-Systeme 
aus dem Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung auf, nämlich solche zur Lernbe-
wertung, zur Bildungsniveaubewertung sowie zur Prüfungsüberwachung, insbesondere 
bei Schülerinnen und Schülern.130 Der Gesetzgeber geht bei derartigen Systemen grund-
sätzlich davon aus, dass sie ein hohes Potenzial für weitflächige Beeinträchtigungen von 
Grundrechten haben können, vor allem bei unsachgemäßer Gestaltung (s. Erwägungs-
grund 35). Zur Einordnung eines KI-Systems unter die Anwendungsfälle reicht zunächst 
die anbieterseitige Bestimmung eines Systems zu einem dieser Zwecke. 

Allerdings sieht Art.  6 Abs.  3 KI-VO Ausnahmen von dieser Einstufung vor, wenn das 
KI-System „kein erhebliches Risiko der Beeinträchtigung in Bezug auf die Gesundheit, 
Sicherheit oder Grundrechte natürlicher Personen birgt“. Im Umkehrschluss werden also 
nur jene KI-Systeme als hochriskant einzustufen sein, die tatsächlich Risiken für erheb-
liche Grundrechtsbeeinträchtigungen aufweisen. Das soll dann der Fall sein, wenn es das 
Ergebnis der Entscheidungsfindung wesentlich beeinflusst (Umkehrschluss Art. 6 Abs. 3 
KI-VO). 

Angesprochen sind damit vor allem hybride Entscheidungsarchitekturen131, bei denen die 
KI je nach Ausgestaltung unterschiedlich starke Auswirkungen auf die Letztentscheidung 
haben kann.132 Mit Blick auf die Einbindung der Kinderrechte aus der UN-KRK über den 
Grundrechtsbegriff (s. oben Einleitung zu Abschnitt 3.1; s. dazu auch unten Abschnitt 
3.2.2) muss für die Risikobewertung ein besonders strenger Maßstab angelegt werden. 
Für Erwachsene – etwa im Bereich der beruflichen Bildung – gilt ein anderer, weniger rest-
riktiver Beurteilungsspielraum als bei einem Einsatz derartiger Systeme bei Minderjäh-
rigen. In der Praxis und mit Blick auf die Vielzahl von Kinderrechten, die bei intrusiver 
Beobachtung, Überwachung, Kontrolle und Bewertung im schulischen Bereich berührt 
sein können133, muss der angelegte strenge Maßstab regelmäßig zur Einstufung solcher 
Anwendungen als Hochrisiko-KI-System führen. Dieser kinderrechtssensible Maßstab 
steht allerdings nicht ausdrücklich in der Verordnung, sondern muss von dem Anbieter 
des Systems, der eine Selbsteinstufung vornimmt, erkannt und berücksichtigt werden.

Eine vergleichbare Überlegung gilt für die Einstufung von KI-Systemen im Bereich Migration 
und Asyl (Nr. 7 Anhang III). Wenn es um die Bewertung erheblicher Grundrechtseingriffe 
durch Lügendetektoren oder Systeme für die Gefahrenbewertung oder automatisierte 
Nachweis- bzw. Beweisbewertungen in migrations- bzw. asylrechtlichen Verfahren geht, 
muss der Bewertungsmaßstab bei minderjährigen Betroffenen aufgrund der kinderrecht-
lichen Gewährleistungen (Art. 22, 8, 12 Abs. 2 UN-KRK) strenger sein. Das bedeutet, dass 
auch hier KI-Systeme regelmäßig als hochriskant einzustufen sind, wenn Kinder betroffen 
sind. Die Breite der Ausnahme in Art. 6 Abs. 3 KI-VO „schrumpft“, solange der Anbieter 
des KI-Systems die Kinderrechte in die Einstufung einbezieht.

130	Die englische Sprachfassung spricht übrigens nicht von ‚Schüler*innen‘ (pupils), sondern von „stu-
dents“ und geht damit vom Wortlaut her deutlich weiter als die deutsche Fassung, da sie auch Studieren-
de mit umfasst. Vgl. Ruschemeier in Martini/Wendehorst, KI-VO, S. Anhang III Rn. 39.

131	 Schmees, Rechtsschutz durch Entscheidungsarchitekturen, 2024, S. 80 ff.
132	 Überblick über Risiken automatisierter Entscheidungen im Bildungsbereich („AIEd“) bei von Struensee, 

SSRN Journal 2021.
133	Vgl. Su/Yang, Computers and Education: Artificial Intelligence 2022, 100049.
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2.	 Kinderrechtliche „Einfallstore“ in der Verordnung

Die fehlende ausdrückliche Einbeziehung von Kinderrechten im verbindlichen Teil der 
KI-Verordnung und die wenigen kinderaffinen Anwendungsbereiche von Hochrisiko-KI-
Systemen sind nicht die einzigen Bezugspunkte der Verordnung zu Kinderrechten. So rekur-
rieren einige Vorschriften auf besondere Verletzlichkeiten von Personengruppen anhand 
distinkter Merkmale – darunter auch das Alter. An vielen Stellen nutzt die KI-Verordnung 
als Einstufungs-, Bewertungs- oder Abwägungsmaßstab zudem die „Risiken für Gesund-
heit, Sicherheit und Grundrechte“. Mit Blick auf kinderrechtliche Bezüge werden alters-
abhängige Verletzlichkeiten bzw. Schutzbedarfe und die Berücksichtigung von Gesund-
heits-, Sicherheits- und Grundrechtsrisiken zu „Proxies“ spezifischer kinderrechtlicher 
Gewährleistungen.

2.1.	 Vulnerabilität bzw. Schutzbedürftigkeit einer Gruppe aufgrund  
des Alters

An zwei Stellen sieht die KI-Verordnung besondere Vorschriften für Situationen vor, in 
denen besonders vulnerable bzw. schutzbedürftige Personengruppen betroffen sind: 
So sind nach Art. 5 Abs. 1 lit. b KI-VO KI-Praktiken verboten, die „das Inverkehrbringen, 
die Inbetriebnahme oder die Verwendung eines KI-Systems, das eine Vulnerabilität oder 
Schutzbedürftigkeit einer natürlichen Person oder einer bestimmten Gruppe von Personen 
aufgrund ihres Alters, einer Behinderung oder einer bestimmten sozialen oder wirtschaft-
lichen Situation mit dem Ziel oder der Wirkung ausnutzt, das Verhalten dieser Person oder 
einer dieser Gruppe angehörenden Person in einer Weise wesentlich zu verändern, die 
dieser Person oder einer anderen Person erheblichen Schaden zufügt oder mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit zufügen wird“. Zu den besonders schutzbedürftigen Perso-
nengruppen zählen mit Blick auf das genannte Merkmal des Alters auch Kinder. Sie sind 
aufgrund ihrer noch nicht vollständig ausgeprägten Fähigkeiten anfälliger für die in dem 
Verbot angesprochenen Manipulationen.134 Gerade dort, wo junge Menschen Einfluss-
nahmen Künstlicher Intelligenz auf ihr Verhalten oder ihre Entscheidungen nicht erkennen 
können, erscheinen sie als besonders vulnerabel. Derartige Eingriffe in das Recht auf 
Entscheidungsautonomie stellen mit Blick auf Kinder insofern ein besonderes Unrecht 
dar, das die Vorschrift verbietet. 

Als weitere Voraussetzung sieht das Verbot allerdings eine hohe Eintrittswahrschein-
lichkeit des Manipulationserfolgs oder einen erheblichen Schaden bei der betroffenen 
oder einer anderen Person vor. Mit Blick auf die Kinderrechte erscheinen allerdings auch 
weniger wahrscheinliche und weniger schädliche Manipulationen als vom Recht auf Schutz 
vor (wirtschaftlicher oder sonstiger) Ausbeutung gedeckt. Die KI-VO bleibt hier vom Wort-
laut her hinter den Gewährleistungen der UN-KRK zurück. Eine kinderrechtskonforme 
Auslegung könnte diesen Umstand heilen. Neben altersbezogenen Verletzlichkeiten – die 
nicht nur bei Kindern, sondern auch bei älteren Personen denkbar sind – können zu den 
vulnerablen Personengruppen auch behinderte Menschen oder etwa Personen ohne oder 
mit geringer formaler Bildung zählen.135

In den Zulässigkeitsvoraussetzungen für KI-Reallabore findet sich in Art. 60 Abs. 4 lit. g 
KI-VO eine ähnliche Vorschrift. So dürfen Tests unter Realbedingungen nur durchgeführt 
werden, wenn unter anderem „Testteilnehmer im Rahmen von Tests unter Realbedin-
gungen, die aufgrund ihres Alters oder einer Behinderung schutzbedürftigen Gruppen 
angehören, […] angemessen geschützt“ sind. Auch hier wird klar, dass für vulnerable 
Personengruppen besondere Anforderungen zu berücksichtigen sind, die über die grund-

134	Vgl. Heinze/Engel, KIR 2025, 19 (25).
135	 Wendehorst in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 5 Rn. 53 ff.
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rechtsbezogenen Schutzvorkehrungen für die übrigen Beteiligten (Art. 58 Abs. 4 KI-VO) 
hinausgehen (vgl. auch Erwägungsgrund 141).

Weniger als besonderer Tatbestand, sondern in erster Linie als maßstabsprägender 
Umstand sieht Art. 7 Abs. 3 lit. f KI-VO für die (Neu-)Aufnahme von Anwendungsfällen von 
Hochrisiko-KI-Systemen in den Anhang III durch die Kommission unter anderem vor, dass 
die Kommission dabei „das Ausmaß, in dem ein Machtungleichgewicht besteht oder in 
dem Personen, die potenziell geschädigt oder negative Auswirkungen erleiden werden, 
gegenüber dem Betreiber eines KI-Systems schutzbedürftig sind“, berücksichtigen muss. 
Das Alter ist dabei ein ausdrücklich genannter Aspekt für ein ggf. größeres Ausmaß. Auch 
Art. 79 Abs. 2 KI-VO weist auf die besondere Aufmerksamkeit auf Risiken für schutzbe-
dürftige Gruppen hin, die eine Marktüberwachungsbehörde bei der Feststellung mögli-
cher Risiken von KI-Systemen für die Grundrechte zu walten lassen hat; das Alter wird hier 
allerdings nicht ausdrücklich genannt.

Im Übrigen verweist auch Erwägungsgrund 132 auf besondere Vorkehrungen im Hinblick 
auf schutzbedürftige Gruppen. Wo es um KI-Systeme mit begrenzten Risiken geht, die mit 
natürlichen Personen interagieren (Art. 50 Abs. 1 KI-VO), sollen Anbieter bei der Umset-
zung der Transparenzpflichten „die Merkmale von natürlichen Personen, die aufgrund 
ihres Alters oder einer Behinderung schutzbedürftigen Gruppen angehören, berücksich-
tigt werden, soweit das KI-System auch mit diesen Gruppen interagieren soll.“ Daraus 
folgt, dass KI-Systeme, mit denen auch Kinder interagieren (sollen136), altersgerechte 
Formen der Information zu wählen haben. 

Auch die Anwendbarkeit der Ausnahme von der Informationspflicht muss unter der Bedin-
gung der besonderen Berücksichtigung der Schutzbedürftigkeit gelesen werden: Wenn 
die Transparenzpflicht dort entfällt, wo die Nutzung eines KI-Systems „aus Sicht einer 
angemessen informierten, aufmerksamen und verständigen natürlichen Person aufgrund 
der Umstände und des Kontexts der Nutzung offensichtlich“ ist, muss die Anforderung 
an die Offensichtlichkeit altersabhängig sein.137 Wo die Interaktion mit einem KI-System 
einer volljährigen Person oder ggf. auch Jugendlichen klar ist, kann der Anbieter das nicht 
automatisch auch für Kinder annehmen. Ggf. unterliegt der Anbieter hier trotz der Offen-
sichtlichkeit für verständige Erwachsene einer besonderen Transparenzpflicht im Hinblick 
auf Jüngere. Eine ausdrückliche Pflicht zur altersangemessenen Information, wie sie etwa 
Art. 14 Abs. 3 DSA kennt, sieht die KI-Verordnung aber nicht vor.

2.2.	 Verweis auf Risiken für Gesundheit, Sicherheit und Grundrechte

Ein weiterer – sehr breiter – Ansatzpunkt für die Berücksichtigung und Einbeziehung 
kinderrechtlicher Gewährleistungen ist der an vielen Stellen der Verordnung genutzte 
Verweis auf Risiken oder negative Folgen für Grundrechte, die sich aus der Verwendung 
eines KI-Systems oder KI-Modells ergeben können. Teils enthalten die Verweise auch 
den Dreiklang der Risiken für „Gesundheit, Sicherheit und Grundrechte“, die als breite 
Auffangschutzgegenstände in der Verordnung fungieren.138 Sie überlappen sich, und zwar 
sowohl im Hinblick auf das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 1, 
Art. 3 Abs. 1, Art. 35 S. 2 GrCh), als auch auf das Recht auf Sicherheit (Art. 6 GrCh).139 

136	Das KI-System muss zu der Interaktion mit Kindern bestimmt sein, auf die tatsächliche Nutzung durch 
Kinder kommt es insoweit bei Systemen nicht an, die nicht zum direkten Austausch mit Jüngeren be-
stimmt sind, vgl. Martini in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 50 Rn. 48.

137	 In dieser Richtung auch Martini in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 50 Rn. 52.
138	Martini in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 14 Rn. 59.
139	Martini in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 14 Rn. 59.
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Der Hinweis auf Risiken für die „Grundrechte“ oder die „Gesundheit, Sicherheit und Grund-
rechte“ dient dabei in einer Vielzahl von Vorschriften als Einstufungs-, Bewertungs- und 
Abwägungsmaßstab.

Tabelle 5   Pflichten zur Vornahme grundrechtlicher Einschätzungen und Abwägungen

Grundrechtliche Einschätzung oder Bewertung Norm Akteur

Rückausnahme eines KI-Systems als hochriskant, wenn es 
„kein erhebliches Risiko der Beeinträchtigung in Bezug auf die 
Gesundheit, Sicherheit oder Grundrechte natürlicher Personen 
birgt“

Art. 6 Abs. 3 
KI-VO

Kommis-
sion

Erlass delegierter Rechtsakte durch die Kommission zur Ein-
fügung weiterer Ausnahmen bei der Einstufung von KI-Syste-
men als hochriskant, wenn diese „kein erhebliches Risiko der 
Beeinträchtigung in Bezug auf die Gesundheit, Sicherheit oder 
Grundrechte natürlicher Personen bergen“; „das allgemeine 
Schutzniveau in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit und die in 
dieser Verordnung vorgesehenen Grundrechte (darf) nicht“ 
sinken

Art. 6 Abs. 6 
KI-VO

Art. 6 Abs. 8 
KI-VO

Kommis-
sion

Erlass delegierter Rechtsakte zur Streichung von Ausnahme-
bedingungen bei der Einstufung von KI-Systemen als hochris-
kant, wenn „dies für die Aufrechterhaltung des Schutzniveaus 
in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit und die in dieser Verord-
nung vorgesehenen Grundrechte erforderlich ist“; „das allge-
meine Schutzniveau in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit und 
die in dieser Verordnung vorgesehenen Grundrechte (darf) 
nicht“ sinken

Art. 6 Abs. 7 
KI-VO

Art. 6 Abs. 8 
KI-VO

Kommis-
sion

Erlass delegierter Rechtsakte zur Änderung (Erweiterung oder 
Streichung) der Anwendungsfälle von Hochrisiko-KI-Systemen 
in Anhang III; 

dafür muss die Bedingung erfüllt sein, dass neue Anwendungs-
fälle „ein Risiko der Schädigung in Bezug auf die Gesundheit 
und Sicherheit oder nachteilige Auswirkungen auf die Grund-
rechte haben“ und dieses Risiko vergleichbar oder höher ist als 
das von den in Anhang III genannten Hochrisiko-KI-Systemen;

für die Bewertung des Vorliegens dieser Bedingung hat die 
Kommission „das Ausmaß, in dem durch die Verwendung eines 
KI-Systems schon die Gesundheit und Sicherheit geschädigt 
wurden [oder] es nachteilige Auswirkungen auf die Grundrech-
te gab“ zu berücksichtigen; 

sie hat das Ausmaß der Möglichkeiten für Korrektur und Rück-
gängigmachung eines KI-Ergebnisses zu berücksichtigen, 
„wobei Ergebnisse, die sich auf die Gesundheit, Sicherheit 
oder Grundrechte von Personen negativ auswirken, nicht als 
leicht korrigierbar oder rückgängig zu machen gelten“;

es dürfen nur solche Anwendungsfälle gestrichen werden, 
die „keine erheblichen Risiken mehr für die Grundrechte, 
Gesundheit oder Sicherheit“ aufweisen (Art. 7 Abs. 3 lit. a KI-
VO), außerdem darf „durch die Streichung […] das allgemeine 
Schutzniveau in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit und Grund-
rechte im Rahmen des Unionsrechts nicht gesenkt“ werden

Art. 7 Abs. 1 
lit. b KI-VO

Art. 7 Abs. 2 
lit. e KI-VO

Art. 7 Abs. 2 
lit. i KI-VO

Art. 7 Abs. 3 
lit. b KI-VO

Kommis-
sion
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Umsetzung des Risikomanagementsystems nach Art. 9 KI-VO 
bei Hochrisiko-KI-Systemen, die als einen zentralen Schritt 
„die Ermittlung und Analyse der bekannten und vernünftiger-
weise vorhersehbaren Risiken, die vom Hochrisiko-KI-Sys-
tem für die Gesundheit, Sicherheit oder Grundrechte ausgehen 
können, wenn es entsprechend seiner Zweckbestimmung 
verwendet wird“ vorsieht

Art. 9 Abs. 2 
lit. a KI-VO

Anbieter

Ausgestaltung der Daten-Governance nach Art. 10 KI-VO durch 
die Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen, die u.a. „eine Unter-
suchung im Hinblick auf mögliche Verzerrungen (Bias)“ be-
inhalten, „die die Gesundheit und Sicherheit von Personen 
beeinträchtigen, sich negativ auf die Grundrechte auswirken 
oder zu einer nach den Rechtsvorschriften der Union verbote-
nen Diskriminierung führen könnten, insbesondere wenn die 
Datenausgaben die Eingaben für künftige Operationen beein-
flussen“

Art. 10 Abs. 2 
lit. f KI-VO

Anbieter

Ausnahmsweise Verarbeitung von sensiblen personenbezo
genen Daten im Rahmen der Daten-Governance, „wobei sie 
angemessene Vorkehrungen für den Schutz der Grundrechte 
und Grundfreiheiten natürlicher Personen treffen müssen“

Art. 10 Abs. 5 
S. 1 KI-VO

Anbieter

Erstellung der technischen Dokumentation von Hochrisiko-KI-
Systemen durch die Anbieter nach Art. 11 KI-VO, die „detail-
lierte Informationen über die Überwachung, Funktionsweise 
und Kontrolle des KI-Systems“ enthalten muss, darunter „vor-
hersehbare unbeabsichtigte Ergebnisse und Quellen von Risi-
ken in Bezug auf Gesundheit und Sicherheit sowie Grundrech-
te und Diskriminierung“ im Kontext der Zweckbestimmung des 
KI-Systems

Art. 11 Abs. 1 
i.V.m. Nr. 3 
Anhang IV KI-
VO

Anbieter

Erstellung von Betriebsanleitungen für Hochrisiko-KI-Syste-
me, die die Merkmale, Fähigkeiten und Leistungsgrenzen des 
Hochrisiko-KI-Systems beschreiben müssen, darunter auch 
alle „bekannten oder vorhersehbaren Umstände bezüglich der 
Verwendung des Hochrisiko-KI-Systems im Einklang mit seiner 
Zweckbestimmung oder einer vernünftigerweise vorhersehba-
ren Fehlanwendung, die zu den in Art. 9 Abs. 2 genannten 
Risiken für die Gesundheit und Sicherheit oder die Grundrechte 
führen können“

Art. 13 Abs. 3 
lit. b. iii) KI-
VO

Anbieter

Durchführung der menschlichen Aufsicht, die „der Verhinde-
rung oder Minimierung der Risiken für Gesundheit, Sicher-
heit oder Grundrechte“ dient, „die entstehen können, wenn 
ein Hochrisiko-KI-System im Einklang mit seiner Zweckbestim-
mung oder im Rahmen einer vernünftigerweise vorhersehbaren 
Fehlanwendung verwendet wird, insbesondere wenn 
solche Risiken trotz der Einhaltung anderer Anforderungen 
dieses Abschnitts fortbestehen“

Art. 14 Abs. 2 
KI-VO

Anbieter

Durchführung von Grundrechte-Folgenabschätzungen von 
Hochrisiko-KI-Systemen durch bestimmte (vor allem öffent
liche) Einrichtungen, die aus der „Abschätzung der Auswirkun-
gen“ bestehen, „die die Verwendung eines solchen Systems 
auf die Grundrechte haben kann“

Art. 27 Abs. 1 
KI-VO

Bestimmte 
Anbieter

Aussetzung oder beim Widerruf der Benennung einer notifi-
zierten Stelle nach Art. 31 KI-VO durch die Notifizierungsstelle, 
wo sie ggf. geeignete Maßnahmen ergreift, „um ein mögliches 
Risiko für Gesundheit, Sicherheit oder Grundrechte zu verhin-
dern“

Art. 36 Abs. 7 
lit. e KI-VO

Notifizie-
rungsstelle
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Bestätigung der notifizierenden Behörde, dass „im Zusammen-
hang mit den von der Aussetzung oder Einschränkung betrof-
fenen Bescheinigungen kein Risiko für Gesundheit, Sicherheit 
oder Grundrechte besteht“ bzw. „im Zusammenhang mit den 
betreffenden Hochrisiko-KI-Systemen kein Risiko für Gesund-
heit, Sicherheit oder Grundrechte besteht“

Art. 36 Abs. 8 
lit. a KI-VO

Art. 36 Abs. 9 
lit. a KI-VO

Notifizie-
rungsstelle

Entwicklung von harmonisierten Normen nach Art. 40, wobei 
sich alle am Normungsprozess Beteiligten zu bemühen haben, 
dass „bestehende internationale Normen im Bereich der KI, die 
mit den Werten, Grundrechten und Interessen der Union im Ein-
klang stehen“, berücksichtigt werden

Art. 40 Abs. 3 
KI-VO

Beteilig-
te am Nor-
mungspro-
zess

Prüfung, inwieweit harmonisierte Normen „den Bedenken im 
Bereich der Grundrechte nicht ausreichend Rechnung“ tragen

Art. 41 Abs. 1 
lit. a iii) KI-VO

Kommis-
sion

Erlass delegierter Rechtsakte zur Änderung der Anforderungen 
an die Konformitätsbewertung nach Art. 43 Abs. 1, 2 KI-VO, 
wo die Kommission Rechtsakte „unter Berücksichtigung der 
Wirksamkeit des Konformitätsbewertungsverfahrens auf der 
Grundlage einer internen Kontrolle gemäß Anhang VI hinsicht-
lich der Vermeidung oder Minimierung der von solchen Syste-
men ausgehenden Risiken für die Gesundheit und Sicherheit 
und den Schutz der Grundrechte sowie hinsichtlich der Verfüg-
barkeit angemessener Kapazitäten und Ressourcen in den noti-
fizierten Stellen“ erlassen darf 

Art. 43 Abs. 6 
KI-VO

Kommis-
sion

Zusammenstellung und Aktualisierung der Pflichtinformatio-
nen für die Registrierung eines Hochrisiko-KI-Systems nach 
Art. 49 Abs. 3 KI-VO, die „eine Zusammenfassung der Ergeb-
nisse der gemäß Artikel 27 durchgeführten Grundrechte- 
Folgenabschätzung“ beinhalten müssen

Art. 49 
Abs. 3 i.V.m. 
Abschnitt 
C Nr. 4 
Anhang VIII 
KI-VO

Anbieter

Einstufung eines KI-Modells als KI-Modell mit allgemeinem 
Verwendungszweck mit systemischem Risiko durch den Anbie-
ter aufgrund möglicher erheblicher Auswirkungen auf den 
Unionsmarkt angesichts „tatsächlicher oder vernünftigerwei-
se vorhersehbarer negativer Folgen für die öffentliche Gesund-
heit, die Sicherheit, die öffentliche Sicherheit, die Grundrechte 
oder die Gesellschaft insgesamt“

Art. 52 Abs. 1 
i.V.m. Art. 51 
Abs. 1 lit. a 
i.V.m. Art. 3 
Nr. 65 KI-VO

Anbieter

Einrichtung von KI-Reallaboren auf Ebene der Mitgliedstaaten, 
wo die zuständigen Behörden „gegebenenfalls Anleitung, Auf-
sicht und Unterstützung“ bereitstellen, „um Risiken, insbeson-
dere im Hinblick auf Grundrechte, Gesundheit und Sicherheit, 
Tests und Risikominderungsmaßnahmen sowie deren Wirk-
samkeit hinsichtlich der Pflichten und Anforderungen dieser 
Verordnung“ zu ermitteln

Art. 57 Abs. 6 
KI-VO

Zuständige 
nationale 
Behörde

Aufsicht über KI-Reallabore durch die nationalen Behörden, 
die sofortige und angemessene Risikominderungsmaßnahmen 
einziehen müssen, sobald „erhebliche Risiken für die Gesund-
heit und Sicherheit und die Grundrechte […] bei der Entwick-
lung und Erprobung solcher KI-Systeme festgestellt werden“ 

Art. 57 
Abs. 11 KI-VO

Zuständige 
nationale 
Behörde

Erleichterung der Erstellung von Instrumenten und Infrastruk-
tur durch KI-Reallabore „für das Testen, das Benchmarking, die 
Bewertung und die Erklärung der Dimensionen von KI-Syste-
men“, „die für das regulatorische Lernen [von] Bedeutung sind, 
wie etwa Genauigkeit, Robustheit und Cybersicherheit, sowie 
Maßnahmen zur Risikominderung im Hinblick auf die Grund-
rechte und die Gesellschaft als Ganzes“

Art. 58 Abs. 2 
lit. i KI-VO

KI-Realla-
bore
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Genehmigung von Tests unter Realbedingungen, wobei die 
zuständige Behörde eine Vereinbarung mit den Beteiligten 
schließt, die ausdrücklich „die Anforderungen und Bedingun-
gen für diese Tests und insbesondere geeignete Schutzvorkeh-
rungen für Grundrechte, Gesundheit und Sicherheit“ beinhal-
ten

Art. 58 Abs. 4 
KI-VO

Zuständige 
nationale 
Behörde

KI-Realla-
bore

Bewertung, ob KI-Systeme „Risiken für die Gesundheit oder 
Sicherheit oder Grundrechte von Personen bergen“ 

Art. 79 Abs. 1 
KI-VO

Marktüber-
wachungs-
behörde

Ausübung des Rechts auf Erläuterung der Entscheidungsfin-
dung140 eines Hochrisiko-KI-Systems im Einzelfall durch Per
sonen, „die von einer Entscheidung betroffen sind, die […] ihrer 
Ansicht nach ihre Gesundheit, ihre Sicherheit oder ihre Grund-
rechte beeinträchtigt“

Art. 86 Abs. 1 
KI-VO

Betroffene 
Personen

Vorlage von Vorschlägen zur Änderung der Verordnung, die 
„dabei insbesondere technologische Entwicklungen, die Aus-
wirkungen von KI-Systemen auf die Gesundheit und Sicherheit 
und auf die Grundrechte und die Fortschritte in der Informa
tionsgesellschaft“ zu berücksichtigen hat

Art. 112 
Abs. 10 KI-VO

Kommis-
sion

Diese außerordentlich lange Liste zeigt, dass die KI-Verordnung an vielen und teils sehr 
markanten Stellen unbestimmte Einstufungs-, Bewertungs- und Abwägungspflichten an 
Akteure delegiert, ohne diese weiter zu konkretisieren.141 Den so verpflichteten Akteuren 
– allen voran den Anbietern von KI-Systemen und -Modellen – werden so teils komplexe 
grundrechtliche Prognosen, Bewertungen und Abwägungen bislang ohne weitere Konkre-
tisierung auferlegt. Hinzu tritt, dass auch Anbieter selbst regelmäßig keinen vollständigen 
Einblick in das Modell der Ergebnisfindung ihrer KI-Systeme haben. Ein Anbieter muss 
also theoretisch die Auswirkungen „seiner“ Black Box auf eine Vielzahl unterschiedlicher 
grundrechtlicher Gewährleistungen und Freiheiten von Einzelpersonen und Personen-
gruppen antizipieren und bewerten.142 Im Rahmen dieser grundrechtlichen Beurteilungs- 
und Abwägungsprozesse müssen auch die kinderrechtlichen Garantien und Gewährleis-
tungen zwingend miteinbezogen werden. 

Anders als im klassischen Produktsicherheitsrecht, bei dem Eintrittswahrscheinlichkeiten 
und Schadensausmaße von gesundheitlichen oder Umweltrisiken von Produkten durch 
die Hersteller beurteilt werden können (Verletzungsgefahr bei Zerbrechen; Einhaltung von 
Grenzwerten), handelt es sich bei der Verwendung von KI-Systemen um soziotechnische 
Systeme, die ganz verschiedene Grund- und Kinderrechte in ganz unterschiedlicher Weise 
berühren können.143 Private Anbieter von Produkten und wie hier KI-Systemen sind aber 
klassischerweise nicht zu der Berücksichtigung von Grundrechten Dritter oder von Kinder-
rechten verpflichtet, d.h. jede Form der gesetzlichen Verpflichtung von privaten Akteuren 
zur grundrechtsspezifischen Risikobewertung des eigenen Produkts oder Systems ist für 
die Adressaten der Pflicht eine große und nicht zwingend gelernte Herausforderung.144 
Für die Möglichkeit einer rechtssicheren Umsetzung der Pflicht erscheinen Konkretisie-
rungs- und Unterstützungsmaßnahmen daher als zentral wichtiger Teil eines Compliance-
Ökosystems.

140	S. dazu Hornung, DuD 2024, 507.
141	 Zur Kritik s. auch Ebers, European Journal of Risk Regulation 2024, 1 (7 ff.).
142	 S. nur Almada/Radu, German Law Journal 2024, 646 (651 ff.) (m.w.N.); vgl. dazu auch den Abschnitt 2.2.7 

oben.
143	 Orwat u.a., NanoEthics 2024, 1 (11.)
144	Zur Kritik der Operationalisierung von grundrechtlichen Abwägungen im Rahmen technischer Risikopro-

gnosen s. Novelli u.a., Digital Society2024, 1. Mit Blick auf die mögliche Schwächung des Menschenwür-
deprinzips s. Orwat u.a., NanoEthics 2024, 1 (11).
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Solche Verfahren zur Konkretisierung, Harmonisierung und Standardisierung sieht die 
KI-Verordnung wie oben gezeigt an vielen Stellen vor (s. Abschnitt 2.2.7). Allerdings 
sind mit der Konkretisierung teilweise Stellen für technische Normung beauftragt, die 
im Hinblick auf ihre Kompetenzen im Bereich grundrechtlicher Bewertungen und Abwä-
gungen von Risiken soziotechnischer Systeme von Teilen der Literatur als nicht adäquat 
bezeichnet werden.145 Hier besteht jedenfalls theoretisch das Risiko, dass die zentral 
wichtigen grundrechtlichen – und damit auch kinderrechtlichen – Beurteilungen und 
Abwägungen nicht in der gebotenen Breite und Tiefe in die Konkretisierungsverfahren und 
Normungsprozesse Einzug finden. 

3.	 Zwischenfazit: Herausforderungen bei der kinderrechts-
sensiblen Umsetzung der KI-Verordnung

Auch wenn Kinderrechtsorganisationen auf explizitere Einbeziehungen der Rechte von 
Kindern in den KI-Rechtsrahmen gehofft hatten146: Die KI-Verordnung zielt auf ein hohes 
Schutzniveau in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit und die in der Charta verankerten 
Grundrechte ab – und zu diesen Grundrechten zählen auch die Kinderrechte, wie sie die 
UN-Kinderrechtskonvention garantiert. Die Kinderrechte sind insoweit bei allen grund-
rechtsrelevanten Einstufungen, Bewertungen und Abwägungen in der Verordnung zwin-
gend miteinzubeziehen. 

Die besonderen Schutzbedürfnisse von Kindern und ihre mit dem Alter wachsenden Fähig-
keiten sind insbesondere bei der Umsetzung von Anbieterpflichten zu berücksichtigen, 
etwa bei der Einstufung des eigenen KI-Systems oder -Modells in die Risikokategorien 
der KI-Verordnung, bei der Durchführung von grundrechtssensiblen Risikoprognosen und 
Entwicklung von Risikominderungsmaßnahmen im Rahmen des Risikomanagements von 
Hochrisiko-KI-Systemen, bei der Daten-Governance, bei der Erstellung von Betriebsanlei-
tungen für Betreiber, bei Grundrechte-Folgeabschätzungen und bei der Umsetzung von 
Dokumentations- und Transparenzpflichten. Zudem sind KI-Praktiken absolut unzulässig, 
die die Vulnerabilität von Kindern ausnutzen (und ein nicht nur geringes Schadenspoten-
zial aufweisen).

Dieses grundsätzlich positive Ergebnis wird allerdings durch Herausforderungen in der 
Praxis getrübt: Die an vielen und zentralen Stellen des Regulierungsansatzes unbestimmt 
und breit formulierten Pflichten für die Anbieter müssen in einer Governance-Struktur 
umgesetzt werden, die dem Produktsicherheitsrecht mit sehr statischen Risikokatego-
rien folgt.147 Das bedeutet, dass in erster Linie die Anbieter mit der Einstufung und Risi-
kobewertung ihrer KI-Systeme und -Modelle betraut sind (vgl. Erwägungsgrund 93).148 
Sie sehen sich nun in der Pflicht, komplexe grundrechtliche Analysen und Abwägungen 
anhand unbestimmter und kaum operationalisierbarer Maßstäbe vorzunehmen, noch 
dazu in Bezug auf regelmäßig opake Systeme.149 

An dieser Stelle wird deutlich, dass sich der gewählte Regulierungsansatz auf Basis des 
New Legislative Framework mit dem Ziel der Produktsicherheit nur erschwert auf Bereiche 

145	 S. oben Fußnoten 75, 76.
146	S. nur van der Hof/Malgieri, leidenlawblog 2022, https://www.leidenlawblog.nl/articles/the-draft-ai-

act-and-children-room-for-improvement
147	Hierin unterscheiden sich die von starren Risikokategorien abhängigen Bewertungs- und Abhilfepflich-

ten der KI-Verordnung von den flexibleren Sorgfaltspflichten der Anbieter von Online-Plattformen im 
DSA, vgl. Helberger, Internet Policy Review 2023, 12(1), https://doi.org/10.14763/2023.1.1682

148	Zur Kritik vgl. auch Vasel, EuZW 2024, 829; Krönke, NVwZ 2024, 529.
149	Zur systematischen Kritik („model flaw“) an diesem Ansatz s. Novelli u.a., Digital Society 2024, 1 (9). 

Vgl. auch die strukturelle Kritik bei Ruschemeier in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 6 Rn. 102 ff.
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übertragen bzw. anwenden lässt, in denen auch oder sogar in erster Linie immaterielle 
Risiken vorliegen.150 Verletzungen von Grund- und Kinderrechten – oft auch von dem 
Kontext des Einsatzes eines soziotechnischen Systems abhängig – sind weniger greifbar, 
lassen sich kaum operationalisieren und mit Grenzwerten einhegen und gehen über den 
technischen Fokus des Produktsicherheitsrechts deutlich hinaus. Risikobewertungen und 
Konformitätsprüfungen in diesem Bereich sind nicht per se darauf ausgelegt, derart viel-
schichtige und fluide Risiken systematisch und methodisch zu erfassen.

Dafür erforderlich – und von der KI-Verordnung zu großen Teilen auch vorgesehen – ist 
die Schaffung konkreter Umsetzungsvorgaben, Leitlinien und Leitfäden, Durchführungs-
akte und Normierungsdokumente. Doch stößt diese Delegation von Konkretisierungen 
und Ausdifferenzierungen an Dritte auf Kritik, wo unklar ist, ob diese Akteure den Grund-
rechten und Kinderrechten ausreichend Beachtung in Standardisierungsprozessen mit 
vielen und umfangreichen weiteren Arbeitsfeldern und -themen schenken, ob die dafür 
verantwortlichen Stellen und Akteursgruppen die notwendigen Expertisen für Grund-
rechtsabwägungen bei komplexen soziotechnischen Systemen und einer Vielzahl betrof-
fener Grundrechte und -freiheiten aufweisen und wie deren demokratische Legitimation 
für das Treffen dieser so umsetzungsrelevanten Entscheidungen zu bewerten ist.151

Dabei tritt mit Blick auf die zwingende Berücksichtigung der Kinderrechte eine weitere 
Herausforderung auf: Durch die eben nicht ausdrücklich angesprochenen Rechte von 
Kindern im verbindlichen Teil des Verordnungstextes sind die kinderrechtlichen Einbezie-
hungen „unsichtbar“.152 Die Pflicht zur Berücksichtigung der spezifischen Bedürfnisse von 
Kindern und die Gewährleistungen der Kinderrechtskonvention müssen ggf. erst von allen 
relevanten Akteuren erkannt, gelernt und verinnerlicht werden.153 

Die angesprochenen Konkretisierungsaufgaben und -pläne zur Umsetzung der KI-Verord-
nung sind zum Teil angestoßen und befinden sich derzeit im Arbeits- bzw. Diskussions-
prozess. Umsetzungsfrist für viele der delegierten Konkretisierungen ist der 2. August 
2026.154 Das kann Möglichkeiten für kinderrechtsbezogene Advocacy und eine bessere 
Beteiligung von kinderrechtsspezifischen zivilgesellschaftlichen Akteuren bieten, die in 
Abschnitt 4 entwickelt werden. An dem starren Korsett155 der Risikokategorien kann aber 
auch das nichts ändern: Neu auftretende Risiken oder neu entdeckte Risikopotenziale bei 
Anwendungsfällen mit Kinder- oder kinderrechtlichem Bezug (z.B. KI-Systeme für Self-
Care, Fitness-Apps, Chat-Assistenten bei Kummer) können ohne eine Reform des Rechts-
akts kaum KI-rechtlich eingehegt werden. 

150	 Ruschemeier in Martini/Wendehorst, KI-VO, Art. 6 Rn. 102 ff.; Gerdemann/Wöbbeking in Martini/Wende-
horst, KI-VO, Art. 40 Rn. 30. Vgl. Novelli u.a., Digital Society 2024, 1.

151	 Zentrale Kritik kommt von Smuha u.a., SSRN Journal 2021; Veale/Zuiderveen Borgesius, CRi 2021, 97. 
Dazu und zur Kritik der Verteilung der grundrechtlichen Risikobeurteilungen an viele unterschiedliche 
Akteure s. Orwat u.a., NanoEthics 2024, 1 (11).

152	 Vgl. Lindroos-Hovinheimo, European Law Blog 2023.
153	 Vgl. Erwägungsgrund 165, der sich auf den gut gemeinten Wunsch beschränkt, dass „die Anbieter und 

gegebenenfalls die Betreiber aller KI-Systeme, ob mit hohem Risiko oder nicht, und aller KI-Modelle auch 
ermutigt werden sollten, freiwillig zusätzliche Anforderungen anzuwenden, z.B. in Bezug auf die Elemen-
te der Ethikleitlinien der Union für vertrauenswürdige KI, die ökologische Nachhaltigkeit, Maßnahmen für 
KI-Kompetenz, die inklusive und vielfältige Gestaltung und Entwicklung von KI-Systemen, unter anderem 
mit Schwerpunkt auf schutzbedürftige Personen und die Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderun-
gen, die Beteiligung der Interessenträger, gegebenenfalls mit Einbindung einschlägiger Interessenträger 
wie Unternehmensverbänden und Organisationen der Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Forschungsorga-
nisationen, Gewerkschaften und Verbraucherschutzorganisationen an der Konzeption und Entwicklung 
von KI-Systemen und die Vielfalt der Entwicklungsteams, einschließlich einer ausgewogenen Vertretung 
der Geschlechter.“

154	Vgl. im Einzelnen Art. 113 KI-VO; eine Ausnahme sind die Praxisleitfäden bei KI-Modellen mit allgemei-
nem Verwendungszweck nach Art. 56 KI-VO, die bis zum 2. Mai 2025 vorliegen, spätestens aber bis zum 
2. August 2025 fertiggestellt sein müssen.

155	 Ebers, European Journal of Risk Regulation 2024, 1 (9 f.).
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IV.	 Advocacy-Potenziale für Kinderrechts
organisationen

Die Analyse der kinderrechtlichen Bezüge hat gezeigt, dass es Unterstützungsbedarfe zur 
Stärkung der systematischen Berücksichtigung von Kinderrechten bei der Umsetzung der 
KI-Verordnung gibt. Die besonderen Bedürfnisse und der Schutz, die Befähigung und die 
Teilhabe von Kindern im Kontext der KI-Verordnung benötigen Fürsprache und Expertise. 
Das gilt insbesondere für die Konkretisierung der Verordnungsvorgaben im Rahmen von 
Praxisleitfäden, Kodizes, Standards und Leitlinien, wo es ansonsten zu einer nur schwa-
chen Berücksichtigung kinderrechtlicher Überlegungen kommen kann.

Die komplexe Governance-Struktur der KI-Verordnung mit verschiedenen Akteuren auf 
mehreren Ebenen, die vielen parallelen Konkretisierungsprozesse und das Lernen von 
kinderrechtlichen Zugängen und Aspekten, etwa bei der Risikoidentifikation und -bewer-
tung von KI-Systemen und ‑Modellen, zeigen eine Reihe von Ansatzpunkten für Formen 
von Advocacy auf, hier verstanden als aktive Interessenvertretung bestimmter – meist 
marginalisierter – Themen und Sichtweisen.156 

Diese Zugänge sollen im folgenden Abschnitt anhand von zwei zentralen Dimensionen 
aufgezeigt werden: der kurz-, mittel- und langfristigen Ziele einer kinderrechtlichen 
Anwaltschaft mit Blick auf die KI-Verordnung (4.1) und der relevanten Akteure, auf die 
Advocacy-Maßnahmen zur Erreichung der Ziele ausgerichtet sein können und sollten 
(4.2). Schließlich werden angesichts der bislang nur marginalen Einbindung der Perspek-
tiven und Interessen junger Menschen Optionen für mehr Partizipationsmöglichkeiten 
innerhalb der Governance-Strukturen der Verordnung entwickelt (4.3) und kurz mögliche 
weitere fruchtbare Kooperationen im Akteursnetzwerk aufgezeigt (4.4). 

1.	 Advocacy-Ziele zur besseren Berücksichtigung von  
Kinderrechten bei der Umsetzung der KI-Verordnung

Für die Entwicklung von Advocacy-Strategien bedarf es konkreter Ziele, auf deren Errei-
chen Maßnahmen ausgerichtet sind. Sie helfen bei der Strukturierung und Abschichtung 
einzelner Zugänge und können praktische Pfade vorzeichnen, priorisieren und zeitlich 
gliedern.

Ist das Hauptziel die bessere Berücksichtigung von Kinderrechten bei der Umsetzung der 
KI-Verordnung, so ergeben sich als primäre Anknüpfungspunkte für Advocacy jene von 
der Verordnung vorgezeichneten Umsetzungsschritte, in denen kinderrechtliche Gewähr-
leistungen konkret eine Rolle spielen (müssen). Dazu gehören anbieterseitige Pflichten, 
deren Konkretisierung in delegierten Verfahren und Normungsdokumenten, sie sind zu 
finden bei Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen wie externen Konformitätsbewer-
tungen oder Überprüfungen durch die zuständigen Behörden und münden in Verbesse-
rungsmöglichkeiten der Governance-Struktur der KI-Verordnung. So lassen sich vor dem 
Hintergrund der kinderrechtlichen Analysen der KI-Verordnung fünf zentrale Advocacy-
Ziele identifizieren.

156	Almog-Bar/Schmid, Nonprofit and Voluntary Sector Quarterly 2014, 11 (14). Zu den Aktivitäten auf 
mehreren Advocacy-Ebenen und mit unterschiedlichen Handlungsformen s. auch Earnest u.a., Journal of 
General Internal Medicine 2023, 208 (209).
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1.1.	 Advocacy-Ziel 1: Verbesserung der Awareness der  
zwingend zu berücksichtigenden Kinderrechte bei anbieterseitigen  
Bewertungen und Einstufungen

Erster Punkt für die bessere Berücksichtigung von besonderen Bedürfnissen und Kinder-
rechten bei der Entwicklung, Gestaltung, Testung und beim Betrieb und der Beobachtung 
von KI-Systemen ist die Schaffung von Awareness auf Seiten der Anbieter dieser Systeme. 
Ihnen muss – sofern diese Sichtweise in Unternehmen noch nicht besteht – erläutert 
werden, warum und an welchen Stellen kinderrechtliche Überlegungen Teil der Risiko
bewertungen und grundrechtlichen Abwägungen der Anbieter sein müssen. 

Wichtig dabei ist, den Anbietern aufzuzeigen, dass sich durch die Berücksichtigung 
spezifischer Vulnerabilitäten und kinderrechtlicher Gewährleistungen die Ergebnisse 
der Einstufungen und Bewertungen ändern können. Kinderrechtssensible Bewertungen 
und Abwägungen sind dabei nicht freiwillig oder Ausdruck von Best-Practice-Ansätzen, 
sondern haben unmittelbare Relevanz für die Compliance eines Anbieters bzw. die Konfor-
mität eines Systems mit den Vorgaben der KI-Verordnung. Zentrale Anbieterpflichten zur 
risikobezogenen Bewertung eines eigenen KI-Systems, bei der Kinderrechte Berücksich
tigung finden müssen, ergeben sich insbesondere für folgende Schritte (s. auch oben 
Tab. 5):

	– Prüfung, ob das KI-System unter verbotene KI-Praktiken fällt, Art. 5 KI-VO

	– Prüfung, ob das KI-System als Hochrisiko-KI-System einzustufen ist, Art. 6 KI-VO

	– Etablierung eines Risikomanagementsystems bei Hochrisiko-KI-Systemen, Art. 9  
KI-VO

•	 Ermittlung und Analyse von bekannten oder vernünftigerweise vorhersehbaren 
Risiken bei Nutzung entsprechend der Zweckbestimmung

•	 Abschätzung und Bewertung von Risiken bei Nutzung entsprechend der Zweckbe-
stimmung oder im Rahmen einer vernünftigerweise vorhersehbaren Fehlanwendung

•	 Beobachtung und Bewertung weiterer, ggf. auch erst später auftretender Risiken 
im Rahmen der Beobachtungspflichten nach dem Inverkehrbringen, s. auch Art. 72 
KI-VO

•	 Bewertung der Eignung und Wirksamkeit der geplanten oder ergriffenen Risikoma-
nagementmaßnahmen zur Verringerung oder Bewältigung der ermittelten Risiken

	– Etablierung einer Daten-Governance bei Hochrisiko-Systemen, Art. 10 KI-VO157

•	Reflexion der konzeptionellen Entscheidungen aus Sicht der Kinderrechte

•	 Prüfung der Herkunft der Daten und des ursprünglichen Zwecks der Datenerhebung 

•	 Berücksichtigung möglicher Folgen von relevanten Datenaufbereitungsvorgängen 
(Annotation, Kennzeichnung, Bereinigung, Aktualisierung, Anreicherung, Aggregie-
rung)

•	Reflektierte Betrachtung bei der Aufstellung von Annahmen, insbesondere in Bezug 
auf die Informationen, die mit den Daten erfasst und dargestellt werden sollen

157	 Ausführlich Steinrötter/Markert, RDi 2024, 400.
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•	 Bewertung der Verfügbarkeit, Menge und Eignung der benötigten Datensätze

•	 Untersuchung im Hinblick auf mögliche Verzerrungen (Bias) mit Grundrechtsrelevanz 
und Diskriminierungspotenzialen

•	 Analyse der Risiken durch selbstlernende Systeme, die sich auf Basis von Nutzerein-
gaben weiterentwickeln 

•	 Prüfung der Wirksamkeit von Maßnahmen zur Erkennung, Verhinderung und 
Abschwächung möglicher Verzerrungen

•	 Ermittlung relevanter Datenlücken oder Mängel und die Möglichkeiten ihrer 
Behebung

•	 Etablierung von Vorkehrungen bei der ausnahmsweisen Verarbeitung von sensiblen 
personenbezogenen Daten

	– Erstellung der technischen Dokumentation von Hochrisiko-KI-Systemen, Art. 11 KI-VO

	– Gestaltung und Umsetzung der Maßnahmen menschlicher Aufsicht158 zur Risikover-
ringerung bei Hochrisiko-KI-Systemen, Art. 14 KI-VO

	– Durchführung von Grundrechte-Folgenabschätzungen bei Hochrisiko-KI-Systemen, 
Art. 27 KI-VO

	– Zusammenstellung und Aktualisierung der Pflichtinformationen für die Registrierung 
eines Hochrisiko-KI-Systems, Art. 49 Abs. 3 KI-VO 

	– Einstufung eines KI-Modells als KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck mit 
oder ohne systemischem Risiko, Art. 51 Abs. 1 KI-VO

Der Hinweis auf die vielen von den Anbietern vorzunehmenden Bewertungen und deren 
Bezüge zu Kinderrechten kann dabei helfen, die praktische Relevanz der Berücksichti-
gung von kinder(rechts)zentrierten Gestaltungsansätzen („Kinderrechte by design“159, 
„child-centered design“, „digital safety by design“160) als zentralen Compliance-Aspekt 
aufzuzeigen. Daneben kann ein Anreiz darin zu sehen sein, dass die systematische Einbe-
ziehung von Kinderrechten ggf. auch als Wettbewerbsvorteil in der strategischen Kommu-
nikation von Anbietern genutzt werden kann.

Die Umsetzung dieses Advocacy-Ziels ist kurzfristig nötig, da Anbieter derzeit mit der 
Umsetzung der Verordnungsvorgaben beschäftigt sind. Je früher und umfassender sie 
über die Relevanz kinderrechtlicher Perspektiven bei den grundrechtsbezogenen Bewer-
tungen und Abwägungen informiert sind, desto mehr Zeit bleibt ihnen für die Berücksich-
tigung bei der Durchführung ihrer Pflichten.

158	 Dazu Hetmank/Meinel, KIR 2024, 127.
159	 Noller, Kinderrechte by Design: Kinderrechte und digitale Produkte, 2021, https://dossier.kinderrechte.

de/kinderrechte-by-design
160	OECD, Towards digital safety by design for children, 2024.
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1.2.	 Advocacy-Ziel 2: Verankerung von spezifischen kinderrechtlichen  
Aspekten in technischen Normen, Leitfäden und delegierten  
Rechtsakten

Das zweite Advocacy-Ziel reagiert auf die zentrale Bedeutung von delegierten Rechts-
akten, Spezifikationen und Leitlinien, die die oft unbestimmten Verordnungsvorgaben 
weiter ausdifferenzieren. Diese Konkretisierungsschritte und -verfahren sind prädesti-
nierte Stellschrauben für die bessere Berücksichtigung von Kinderrechten bei der Umset-
zung, weil sie die unbestimmten und vagen Pflichten der KI-Verordnung in greifbare, 
strukturierte Anforderungen übersetzen können, an denen sich eine Vielzahl von Anbie-
tern orientieren. Wie oben gezeigt nutzt die KI-Verordnung unterschiedliche Formen dele-
gierter Konkretisierungsformen mit verschiedenen verantwortlichen Akteuren (s. oben 
Abschnitt 2.2.7). Da viele dieser delegierten Dokumente gleichzeitig ein wichtiges Präjudiz 
für die Compliance von Anbietern und KI-Systemen sind, ist von einer hohen Wirksamkeit 
erfolgreicher Advocacy in diesem Bereich auszugehen. Das Ziel wäre, kinderfreundliche 
Designprinzipien, Sicherheitsvorkehrungen und Anforderungen an kinderrechtssensible 
Abwägungen in diese Prozesse zu integrieren.

1.3.	 Advocacy-Ziel 3: Entwicklung von Rahmenkonzepten und  
Methoden der kinderrechtssensiblen Risikobewertung

Eine strategische Ebene „höher“ liegt das Advocacy-Ziel, das auf die Schaffung eines 
einheitlichen kinderrechtlichen Interpretationsrahmens bei der Konkretisierung der 
KI-Verordnung abzielt. Wo die unterschiedlichen Akteure parallel bzw. in schneller Folge 
mit Konkretisierungsaufgaben im Hinblick auf die KI-Verordnung betraut sind, in denen 
auch immer wieder strukturell vergleichbare Risikoprognosen, -beurteilungen und -abwä-
gungen definiert und strukturiert werden müssen, erscheint eine kohärente Berücksich-
tigung von kinderrechtlichen Erwägungen nötig. So könnte ein (Meta-)Rahmenwerk eine 
Anleitungs- und Orientierungsfunktion übernehmen und Anbieter, Normierungsbeteiligte, 
Zertifizierungsstellen und Kontrollbehörden gleichermaßen anleiten.

Ziel wäre die Erarbeitung eines Dokuments, das für sämtliche delegierte Konkretisie-
rungsmaßnahmen ein Framework zur Verfügung stellt, dass die gleichlaufende Einbe-
ziehung von Kinderrechten in den jeweiligen Konkretisierungs- bzw. Standardisierungs-
prozess ermöglicht: Welche Gehalte weist die Kinderrechtskonvention in Verbindung mit 
der Allgemeinen Bemerkung Nr.  25 auf? Wie können die Gewährleistungen im Rahmen 
der Risikoidentifikation und -bewertung systematisch berücksichtigt werden? Wie sind 
spezielle kinderrechtliche Folgeabschätzungen („child rights impact assessment“, CRIA) 
zu gestalten und durchzuführen? Wie können kinderrechtliche Überlegungen strukturiert 
und in Einstufungen und grundrechtlichen Abwägungen operationalisiert werden? Gibt es 
klare Kipppunkte bei Abwägungen, in denen Kinderrechte eine Rolle spielen? Wie wirkt 
sich das Kindeswohlprinzip bei der Gestaltung von Systemen und insbesondere Risiko-
minderungsmaßnahmen aus? Von welchen „evolving capacities“ von Kindern dürfen und 
müssen Systemanbieter ausgehen? Wie können kinderrechtsspezifische Überlegungen 
und Abwägungen strukturiert und nachvollziehbar dokumentiert werden? 

Zusammen mit der Forderung, in allen Dokumentationen von Risikomanagement- und 
Daten-Governance-Systemen sowie in verschriftlichten Grundrechte-Folgenabschät-
zungen ein spezifisches obligatorisches „Kinderrechte-Kapitel“ vorzuhalten, kann ein 
Rahmenkonzept zur effektiven Berücksichtigung von Kinderrechten führen. Zusätzlich 
könnte ein solches Dokument zur Spezifikation der Einbeziehung von kinderrechtlichen 
Erwägungen methodische Vorgaben oder jedenfalls Empfehlungen enthalten, insbeson-
dere im Hinblick auf die Ermittlung des Kindesinteresses („best interest of the child“), 
der Umsetzung von Partizipationsrechten und der Vermittlung von KI-Kompetenzen durch 
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befähigende Informationsangebote. Daneben sind Use Cases und Best-Practice-Beispiele 
bei der Wissensvermittlung und dem Transfer von Vorteil.

Die Erstellung eines Rahmenkonzepts würde nicht aus dem luftleeren Raum heraus entwi-
ckelt werden müssen; strukturierte kinderrechtliche Rahmenkonzepte und Folgeabschät-
zungen gibt es bereits in anderen Bereichen.161 Da jedenfalls ein interdisziplinärer und 
inklusiver Ansatz für ein breit akzeptiertes Dokument notwendig erscheint, wird eine 
Umsetzung dieses Advocacy-Ziels allenfalls mittelfristig möglich sein.

1.4.	 Advocacy-Ziel 4: Etablierung von kinderrechtsaffinen Kontroll-  
und Überwachungsmechanismen

Für die nachhaltige Berücksichtigung von Kinderrechten bei der Umsetzung der KI-Verord-
nung ist es unerlässlich, dass kinderrechtssensible Beurteilungen und Abwägungen auch 
auf der Ebene der zuständigen Überwachungs- und Kontrollbehörden erfolgen. Soweit dies 
nicht bereits als Nebenfolge der Advocacy-Maßnahmen zur Erreichung der Ziele 1 bis 3  
erscheint, sollte die verpflichtende Einbeziehung von Kinderrechten bei der Umsetzung 
der Verordnung auch auf der Ebene der zuständigen Behörden bekannt gemacht werden. 

Um eine systematische Berücksichtigung zu erreichen, sollten Kinderrechtsorganisa-
tionen die Schaffung von spezialisierten Einheiten innerhalb der zuständigen Überwa-
chungs-, Kontroll- und Zertifizierungsstellen fordern, die sich auf Kinderrechte fokus-
sieren. Auch eine Ombudsperson für Kinderrechte bei einzelnen Akteuren kann eine 
Verbesserung darstellen. Angesichts der mit dem Ziel verbundenen organisatorischen 
Veränderungen auf Seiten der Kontroll- und Überwachungsbehörden handelt es sich eher 
um ein langfristiges Advocacy-Ziel.

1.5.	 Advocacy-Ziel 5: Schaffung von Denkräumen für eine  
kinderrechtsfreundliche Änderung der KI-Verordnung und ihrer  
Governance-Struktur

Die KI-Verordnung ist aus Sicht der Umsetzung der Kinderrechte nicht gelungen. Ein 
langfristiges Advocacy-Ziel muss daher sein, die KI-Verordnung zu reformieren. Es muss 
deutlich werden, dass die Form der (Nicht-)Einbindung und (Kaum-)Berücksichtigung 
kinderrechtlicher Garantien im Gesetzgebungsprozess und im Rahmen bisheriger Konkre-
tisierungsprozesse den rechtlichen Vorgaben der UN-KRK nicht gerecht wird. 

Themen und Überlegungen für eine mögliche Verordnungsreform könnten u.a. die Einbe-
ziehung eines ausdrücklichen Verweises auf kinderrechtliche Vorgaben in den verbind-
lichen Verordnungstext (allgemeine Einbindung der UN-KRK, Einbeziehung des Kindes-
wohlprinzips, Einbeziehung von Beteiligungsrechten), die Dynamisierung der Erweiterung 
von Hochrisiko-KI-Systemen mit Risiken für Kinderrechte, die Stärkung und Erweiterung 

161	 Vgl. etwa die Ergebnisse der UNICEF, Developing Global Guidance for Child Rights Impact Assessments 
in Relation to the Digital Environment, April 2024, https://www.unicef.org/media/156046/file/Child%20
Rights%20Impact%20Assessments%20in%20Relation%20to%20the%20Digital%20Environment.pdf, 
die CRIA- und CRIE-Vorlagen des European Network of Ombudspersons for Children (ENOC), https://enoc.
eu/what-we-do/annual-advocacy-areas/child-rights-impact-assessment/#:~:text=CRIA%20and%20
CRIE%20processes%20focus,other%20international%20human%20rights%20treaties, den CRIA-
Ansatz der britischen Digital Futures Commission „Child Rights Impact Assessment – A tool to realise 
children’s rights in the digital environment“ vom März 2021, https://digitalfuturescommission.org.
uk/wp-content/uploads/2021/03/CRIA-Report.pdf oder das Projekt „Jugend-Check“ des FÖV, https://
jugend-check.de/ueber-den-jugend-check/konzept/
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des Anwendungsbereichs verpflichtender Grundrechte-Folgenabschätzungen (Art.  29 
KI-VO), Berichtspflichten bei Vorfällen mit spezifischem Kinder- bzw. Kinderrechtsbezug, 
das Vorsehen kinderrechtsspezifischer delegierter Maßnahmen (Spezifikationen, Leit
linien, harmonisierte Normen) und die Einführung von Möglichkeiten für Beschwerden 
von Kinderrechtsorganisationen bei den Überwachungsbehörden oder deren Meldungen 
an Anbieter von KI-Systemen sein. Ein weiterer zentraler Punkt für eine kinderrechtsbezo-
gene Evaluation ist die Notwendigkeit der Berücksichtigung partizipativer Verfahren bei 
der Umsetzung der KI-Verordnung (s. Abschnitt 4.3).

2.	 Advocacy-Ebenen und relevante Adressaten

Zur Verfolgung der unter 4.1 aufgezeigten Ziele sind die in der KI-Verordnung vorgese-
henen Akteure in unterschiedlichem Maß betroffen, sodass eine Auffächerung von Advo-
cacy-Adressaten entlang der Akteurskategorien hilfreich erscheint. Der folgende Abschnitt 
strukturiert mögliche Maßnahmen nach Akteuren auf der nationalen (4.2.1) und aus der 
europäischen Ebene (4.2.2) sowie aus dem Bereich der Zivilgesellschaft. Aus Advocacy-
Forschung ist bekannt, dass vor allem parallele Aktivitäten, die an die Arbeitsweisen und 
Logiken unterschiedlicher Stakeholder-Gruppen und Akteure angepasst sind, am erfolg-
versprechendsten sind.162

2.1.	 Nationale Akteure als Advocacy-Adressaten 

Die für die Umsetzung der KI-Verordnung relevanten Akteure auf der mitgliedstaatlichen 
Ebene sind in erster Linie die Anbieter und Betreiber von KI-Systemen und Wirtschafts- 
bzw. Industrieverbände, in denen sich diese Anbieter zusammengeschlossen haben oder 
in denen sie vertreten sind. Auf behördlicher Seite sind die benannten Marktüberwa-
chungsbehörden, die notifizierenden Institutionen und die von diesen für die Konformi-
tätsbewertung von Hochrisiko-KI-Systemen zertifizierten Stellen einschlägige Akteure. 
Auch nationale Normungsorganisationen können relevante Ansprechpartner sein, da 
diese regelmäßig in den Gremien der Europäischen Standardisierungsorganisationen 
vertreten sind.

Kern der Advocacy-Maßnahmen auf nationaler Ebene ist das Aufzeigen greifbarer Ansatz-
punkte für die bessere Beachtung von Kinderrechten und die Schaffung von Awareness 
der Akteure für die kinderrechtlichen Folgen bei Einstufung und Risikobewertung von 
KI-Systemen. Als Instrumente kommen neben der (ressourcenintensiven) Ansprache von 
Anbietern bzw. den relevanten Unternehmensabteilungen im jeweiligen Mitgliedstaat 
auch Awareness-Maßnahmen im Rahmen von Stakeholder-Foren, -Gremien, -Konferenzen, 
Workshops und Expert*innengesprächen infrage. Auch Möglichkeiten von bi- oder multi-
lateralen Kooperationen oder gemeinsamen Initiativen mit Anbietern können von Vorteil 
sein. Als Multiplikatoren können Handelskammern, Berufskammern, Innungen und Wirt-
schaftsverbände dienen.

Online vorgehaltene Informationsangebote, Policy Paper oder Handreichungen für Anbieter 
und Verbände können solche Maßnahmen unterstützen. Dafür sind Anleitungen und Case 
Studies hilfreich, über die kognitive, soziale und ethische Risiken von KI-Systemen für 
Kinder aufgezeigt und mit den altersabhängigen Fähigkeiten in Bezug gesetzt werden. So 
könnte etwa eine Karte oder ein Pfad von Entwicklungsherausforderungen und -bewäl-
tigungen in Bezug auf KI-Risiken im Altersverlauf ein guter Ansatzpunkt bei der Sensi-
bilisierung für kinder(rechts)spezifische Risiken bei der Systemanalyse sein. Daneben 

162	Almog-Bar/Schmid, Nonprofit and Voluntary Sector Quarterly 2014, 11 (23).
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sollten Informationsangebote geschaffen werden, die Anbietern auch die Verschiebung 
von Entscheidungsmaßstäben und grundrechtlichen Abwägungen in Richtung der kinder-
rechtlichen Garantien aufzeigen.

Im Hinblick auf die Marktüberwachungsbehörden, die die Einhaltung der KI-VO durch 
Anbieter von KI-Systemen beaufsichtigen, bieten sich bilaterale Fachgespräche an; insbe-
sondere auf Arbeitsebene können sich hier Optionen für kinderrechtliche Lobbyarbeit 
ergeben. In Deutschland soll die BNetzA als zuständige Marktüberwachungsbehörde 
benannt werden. Weitere von der KI-Verordnung vorgesehene Stellen sind die notifi-
zierenden Behörden, die Konformitätsbewertungsstellen zertifizieren. Diese so akkre-
ditierten Akteure (notifizierte Stellen) führen die externen Konformitätsprüfungen für 
Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen auf deren Antrag hin durch und stehen damit auch 
im Fokus möglicher Advocacy-Optionen. Insbesondere die notifizierten Stellen wenden 
unmittelbar die Vorgaben der KI-Verordnung bei den Konformitätsprüfungen an. Mittel-
fristig können Advocacy-Maßnahmen sinnvoll erscheinen, die auf die Etablierung kinder-
rechtsspezifischer Repräsentation in den Behörden und Stellen abzielen, etwa in Form 
von Ombudsstellen oder Fachabteilungen.

Andere von der KI-Verordnung implizierte Akteure sind nationale Organisationen, Unter-
nehmen und Verbände, die an Normierungsverfahren in den Gremien und Komitees der 
großen Normierungsorganisationen beteiligt sind. Durch ihre Teilnahme an den Konkre-
tisierungsprozessen der KI-Verordnung erscheinen sie genauso als relevante Advocacy-
Adressaten wie nationale Normierungsorganisationen (DIN; VDE; DKE), die Mitglieder 
in den EU-Normierungsorganisationen sind. Weitere relevante Akteure sind politische 
Vertreter*innen, die an der Umsetzung und Benennung von Behörden beteiligten Minis-
terien (insb. BMJ, BMWK) und einzelne nationale Expert*innen, die im wissenschaftli-
chen Gremium oder in den Normungsorganisationen vertreten sind. Neben der Schaffung 
von Awareness für kinderrechtliche Perspektiven können Advocacy-Maßnahmen auch 
darauf ausgerichtet sein, Kooperationen bis hin zu nachhaltigen Teilnahmeformen an den 
Normierungsverfahren zu etablieren. Alternativ kann ein Ansatz sein, die kinderrechtliche 
Perspektive durch Ombudspersonen oder spezifische Unterarbeitsgruppen bzw. Task 
Forces zu gewährleisten.

Schließlich können Öffentlichkeitsarbeit und Kampagnen zur Stärkung des Bewusstseins 
für kinderrechtliche Aspekte in der Breite der Gesellschaft beitragen, Medienkoopera
tionen können für das Agendasetting und die Erlangung von kommunikativer Reichweite 
hilfreich sein.
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Tabelle 6   Advocacy-Optionen im Hinblick auf Akteure der nationalen Ebene

Akteur Kurzfristig Mittelfristig Langfristig

Anbieter und 
Anbieter
verbände

Durchführung von 
Workshops und Infor-
mationsveranstaltun-
gen zu kinderrechts-
sensiblen Risikobewer-
tungen

Schaffung von Bera-
tungsangeboten und 
Anlaufstellen zur Imple-
mentierung kinder-
rechtlicher Kriterien in 
internen Prozessen

Erstellung von Infor-
mations- und Orientie-
rungsmaterialien

Öffentlichkeitsarbeit 
für gesellschaftliche 
Awareness

Kooperationen mit Kin-
derrechtsorganisationen 
zur Pilotierung von Ansät-
zen kinderrechtssensibler 
KI-Gestaltung

Unterstützung bei der Ent-
wicklung interner Leitli-
nien zur systematischen 
Integration von Kinder-
rechten

Entwicklung spezifi-
scher Methodenbaukäs-
ten und Handreichungen 
für „children’s rights by 
design“

Marktüber
wachungs- 
behörden/ 
Notifizie-
rungsstellen

Erste Dialoge und Fach-
gespräche, um das 
Bewusstsein für kinder-
rechtliche Risiken zu 
schärfen

Initiale Forderungen 
nach kinderrechtsaffi-
nen Überprüfungsver-
fahren und Anpassun-
gen in den Zertifizie-
rungsprozessen

Vorschläge für den Auf-
bau spezialisierter Abtei-
lungen zur Überwachung 
kinderrechtlicher Aspekte

Integration von kinder-
rechtsspezifischen Risiko-
bewertungen und Abwä-
gungen in offizielle Prüf-
prozesse und Anpassung 
der Aufsichtsstrukturen

Anpassung bzw. Opti-
mierung regulato-
rischer Rahmenbe-
dingungen im Sin-
ne einer langfristi-
gen Kinderrechts
integration

Normungs- 
organisa
tionen

Erste Kontakte mit und 
Impulse in Normungs-
gremien zur Berück-
sichtigung kinderrecht-
licher Perspektiven

Regelmäßiger Austausch 
zwischen Normungsor-
ganisationen und Kinder-
rechtsinstitutionen zur 
nachhaltigen Weiterent-
wicklung der Standards, 
ggf. systematische Teil-
nahme an Gremiensitzun-
gen

Schaffung von Arbeits-
gruppen mit spezifischer 
kinderrechtlicher Pers-
pektive

Initiierung von „child-
friendly AI“-Standards 
und Trustmarks

Dauerhafte institutio-
nelle Integration von 
Kinderrechten in alle 
normativen Prozesse
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Ministerien 
und 
Parlamen
tarier

Informationsveranstal-
tungen und Briefings 
zu den Herausforderun-
gen der Kinderrechte
integration in der KI-
Governance

Aufbau von Kooperati-
onsstrukturen mit rele-
vanten Fachabteilungen

Forderung der Einrichtung 
thematischer Arbeits-
gruppen in den zuständi-
gen Ministerien

Gesetzliche Veranke-
rung von Kinderrech-
ten in nationalen KI-
Strategien

Langfristige institu-
tionelle Zusammen-
arbeit mit zivilgesell-
schaftlichen Akteu-
ren zur kontinuierli-
chen Weiterentwick-
lung der Kinderrech-
testandards in digi
talen Umgebungen

2.2.	 Europäische Akteure als Advocacy-Adressaten

Die zentralen Akteure auf EU-Ebene sind neben den EU-Organen (Kommission und 
die relevanten Generaldirektionen, Parlament und dessen relevante Ausschüsse 
[JURI; LIBE], Rat und das jeweilige Land, das die Ratspräsidentschaft innehat) die 
Governance-Akteure der KI-Verordnung, d.h. insbesondere das KI-Büro gemäß 
Art.  64 KI-VO, das KI-Gremium gemäß Art.  65 KI-VO, das Beratungsforum gemäß 
Art. 67 KI-VO und das Sachverständigengremium nach Art. 68 KI-VO. Viele große Anbieter 
von KI-Systemen haben daneben EU-Vertretungen oder für die EU zuständige Niederlas-
sungen. Hinzu treten europäische Branchenverbände und europäische Kinderrechtsorga-
nisationen und -verbände. 

Neben den kurzfristigen Aktivitäten zur Schaffung von Awareness für die Berücksichtigung 
kinderrechtlicher Aspekte bei der Umsetzung der KI-Verordnung sollten sich Advocacy-
Maßnahmen darauf konzentrieren, mögliche Aufgreifpunkte für den jeweiligen Konkreti-
sierungsprozess zu entwickeln und aufzuzeigen. Zu solchen Aktivitäten zählen die Betei-
ligung von Kinderrechtsorganisationen an Stellungnahmen zu delegierten Maßnahmen 
– unabhängig davon, ob ein Konsultationsverfahren vorgesehen ist163 –, die proaktive 
Ansprache der jeweiligen Vorsitzenden und Beteiligten in den Normierungsgremien und 
-arbeitsgruppen und die Diskussion über Möglichkeiten der besseren Berücksichtigung 
von Kinderrechten mit dem KI-Büro, dem KI-Gremium und der EU-Kommission. 

Bestenfalls ist es durch Advocacy möglich, dass dezidiert kinderrechtliche Perspek-
tiven in Konkretisierungs- und Normierungsverfahren aufgenommen werden, z.B. durch 
Präsentationen vor den Verfahrensbeteiligten (auf Einladung) oder – mitelfristig – durch 
die Einbeziehung, Beteiligung und Mitarbeit von Kinderrechtsorganisationen an den 
Verfahren, insbesondere auf der Ebene des KI-Beratungsforums oder der Normierungs-
organisationen. Auf EU-Ebene finden Letztere bei der CEN-CENELEC statt, die Zugänge 
zu den Komitees sind aber derzeit nur über Teilnahme in drei Organisationen möglich, 
die zivilgesellschaftliche Perspektiven vertreten164: ANEC – The European consumer 
voice in standardization, ECOS – The European Environmental Citizens’ Organization in 
Standardization und ETUC – The European Trade Union Confederation. Konkrete kurz-
fristige Maßnahmen können Fachgespräche mit dem KI-Büro und anderen Einheiten der 
EU-Kommission, dem KI-Gremium, den verantwortlichen Normungsorganisationen und 

163	Vgl. den Zeitplan und die Schritte des derzeit in der Erarbeitung befindlichen General-Purpose AI Code of 
Practice nach Art. 56 KI-VO, https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/ai-code-practice

164	Vgl. CEN-CENELEC, Civil Society: Improving, Strengthening and Legitimising the European Standardi-
zation System, 2017, https://www.cencenelec.eu/media/CEN-CENELEC/Get%20Involved/Societal%20
Stakeholders/civilsocietyleaflet.pdf 
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ihrem Joint Technical Committee sein, in denen die Anforderungen einer „child-friendly 
AI“ aufgezeigt und das Interesse an der Beteiligung in diesen Foren formuliert wird. Auch 
die Diskussion, was „vertretbare Risiken“ im Sinne von Art. 9 Abs. 5 KI-VO aus Sicht der 
UN-KRK sind, wird dabei zu führen sein.165

Die Erstellung und Verbreitung von Positionspapieren zu kinderrechtssensiblen Abwä-
gungen und Bewertungen, die im Rahmen der Verfolgung von Advocacy-Ziel 1 für Anbieter 
und Verbände erstellt werden, sind für diese Akteure ebenfalls relevant. Daneben können 
etwa konkrete Anforderungen von Kindern an Transparenzstandards und an altersge-
rechte Informationsmaßnahmen erarbeitet werden. Mittelfristig muss das Ziel aber sein, 
die Strukturen und Verfahren „children’s rights-aware“ zu machen und systematische 
Beteiligungsmöglichkeiten für Kinderrechtsorganisationen zu schaffen. 

Im Bereich reiner Selbstverpflichtungen (Art. 95 KI-VO) könnte ein mittelfristiger Ansatz 
in der Erstellung eines „Code for Age-Appropriate AI“166 zu sehen sein. Da derartige 
Selbstverpflichtungen auch für die Anwendung auf KI-Systeme mit begrenztem Risiko und 
KI-Systeme ohne Risiken offen wären, könnten so system- und branchenübergreifende 
Standards für Anforderungen an eine altersangemessene KI-Systemgestaltung ausgear-
beitet werden. Ein Anreiz zur Teilnahme an besonders kinderrechtssensiblen Einschät-
zungen und Systemgestaltungen kann parallel dazu in der Etablierung von Trustmarks 
oder Siegeln zu sehen sein, die das besondere Augenmerk eines Anbieters auf dieses 
Thema nachweisen würden. 

Auf dieser Ebene ist auch die Forderung der Konkretisierung und Klärung der Zuständig-
keit bzw. Verantwortlichkeit für die Entwicklung und Implementation von allgemeinen 
kompetenzfördernden und Awareness-bildenden Initiativen, Kampagnen und Angeboten 
zu verorten. Dass die KI-Verordnung in den Erwägungsgründen die Wichtigkeit beglei-
tender kompetenzvermittelnder Maßnahmen anspricht, aber niemanden ausdrücklich zur 
Umsetzung ermächtigt und verpflichtet, ist eine verpasste Möglichkeit zur Stärkung von 
ansonsten in der Verordnung nicht stattfindenden Befähigungsaspekten. Hier wird das 
Gespräch insbesondere mit der EU-Kommission, dem KI-Büro und dem KI-Gremium zu 
suchen sein.

Ebenfalls mittelfristig sollte das Rahmendokument (Ziel 3) allen relevanten Entschei-
dungsträgern auf EU-Ebene bekannt und zugänglich gemacht werden, bestenfalls durch 
die in Ziel 2 besprochene Mitarbeit in den mit der Standardisierung betreuten Foren und 
Gremien. Parallel dazu können auch Ansätze und Regelungen in anderen Rahmenwerken 
der KI-Governance in diesem Zug als Leitideen genutzt und propagiert werden (s. oben 
Abschnitt 2.3).

Um eine nachhaltige und systematische Berücksichtigung von Kinderrechten zu errei-
chen, sollten Kinderrechtsorganisationen die Schaffung von spezialisierten Einheiten 
innerhalb der nationalen Marktüberwachungsbehörden und auf Ebene des KI-Büros bzw. 
des Europäischen KI-Gremiums fordern, die sich auf Kinderrechte fokussieren. Auch eine 
Ombudsperson für Kinderrechte im KI-Gremium könnte eine Verbesserung darstellen. 
Schließlich kann auch die Forderung eines Projekts zur Erforschung der kinderrechtlichen 
Auswirkungen der KI-Verordnung oder gar eines EU-weiten Monitoring-Systems in diesem 
Bereich zu Verbesserungen und mehr Einblicken in die kinderrechtsbezogene Umsetzung 
auf allen Ebenen führen

Als langfristig angelegte Advocacy-Option auf EU-Ebene gilt das Einbringen der kinder-
rechtlichen Perspektive in einen Reformdiskurs bzgl. der KI-Verordnung. Ein Einfallstor 
für derartige Reformaktivitäten kann die generelle Beobachtungs- und Evaluierungsauf-
gabe der Kommission nach Art. 112 KI-VO sein. Danach muss die Kommission dem Parla-

165	 Vgl. Orwat u.a., NanoEthics 2024, 1 (11).
166	S. Wang u.a., CHI Conference on Human Factors in Computing Systems 2022, 1.
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ment alle vier Jahre (erstmalig 2028) einen Evaluationsbericht vorlegen, der sich auch auf 
mögliche „Änderungen zur Verbesserung der Wirksamkeit des Überwachungs- und Gover-
nance-Systems“ bezieht. Dazu könnten auch Ergebnisse einer kinderrechtsspezifischen 
Betrachtung der Governance-Strukturen gehören, wie sie diese Untersuchung macht. 

Tabelle 7   Advocacy-Optionen im Hinblick auf Akteure der europäischen Ebene

Akteur Kurzfristig Mittelfristig Langfristig

EU-Kommis-
sion / Euro-
päisches  
Parlament

Initiierung und Teilnah-
me an Fachgesprächen 
zur besseren Berück-
sichtigung von Kinder-
rechten

Einbringung von Stel-
lungnahmen und Posi-
tionen zur Integration 
von Kinderrechten in 
Durchführungsakte und 
delegierte Rechtsakte 
(s. oben Tab. 4)

Beteiligung an Konsul-
tationsverfahren

Aktive Mitgestaltung dele-
gierter Rechtsakte und 
normativer Dokumente 
unter Einbeziehung kin-
derrechtlicher Perspek-
tiven

Klärung der Zuständigkeit 
und Finanzierung im Hin-
blick auf Awareness und 
Kompetenzförderung

Schaffung der Grundla-
gen für wissenschaftliche 
Begleitprojekte zur Imple-
mentation und Umsetzung 
von Kinderrechten 

Anpassung bzw. Opti-
mierung der KI-VO im 
Sinne einer expliziten 
Stärkung der Kinder-
rechte

Integration ausdrück-
licher Kinderrechts-
standards in die EU-
KI-Governance

Institutionalisierte 
Partizipation von Kin-
derrechtsorganisati-
onen

EU-Gremi-
en (z. B. KI-
Büro, Bera-
tungsforum)

Erste Einbindung 
von Kinderrechtsver-
treter*innen in infor-
melle Gesprächsrun-
den und Workshops

Initiale Präsentati-
on von Fallstudien und 
Evaluationsberichten 
zu kinderrechtlichen 
Aspekten in KI-Syste-
men

Beteiligung und Mitgestal-
tung von Konsultations-
prozessen in den Gremien

Klärung der Zustän-dig-
keit und Finanzie-rung im 
Hinblick auf Awareness 
und Kompetenzförderung

Aufbau von Arbeitsgrup-
pen zur Überprüfung der 
Implikationen von Kinder-
rechten in EU-Verfahren

Schaffung eines ein-
heitlichen kinderrechtli-
chen Interpretationsrah-
mens (insb. Methoden für 
„childrens’s rights impact 
assesments“)

Verankerung von Kin-
derrechten in den 
Gremienstrukturen, 
etwa durch Arbeits-
gruppen, Task Forces 
o.Ä.

Institutionalisierte 
Repräsentation kin-
derrechtlicher Pers-
pektiven in beraten-
den und kontrollie-
renden Funktionen
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Europäische 
Normungsor-
ganisationen

Aufbau erster Kontakte 
und kinderrechtlicher 
Impulse

Einbringung von Posi-
tionen zur Integration 
von Kinderrechten in 
technischen Normungs-
prozessen (s. oben 
Tab. 4)

Beteiligung an Konsul-
tationsverfahren

Zugang zu und aktive Teil-
nahme von Kinderrechts-
organisationen an Stan-
dardisierungsverfahren

Entwicklung gemeinsamer 
Vorgaben mit Fokus auf 
kinderrechtsfreundliche 
KI-Technologien

Initiierung von Arbeits-
gruppen zwischen Nor-
mungsorganisationen, 
Branchenverbänden und 
Kinderrechtsorganisati-
onen

Dauerhafte Kooperati-
on und institutionelle 
Verankerung kinder-
rechtlicher Perspekti-
ven bzw. Institutionen 
in europäischen Nor-
mungsorganisationen

- Schaffung eines 
„Code for Age-Appro-
priate AI“

- Etablierung von 
„child-friendly AI“-
Zertifikaten und lang-
fristigen Qualitäts-
merkmalen in der 
Risikobewertung

2.3.	 Zivilgesellschaftliche Akteure als Advocacy-Adressaten

Schließlich können auch zivilgesellschaftliche Akteure zu der besseren Berücksichtigung 
kinderrechtlicher Aspekte bei der Umsetzung der KI-Verordnung beitragen. Insbesondere 
die Schaffung von Kompetenzmaßnahmen, Awareness-Initiativen und Weiterbildungsan-
geboten kann als Multiplikator für einen verbesserten Zustand wirken. 

Bei einigen der vorgestellten Maßnahmen müssen insbesondere Kinderrechtsorganisati-
onen in Vorleistung gehen, etwas bei der Erarbeitung von Vorschlägen kinderrechtlicher 
Operationalisierungen oder altersgemäßer Risiken und Möglichkeiten von KI-Systemen 
und ihrer Bewertung. Dabei kann es hilfreich erscheinen, mit Menschenrechtsorganisa
tionen aus Deutschland und anderen EU-Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, die an der 
Konkretisierung grundrechtlicher Abwägungsvorgaben und -methoden arbeiten. Auch ein 
bilateraler Austausch mit dem Europarat und dort dem Committee on Artificial Intelligence 
(CAI) kann zu einer kohärenteren Integration kinderrechtlicher Aspekte in Grundrechts
abwägungen führen.

Insbesondere im Fall ausbleibender Kooperation und Unterstützung durch die relevanten 
Akteure auf nationaler und europäischer Ebene können sich Kinderrechtsorganisa
tionen oder von ihnen initiierte Projekte aufgerufen sehen, als kinderrechtliche Watch-
dogs zu fungieren und besonders eklatante Beispiele für kinderrechtsvernachlässigende 
KI-Praktiken und -Systeme zu identifizieren und in die Öffentlichkeit zu bringen. Solche 
DIY167-Ansätze können insbesondere auf der Ebene der breiten Öffentlichkeit Awareness 
schaffen und zu einer (gefühlten) Rechenschaftspflicht der jeweiligen Anbieter führen.

Schließlich kann auch die Etablierung eines Projekts zur Erforschung der kinderrecht
lichen Auswirkungen der KI-Verordnung oder gar eines EU-weiten Monitoring-Systems 
in diesem Bereich zu Verbesserungen und mehr Einblicken in die kinderrechtsbezogene 
Umsetzung auf allen Ebenen führen. Sollte das kontinuierliche Monitoring und die Evalu-
ation des Verordnungsansatzes durch die EU-Kommission keinen Fokus auf kinderrecht-
liche Perspektiven legen, kann es angezeigt sein, dass Kinderrechtsorganisationen eine 
eigene Evaluation zur Umsetzung im Hinblick auf die Berücksichtigung von Kinderrechten 
erstellen („Schattenbericht“, „Schattenevaluation“).

167	 Do it yourself – dt. „Mach es selbst“: Hier sind auch Kooperationen mit Initiativen zur Unterstützung 
digitaler Bürgerrechte und Watchdog-Akteure vorstellbar.
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Tabelle 8   Advocacy-Optionen im Hinblick auf Akteure der Zivilgesellschaft

Akteur Kurzfristig Mittelfristig Langfristig

Kinderrechts- 
organisationen

Mobilisierung und 
Aufbau von Netzwer-
ken zur Sensibilisie-
rung von Fachkräften 
und Öffentlichkeit

Entwicklung von Kam-
pagnen und Aware-
ness-Initiativen

ggf. Erstellung und 
Publikation von 
Schattenberichten 
sowie unabhängigen 
Evaluationsstudi-
en zur Überwachung 
der Umsetzung kin-
derrechtlicher Stan-
dards

Etablierung eines konti-
nuierlichen Monitoring-
Systems zur Sicherstel-
lung der Einhaltung kin-
derrechtlicher Standards

Nachhaltiger Einfluss auf 
Gesetzgebungsprozes-
se und Überwachungs-
mechanismen zur Sicher-
stellung einer kinder-
rechtsfreundlichen KI-
Governance

Menschen-
rechts- 
institutionen

Erste Kooperatio-
nen und gemeinsame 
Informationskampag-
nen zur thematischen 
Vernetzung

Austausch von Best 
Practices zur Integra-
tion von Kinderrech-
ten in Grundrechtsab-
wägungen

Aufbau interinstituti-
oneller Arbeitsgrup-
pen zur Evaluierung 
kinderrechtlicher 
Aspekte

Gemeinsame Ent-
wicklung von Stan-
dards und Leitlini-
en zur Überwachung 
von Menschen-
rechts- und Kinder-
rechtsaspekten

Bildung strategischer 
Allianzen zur kontinuier-
lichen Überprüfung und 
Anpassung der KI-Regu-
lierung an internationa-
le Menschenrechtsstan-
dards

Wissenschaft 
und NGOs

Transfer kinderrecht-
licher Erkenntnisse 
bzgl. der KI-Verord-
nung in die Wissen-
schaft und NGO-Land-
schaft

Erste Ansprachen für 
Kooperationen zur 
Durchführung von 
Awareness-Kampag-
nen und öffentlichen 
Veranstaltungen

Entwicklung und Ver-
öffentlichung unab-
hängiger Berich-
te sowie Evaluati-
onsstudien zur kin-
derrechtskritischen 
Überwachung der KI-
Governance

Aufbau transnatio-
naler Netzwerke zur 
Koordination von 
Advocacy-Aktivitä-
ten und gemeinsa-
men  
Aktionen

nachhaltige Einfluss-
nahme auf politische 
Entscheidungsprozes-
se durch kontinuierliche 
unabhängige Überwa-
chung und Evaluierung
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3.	 Optionen für Partizipationsmöglichkeiten junger  
Menschen 

Die Analyse hat gezeigt, dass die Partizipation von Kindern weder bei dem Entstehungs-
prozess der KI-Verordnung noch bei ihrer Umsetzung in die Praxis eine Rolle gespielt 
hat – nicht einmal in Form von symbolischen Anstrengungen.168 Das überrascht ange-
sichts des Kinderrechts auf Beteiligung (Art.  12 UN-KRK) und des Kindeswohlprinzips 
(Art. 3 UN-KRK), woraus sich eine Pflicht zur Einbindung von Kindern in die Gestaltung 
der KI-Governance und zur Förderung partizipativer Ansätze ergibt.169 Bei den Aktivitäten 
zur Erreichung der Advocacy-Ziele sollten insoweit auch immer Forderungen hinsichtlich 
möglicher Partizipationsformen eine Rolle spielen; dabei können ggf. bestehende Partizi-
pationsstrukturen mitgenutzt werden.

Auf organisatorischer Ebene kann eine Forderung sein, Kinderperspektiven im KI-Gremium 
zu berücksichtigen, etwa durch junge Beisitzende oder systematisch einzuladende 
Repräsentant*innen (ggf. auch auf Ausschussebene). Ein anderer Ansatz kann sein, Kinder-
panels als beratende Stellen für das KI-Gremium oder das Beratungsforum zu etablieren 
oder jedenfalls strukturierte Konsultationsverfahren für Themen und Entscheidungen 
vorzusehen, die (auch) Kinder betreffen. Alternativ sind Formen von Repräsentation durch 
Jugendpanels bzw. -beiräte oder Ombudspersonen in Unternehmen, Überwachungs
behörden und in Normierungsorganisationen bzw. deren technischen Komitees denkbar. 
Im Rahmen von ständigen Überwachungs- und Beobachtungspflichten der Anbieter von 
Hochrisiko-KI-Systemen könnten in Leitfäden und Codes of Conduct die Verpflichtung 
oder jedenfalls eine Empfehlung zum Vorhalten von jungen Expert*innen bzw. Advisors 
zu mehr Partizipation führen. Auch niedrigschwellige Feedback-Möglichkeiten für Kinder 
können bei der kinderrechtsorientierten Umsetzung der Beobachtungspflichten unter-
stützen.

Wenn organisatorische Strukturen veränderungsresistent sind, können alternativ auch 
Serien von Veranstaltungen oder einzelne Workshops zu einem Mindestmaß an Partizipa-
tion führen, z.B. durch partizipative (co-creation) Workshops.170 Insbesondere im Rahmen 
der Beobachtungs- und Überwachungspflicht der Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen 
kann der inklusive Austausch und die Arbeit mit Kindern an der Optimierung eines Systems 
aus kinderrechtlicher Sicht gewinnbringend sein. Bei KI-Systemen mit begrenzten Risiken 
können (Legal) Design Jams dazu führen, das Anbieter bei der Umsetzung ihrer Trans-
parenz- und Informationspflichten besser auf die Möglichkeiten und Erwartungen von 
Kindern eingehen oder auf Verständnisprobleme reagieren können.

Sollte es zu Reformüberlegungen bzgl. der Verordnung kommen, könnten verpflichtende 
kindgerechte Konsultations- und Anhörungsformen dabei helfen, die spezifischen Pers-
pektiven von Kindern besser zu berücksichtigen; dafür eignen sich ggf. auch digitale 
Formate171. Daneben wäre es wünschenswert, auch hier Jugendpanels oder -beiräte bera-
tend einzubinden.

168	Vgl. zum Tokenism Perry-Hazan/Bauml, Childhood 2023, 194; Lundy, Childhood 2018, 340.
169	 Mathiyazhagan/La Fors, Information Polity 2023, 141.
170	 Vgl. dazu Mathiyazhagan/La Fors, Information Polity 2023, 141.
171	 S. nur die EU Children’s Participation Platform, https://eu-for-children.europa.eu 
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4.	 Optionen für Kooperationen im Akteursnetzwerk 

Die Advocacy-Ziele haben gezeigt, dass nicht nur die KI-Verordnung und die von ihr 
aufgestellte Governance-Struktur komplex ist, sondern auch die Maßnahmen, die auf 
eine Verbesserung der Kinderrechte bei der Umsetzung der Verordnung abzielen. Für 
einzelne Kinderrechtsorganisationen können begrenzte Ressourcen und unterschied-
lich stark ausgeprägte Zugänge zu einzelnen Akteuren dazu führen, dass die Zielerrei-
chung erschwert ist. Akteursübergreifende und interdisziplinäre Kooperationen zwischen 
Akteuren können dazu führen, nachhaltiger und wirksamere Advocacy-Arbeit zu leisten, 
mehr Reichweite zu generieren oder besseres Gehör bei einzelnen Akteuren zu erreichen. 

Dies ist insoweit ein Plädoyer zur Etablierung und zum Ausbau von Akteursnetzwerken, die 
gemeinsam die genannten Advocacy-Ziele verfolgen. Kinderrechtsorganisationen können 
Kooperationen unter anderem eingehen mit Menschenrechtsinstitutionen, Kinderrechts-, 
Jugend-, Eltern- und Familienverbänden, Datenschutz- und Verbraucherschutzverbänden 
und -initiativen, zivilgesellschaftlichen Akteuren aus den Bereichen (digitale) Bürger-
rechte, Antidiskriminierung, intersektionale Interessenvertretungen und Foren sowie mit 
wissenschaftlichen Einrichtungen.

Daneben kommt der Europarat als Partner in Betracht, insbesondere mit Blick auf die 
dortige KI-Rahmenübereinkunft, bei der die Einarbeitung der Kinderrechte besser 
geglückt ist und eine konkrete Ansatzfläche zur Berücksichtigung von Kinderrechten 
aufzeigt. Auch Verbindungen zu anderen supranationalen Initiativen wie der UNESCO und 
ihrer AI.ONE Community können netzwerkbildend wirken. Schließlich können Koopera
tionen mit Medien, Initiativen zur Unterzeichnung von Petitionen oder Zusammenarbeiten 
mit thematisch einschlägigen Aktivist*innen aus dem Bereich kritischer KI-Begleitung zu 
mehr Öffentlichkeit beitragen.
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V.	 Zusammenfassung

Die Europäische KI-Verordnung (der „AI Act“) schafft einen umfassenden Ordnungsrahmen 
für Systeme Künstlicher Intelligenz.172 Sie enthält Vorgaben, die die Rechte von Kindern 
als eine vulnerable Gruppe bei der Entwicklung und beim Betrieb von KI-Systemen grund-
sätzlich schützen können. Das Gutachten konnte herausarbeiten, wie und an welchen 
Stellen die KI-VO kinderrechtliche Bezüge aufweist, welche Herausforderungen sich bei 
der Umsetzung in der Praxis zeigen und welche Handlungsmöglichkeiten sich für kinder-
rechtsorientierte Advocacy ergeben. 

Die EU hat für die KI-Verordnung einen risikobasierten Ansatz gewählt: Je riskanter der 
Einsatz eines KI-Systems für die Verwirklichung der Grundrechte der EU-Grundrechte-
Charta ist, umso höher sind die gestellten Anforderungen an die Vorkehrungen zum 
Grundrechtsschutz.173 Neben dem absoluten Verbot von bestimmten KI-Praktiken – 
darunter solchen, die die Vulnerabilität174 von Personengruppen aufgrund ihres Alters 
ausnutzen – sieht die Verordnung restriktive und umfassende Pflichten für sogenannte 
Hochrisiko-KI-Systeme vor.175 Eine der Kernvorgaben ist dabei das Vorhalten eines grund-
rechtssensiblen Risikomanagementsystems.176 Bei sogenannten KI-Modellen mit allge-
meinem Verwendungszweck177 mit systemischem Risiko ergibt sich eine vergleichbare, 
wenn auch leicht abgesenkte Anforderung. Für KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungs-
zweck und KI-Systeme, die „nur“ ein begrenztes Risiko für die Grundrechte aufweisen, 
sieht die Verordnung dagegen weitaus weniger restriktive Vorgaben vor, insbesondere 
Transparenz- bzw. Informations- und Kennzeichnungspflichten.178

Im Vergleich zu der vorherigen Situation, d.h. ohne ein bestehendes Rahmenwerk für 
grundrechtsrelevante KI-Anwendungen, schafft die KI-Verordnung einen Rechtsrahmen, 
der in der Lage ist, risikobehaftete KI-Systeme rechtlich einzuhegen und einem Gover-
nance-System zu unterwerfen. Der Schutz vor besonders grundrechtsintensiven Eingriffen 
und Beeinträchtigungen durch Künstliche Intelligenz verbessert die Situation insoweit 
grundsätzlich auch für Kinder als Träger*innen von Grund- und Menschenrechten. 

Die KI-Verordnung zielt zudem auf ein hohes Schutzniveau in Bezug auf Gesundheit, 
Sicherheit und die in der Charta verankerten Grundrechte ab – und zu diesen Grund-
rechten zählen die Kinderrechte, wie sie Art. 24 GrCh und die UN-Kinderrechtskonvention 
garantieren. Die Kinderrechte sind bei allen grundrechtsrelevanten Einstufungen, Bewer-
tungen und Abwägungen in der Verordnung zwingend miteinzubeziehen, darunter bei der 
Einstufung von KI-Systemen in die Risikokategorien der KI-Verordnung, bei der Durchfüh-
rung von grundrechtssensiblen Risikoprognosen und Entwicklung von Risikominderungs-
maßnahmen, bei der Daten-Governance, bei Grundrechte-Folgeabschätzungen und bei 
der Umsetzung von Dokumentations- und Transparenzpflichten. Zudem sind KI-Praktiken 
absolut unzulässig, die die Vulnerabilität von Kindern ausnutzen.

Dieses grundsätzlich positive Ergebnis stößt auf Herausforderungen in der Praxis: Zum 
einen verpasst die KI-Verordnung die wichtige Möglichkeit, die Berücksichtigung der 
Rechte von Kindern oder ihre besonderen Schutzbedürfnisse im verbindlichen Teil des 
Verordnungstextes ausdrücklich zu benennen. Die prinzipiell einzudenkenden kinder-

172	 Überblick u.a. bei Becker/Feuerstack, KIR 2024, 62; Bomhard/Siglmüller, RDi 2024, 45; Chibanguza/
Steege, NJW 2024, 1769; Roth-Isigkeit, KIR 2024, 15; Bomhard/Siglmüller, RDi 2024, 45.

173	 S. zum grundrechtsschützenden Charakter der KI-VO Seitz, EuZW 2024, 836; Vasel, EuZW 2024, 829.
174	 Dazu Malgieri/Rebrean, FAccT 25, 1985; Fedele u.a., Computer Law & Security Review 2024, 105986. 
175	 Ebers/Streitbörger, RDi 2024, 393.
176	 S. Bronner, KIR 2024, 55.
177	 Dazu Engel, KIR 2024, 21. 
178	 S. Merkle, RDi 2024, 414.
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rechtlichen Gewährleistungen bleiben dadurch „unsichtbar“. Die rechtliche Pflicht zur 
Berücksichtigung der spezifischen Bedürfnisse von Kindern und der Gewährleistungen 
der Vorgaben der Kinderrechtskonvention müssen im schlechtesten Fall erst von allen 
relevanten Akteuren erkannt, gelernt und verinnerlicht werden. 

Zum anderen hat der EU-Gesetzgeber einen Regulierungsansatz gewählt, der aus dem 
Produktsicherheitsrecht stammt. Regelungen dieses „New Legislative Framework“ dele-
gieren das Risikomanagement weitflächig in die Hände der Hersteller bzw. Anbieter, an 
technische Normungsorganisationen sowie an Industrieforen, die für die Erstellung von 
Spezifikationen, Leitfäden und Codes of Conduct verantwortlich sind. Die „versteckten“ 
Kinderrechte sind hier von allen Akteuren zu berücksichtigen. Die Umsetzung erfolgt 
allerdings durch Anbieter und Normungsorganisationen, die vor allem Expertise in Fragen 
technischer Sicherheit haben. Klassisches Produktsicherheitsrecht lässt sich indes nur 
erschwert in Kontexten anwenden, in denen (auch) immaterielle Risiken vorliegen oder 
Konzepte wie das Kindeswohlinteresse für die Abwägung relevant sind.179 Theoretisch 
und mit Blick auf bereits erfolgte Konkretisierungsschritte besteht das Risiko, dass 
Kinderrechte keine große Rolle bei rechtlichen und grundrechtlichen Erwägungen und 
Abwägungen im Rahmen der KI-Verordnung spielen. 

Die Analyseergebnisse machen deutlich, dass zur Berücksichtigung der Kinderrechte 
im Rahmen der Umsetzung der Verordnung an praktisch allen Stellen des Lebenszyklus 
von KI-Systemen Awareness geschaffen werden muss. Hier besteht angesichts der 
„versteckten“ Kinderrechte auch die Notwendigkeit und Dringlichkeit, breite und nach-
haltige Initiativen zu etablieren. Die komplexe Governance-Struktur der KI-Verordnung 
mit vielen verschiedenen Akteuren auf mehreren Ebenen, die parallel laufenden Konkre-
tisierungsprozesse und das Lernen von kinderrechtlichen Zugängen und Aspekten, etwa 
bei der Risikoidentifikation und -bewertung von KI-Systemen und -Modellen, zeigen eine 
Reihe von Ansatzpunkten für Formen von Advocacy auf. 

Das Gutachten entwickelt hier konkrete Handlungsvorschläge für kinderrechtsorientierte 
Organisationen, um den Schutz von Kinderrechten in der Anwendung der KI-Verordnung 
zu stärken. Als zentral identifiziert das Gutachten vier Advocacy-Ziele:

	– Verbesserung der Awareness der zwingend zu berücksichtigenden Kinderrechte bei 
anbieterseitigen Bewertungen und Einstufungen,

	– Verankerung von spezifischen kinderrechtlichen Aspekten in technischen Normen, 
Leitfäden und delegierten Rechtsakten,

	– Entwicklung von Rahmenkonzepten und Methoden der kinderrechtssensiblen Risiko-
bewertung,

	– Etablierung von kinderrechtsaffinen Kontroll- und Überwachungsmechanismen,

	– Schaffung von Denkräumen für eine kinderrechtsfreundliche Änderung der KI-Verord-
nung und ihrer Governance-Struktur.

Bestenfalls entstehen durch eine erfolgreiche Advocacy und der Mitarbeit in den Standar-
disierungsverfahren europäische Konkretisierungsakte, Leitlinien, harmonisierte Normen 
und Selbstverpflichtungen, die deutlicher als die Verordnung selbst die Berücksichtigung 
von Kinderrechten bei der KI-Systemgestaltung propagieren und konkrete Anleitungen 
für die Umsetzung im Rahmen von Einstufungen, Risikobewertungen und Grundrechts-
abwägungen enthalten. Da es sich bei derartigen Formen der Technik- und Verfahrens-
standardisierung um komplexe und eher mittelfristige Prozesse handelt, erscheint eine 
nachhaltige Advocacy durch ein möglichst breites Spektrum kinderrechtsorientierter oder 
jedenfalls -sensibler Akteure erforderlich. 

179	 Zur Bedeutung des Vorrangs des Kindeswohls s. Croll/Dreyer, BPJMAKTUELL 2/2022, 4 (11 f.).
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Mit Blick auf die politischen Versprechen, selbst gesetzte Strategien, eingerichtete Foren 
und mit Blick auf die deutlich bessere Einbindung kinderrechtlicher Perspektiven in 
anderen KI-Governance-Initiativen (Europarat, UNESCO) erscheint die verbesserungswür-
dige Einbindung kinderrechtlicher Belange in die KI-Verordnung als eine Enttäuschung. 
In Zeiten, in denen die erste Forderung des EU Youth Dialogues (2021) „Ensuring young 
people have influence on decision making” lautet, ist die im Rahmen des Gesetzgebungs-
prozesses und der derzeitigen Umsetzungsaktivitäten praktisch nicht erfolgte Einbindung 
von Kindern und ihren Perspektiven ein Skandal. Die Untersuchung zeigt hier (bessere) 
Partizipationsmöglichkeiten von jungen Menschen bei der Umsetzung der KI-Verordnung 
auf und arbeitet Optionen für Kooperationen in den relevanten Akteursnetzwerken heraus.

Hamburg, im Januar 2025
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